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Unterrichtung 

durch die deutsche Delegation in der Parlamentarischen Versammlung 
des Europarates 


über die Tagung der Parlamentarischen Versammlung des Europarates 
vom 27. bis 31. Januar 1986 in Straßburg 


Während des Dritten Teils ihrer 37. ordentlichen Sitzungs- 
periode erörterte die Parlamentarische Versammlung des 
Europarates Berichte, behandelte die üblichen geschäftsord- 
nungsmäßigen Vorgänge und faßte Beschlüsse zu folgenden 
Themen; 

Tätigkeitsbericht des Präsidiums, des Ständigen Ausschusses 
und des Ausschusses für die Beziehungen zu den nationalen 
Parlamenten und zur Öffentlichkeit. 

Hierzu sprachen die Abg. Dr. Ahrens (S. 4), Jäger (Wangen) 
(S. 8), Büchner (Speyer) (S. 9). 

Bericht des Ministerkomitees 

Schriftliche Fragen von Abg. Dr. Holtz (S. 23), Dr. Müller 
(S. 23). 

Politische Fragen 

— Die europäische Reaktion auf den internationalen Terro- 
rismus. 

Empfehlung 1024 (S. 22). 

Hierzu sprachen die Abg. Dr. Rumpf (S. 19), Kittelmann 
(S. 19, 20), Reddemann (S. 21, 22). 

— Die Flüchtlinge aus Palästina. 

Empfehlung 1025. 

— Die Lage im Libanon. 

— Änderung der Artikel 14 und 25 der Satzung des Europa- 
rates. 

Empfehlungen 1026 und 1027 (S. 24, 25). 

Hierzu sprachen die Abg. Jäger (Wangen) (S. 23), Dr. Frhr. 
Spies von Büllesheim (S. 24). 
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Wirtschaft und Entwicklung 

— Die Ernährungskrise in Afrika. 

Entschließung 856 (S. 29). 

Hierzu sprachen die Abg. Dr. Rumpf (S. 25, 26), Dr. Müller 
(S. 26, 27), Dr. Frhr. Spies von Büllesheim (S. 27, 28, 29). 

— Die Jugendarbeitslosigkeit. (Siehe: Soziale Fragen.) 

— 30. und 31. Jahresbericht der Europäischen Transportmini- 
sterkonferenz (CEMT) — Antwort der Versammlung. 

Entschließimg 858 (S. 33). 

Hierzu sprach Abg. Dr. Frhr. Spies von Büllesheim (S. 32). 
Soziale Fragen 

: — Die Europäische Sozialcharta — Eine politische Bewer- 
tung. 

Empfehlung 1022 (S. 12). 

— Die Gleichstellung von Mann und Frau 
Entschließung 855 (S. 11). 

Hierzu sprachen die Abg. Zierer (S. 11), Jäger (Wangen) 
(S. 12). 

— Die Jugendarbeitslosigkeit. 

Empfehlung 1023 (S. 16). 

Hierzu sprachen die Abg. Büchner (Speyer) (S. 14, 15), 

Dr. Müller (S. 15, 16). 

Bevölkerungs- und Flüchtlingsfragen 

— Die Flüchtlinge aus Palästina. (Siehe Politische Fragen.) 
Wissenschaft und Technologie 

— Der Austausch von Wissenschaft und Technologie zwi- 
schen Europa und Japan. 

Empfehlung 1028. 

— Wissenschaftliche und technologische Zusammenarbeit in 
Europa. 

Empfehlung 1029. 

Landwirtschaft 

— Europas Agro-Industrie und die europäische Integration. 
Entschließung 857 (S. 31). 

Hierzu sprach Abg. Dr. Frhr. Spies von Büllesheim (S. 30, 
31). 

Kultur und Erziehung 

— Die Zusammenarbeit der europäischen und der lateiname- 
rikanischen Universitäten. 

Empfehlung 1030 (S. 36). 

Hierzu sprach Abg. Dr. Müller (S. 35, 36). 
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Die Reden der deutschen Mitglieder der Parlamentarischen 
Versammlung sind nachstehend mit den betreffenden Be- 
schlüssen der Versammlung abgedruckt. 

Den turnusmäßigen Bericht des Ministerkomitees trug dessen 
amtierender Vorsitzender Peter Barry, Außenminister der Re- 
publik Irland, vor. 

Zur Versammlung sprachen der ägyptische Staatspräsident, 
Husni Mubarak, der Präsident der Europäischen Transport- 
ministerkonferenz, Leon Schlumpf, und der tunesische Land- 
wirtschaftsminister Lassaad Ben Osman. 

An den Verhandlungen der Parlamentarischen Versammlung 
nahmen parlamentarische Delegationen aus den Vereinigten 
Staaten von Amerika, Ägypten und Israel teil. 


Bonn, den 18. Februar 1986 


Gerhard Reddemann Dr. Karl Ahrens 


Sprecher 


Stellvertretender Sprecher 
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Montag, 27. Januar 1986 

Tagungsordnungspunkt: 

Tätigkeitsbericht des Präsidiums, des Ständi- 
gen Ausschusses und des Ausschusses für die 
Beziehungen zu den nationalen Parlamenten 
und zur Öffentlichkeit 

(Drucksache 5515) 

Berichterstatter: Abg. Dr. Ahrens (Bundesrepublik 
Deutschland), Präsident der Versammlung 

Dr. Ahrens (SPD), PRÄSIDENT der Versammlung: 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Wenn ich heute von der 
Tribüne aus als Berichterstatter des Präsidiums 
und des Ständigen Ausschusses zu Ihnen sprechen 
darf, so will ich dabei nicht den Inhalt des kurzen 
Tätigkeitsberichtes kommentieren, der Ihnen zur 
Kenntnisnahme in schriftlicher Form vorliegt. Es 
ist vielmehr guter Brauch, daß der Präsident der 
Parlamentarischen Versammlung am Ende seiner 
Amtszeit eine Art Bilanz zieht und aus der Erfah- 
rung, die er in drei Amtsjahren sammeln konnte, 
einige Hinweise gibt, Fingerzeige für die künftige 
Arbeit. 

In den vergangenen drei Jahren ist die Arbeit der 
Versammlung nicht ohne Spannungen verlaufen. 
Sie war oft von tiefgreifenden politischen Differen- 
zen geprägt. Das wird mit Sicherheit auch in der 
Zukunft nicht anders sein. Die Versammlung 
braucht daher Verfahrensregeln, die auch bei sol- 
chen harten Auseinandersetzungen nicht versagen 
und es verhindern, daß die Diskussion über die 
Sache und die Entscheidung darüber allzu leicht 
blockiert werden können. Die begonnene behut- 
same Fortschreibung unserer Geschäftsordnung 
sollte daher fortgesetzt werden. Die Versammlung 
braucht einen Kompaß nicht nur für glatte See, son- 
dern auch für stürmisches Wetter. 

Die Zusammenarbeit zwischen den beiden Organen 
des Europarates, dem Ministerkomitee und der 
Versammlung, ist durchweg positiv und vertrauens- 
voll. Zwar gibt es ein natürliches Spannungsver- 
hältnis zwischen beiden Organen, das vor allem da- 
durch geprägt ist, daß die Minister und ihre Vertre- 
ter enger in die nationale Politik eingebunden sind 
und stärker die nationalen Gesichtspunkte berück- 
sichtigen müssen als die Abgeordneten der Ver- 
sammlung. Dies führt leicht zum Scheitern unserer 
Vorschläge im Ministerkomitee oder zu einer zöger- 
lichen Behandlung, die von der Versammlung im- 
mer wieder beklagt wird. Das wird sich auch in 
Zukunft nicht ganz vermeiden lassen, jedoch ist 
durch bessere wechselseitige Information sicher- 
lich noch einiges zu verbessern. 

Sie wissen, liebe Kolleginnen und Kollegen, daß ich 
der Arbeit der Fachministerkonferenzen seit jeher 


besondere Bedeutung beigemessen habe und in ih- 
rer Arbeit wesentliche Impulse für die Integration 
Europas sehe. Ich habe daher in den vergangenen 
drei J ahren an zahlreichen Konferenzen dieser Art 
teilgenommen. Dabei hat sich bei mir die Überzeu- 
gung gefestigt, daß Fachministerkonferenzen ohne 
ein Kolloquium mit den Mitgliedern unserer Ver- 
sammlung nur von geringem Wert sind. Zuweilen 
gleichen diese Konferenzen einer Diskussion zwi- 
schen Tauben: Jeder Minister trägt brav vor, was 
ihm seine hohen Beamten aufgeschrieben haben, 
und stellt regelmäßig die Situation im eigenen 
Lande besonders positiv dar, Kritik wird nicht laut, 
Opposition ist nicht gefragt. Wenn man eine solche 
Aussprache — und das wird Ihnen genauso ergan- 
gen sein, liebe Kolleginnen und Kollegen — zwi- 
schen den Ministern miterlebt, kann man nur zu 
der Überzeugung kommen, daß in Europa bereits 
alles zum besten stehe und eigentlich alles schon 
getan sei. Hier können nur wir, meine lieben Kolle- 
ginnen und Kollegen, die Minister in einem Kollo- 
quium wieder in die europäische Realität zurück- 
führen, ihnen kritische Fragen stellen, ihnen aber 
auch positive Anstöße vermitteln. Es sollte daher 
zur Regel werden, daß ein auch von unserer Seite 
gut vorbereitetes Kolloquium stattfindet, und zwar 
möglichst in der ersten Hälfte einer solchen Mini- 
sterkonferenz, damit die Anstöße des Kolloquiums 
von den Ministern weiter verarbeitet und diskutiert 
und im Schlußkommunique aufgegriffen werden 
können. Die Minister unserer Länder müssen sich 
daran gewöhnen, daß sie sich nicht nur von den 
Abgeordneten ihrer Länder, sondern auch vor den 
Abgeordneten Europas zu verantworten haben. 

Ich hoffe, daß sich auch die Zusammenarbeit mit 
dem Europäischen Parlament in der Zukunft noch 
reibungsloser gestalten wird. Die Präsidien beider 
parlamentarischen Gremien sind sich darüber ei- 
nig, Doppelarbeit soweit wie möglich zu vermeiden. 
Überschneidungen werden sich nie ganz verhin- 
dern lassen, jedoch sollte auf der Ebene der Aus- 
schüsse ein verbesserter Informationsaustausch si- 
cherstellen, daß der Ausschuß des einen Parla- 
ments weiß, was im anderen Parlament bereits be- 
arbeitet wird oder gar zum Abschluß gekommen ist. 
Ich möchte daher die Ausschußvorsitzenden und 
die Sekretäre der Ausschüsse herzlich bitten, ver- 
stärkt den Kontakt zu den Kolleginnen und Kolle- 
gen der entsprechenden Ausschüsse des Europäi- 
schen Parlaments zu suchen. 

Eine Doppelarbeit zwischen den beiden großen eu- 
ropäischen Organisationen wird man nie ganz aus- 
schließen können. Sicher gibt es Bereiche der euro- 
päischen Politik, in denen die Gemeinschaften mit 
Vorrang zur Diskussion und zur Entscheidung be- 
rufen sind. Auf der anderen Seite aber gibt es auch 
politische Felder, die aus der Natur der Sache her- 
aus, aber auch kraft Auftrags und Tradition vom 
Europarat zu beackern sind. Ich nenne hier die eu- 
ropäische kulturelle Zusammenarbeit, den Schutz 
der Menschenrechte, die Harmonisierung unserer 
Rechtssysteme, die allgemeine politische Zusam- 
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menarbeit, den europäischen Jugendaustausch, die 
Zusammenarbeit zwischen Gemeinden und Regio- 
nen in Europa, aber auch beispielsweise das Vor- 
ausdenken für unsere nationalen Parlamente in Be- 
reichen neuer technischer und wissenschaftlicher 
Entwicklungen. Diese großen Aufgabenfelder gehö- 
ren zum Aufträge des Europarats und können ihm 
daher nicht streitig gemacht werden. 

Politischen Erfolg werden wir mit unserer Arbeit 
allerdings nur dann haben, wenn wir das Interesse 
der Öffentlichkeit und das Interesse der europäi- 
schen Politik in stärkerem Maße zurückgewinnen. 
Vor allem in den Mitgliedsländern, die zugleich Mit- 
glied der Europäischen Gemeinschaften sind, ist 
das politische Interesse ganz überwiegend von der 
Zusammenarbeit im gemeinschaftlichen Rahmen 
in Anspruch genommen. Das ist auch erklärlich. 
Bedauerlich jedoch ist es, wenn sich der politische 
Wille zur Einigung unseres Kontinents in den Aus- 
einandersetzungen etwa über die Finanzierung der 
EG, über die Landwirtschafts- oder Wirtschaftspoli- 
tik erschöpft. Gerade das aber müssen wir leider 
trotz aller Versprechen und aller feierlichen Zusa- 
gen in allen Mitgliedstaaten der EG feststellen. 
Nach Aushandeln eines Kompromisses im Rahmen 
der Gemeinschaften hat man meistens nicht mehr 
die Kraft, auf den anderen Feldern der europäi- 
schen Zusammenarbeit hier im Europarat nach 
neuen Lösungen zu suchen. 

Die europäische Politik muß sich stärker als bisher 
der Tatsache bewußt sein, daß sie zwei politische 
Instrumente zur Gestaltung der Zukunft in der 
Hand hat, daß die Zukunft Europas auf zwei Säulen 
ruht. 

Eine der wichtigsten Aufgaben unserei* Organisa- 
tion wird in den nächsten Jahren nach meiner Auf- 
fassung sein, ein Auseinanderlaufen der Entwick- 
lung der zwölf Staaten der EG und der anderen 
demokratischen Staaten Westeuropas zu vermei- 
den. Die Angst vor einer solchen Entwicklung, vor 
dem Aufreißen eines neuen Grabens in Europa also, 
konnte ich bei meinen Gesprächen mit den Regie- 
rungen der Nichtmitgliedsländer der EG immer 
wieder spüren. Die Parlamentarische Versammlung 
sollte einer solchen Entwicklung, die nur neue 
Spannungen in Europa erzeugen kann, mit Nach- 
druck entgegentreten. Besonders gefährlich wäre 
es aber, wenn es im Ministerkomitee des Europara- 
tes und in seinen vorbereitenden Ausschüssen zu 
einer Blockbildung „12 gegen 9“ kommen würde. 
Eine solche Politik müßte den Europarat zerstören. 
Ich weise auf eine solche Gefahr üb/igens nicht 
ohne Grund hin. 

Der Europarat ist in seiner Arbeit wie jede politi- 
sche Organisation sowohl nach innen wie nach au- 
ßen gerichtet. Im Innern haben wir die Aufgabe, das 
freiheitliche Zusammenleben unserer Menschen zu 
fördern und die demokratische Staatsform fortzu- 
entwickeln und zu verteidigen. 

In den vergangenen Jahren können wir in einigen 
Bereichen positive Entwicklungen verzeichnen. 
Ganz ohne jeden Zweifel haben sich die Verhält- 
nisse in der Türkei in diesen drei Jahren wesentlich 


zum Positiven gewendet, wenn sie auch sicherlich 
viele unter uns noch nicht voll zu befriedigen ver- 
mögen. In Gesprächen mit türkischen Politikern 
und Journalisten ist mir in diesem Zusammenhang 
immer wieder bestätigt worden, daß diese positive 
Entwicklung, die wir begrüßen, zu einem Teil auch 
das Ergebnis unseres ständigen Drängens ist. Wir 
sollten daher die Entwicklung in der Türkei auch 
weiterhin aufmerksam und kritisch verfolgen. 

Die Lage auf Zypern hingegen bereitet uns weiter- 
hin große Sorge. Trotz der erheblichen Anstrengun- 
gen und Bemühungen des Generalsekretärs der 
Vereinten Nationen, für die wir alle ihm Dank 
schulden, zeichnet sich gegenwärtig eine Lösung 
noch nicht ab. Sie wird nur zu erreichen sein durch 
eine noch größere Kompromißbereitschaft aller po- 
litischen Kräfte und Staaten, die in diesen tra- 
gischen Konflikt verwickelt sind. Als deutscher Ab- 
geordneter kann ich in diesem Zusammenhang nur 
feststellen, daß die Teilung eines Landes auf Dauer 
keine Lösung ist. Der Europarat wird auch künftig 
seine Hilfe bei der Suche nach einer gerechten Lö- 
sung für alle Zyprioten anbieten. 

Froh bin ich darüber — ich sagte es bereits — , 
heute nach langen Jahren wieder eine vollständige 
Delegation aus Malta unter uns zu sehen. Die Pro- 
bleme, die zwischen dem Europarat und Malta 
heute noch bestehen, werden sich im Gespräch mit 
diesen Kollegen ganz gewiß offener diskutieren und 
somit leichter lösen lassen. 

Meine Damen und Herren, im Mittelpunkt der In- 
nenpolitik unserer Länder steht heute überwiegend 
die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, insbesondere 
unter der Jugend. Der Anstieg der Arbeitslosigkeit 
hat sich zwar verlangsamt, schreitet aber dennoch 
fort. Die Zahl von 20 Millionen Arbeitslosen in unse- 
ren Mitgliedsländern ist seit langem überschritten. 
Es ist meine feste Überzeugung, daß der Europarat 
sich der Lösung dieses Problems, das zur Schicksal- 
frage auch für unsere demokratische Staatsform 
werden kann, in Zukunft verstärkt wird widmen 
müssen. Schon unsere Aufgabe als Verteidiger der 
Menschenrechte verlangt von uns eine Antwort, 
denn der oft lang dauernde Ausschluß eines Men- 
schen von der Möglichkeit, zu arbeiten und sich und 
seine Familie selbst zu ernähren, verletzt seine 
Menschenwürde. 

Auch die furchtbaren Folgen der Drogenkriminali- 
tät und die Gewalt in unseren Städten und Stadien 
können wir nur dann wirksam bekämpfen, wenn 
wir das Grundübel, die Hoffnungslosigkeit, beseiti- 
gen. Die Bekämpfung von Drogenkriminalität und 
Gewalt ist nur vordergründig eine Angelegenheit 
von Fahndern, Polizei und Gerichten; lösen können 
wir diese Probleme nur, wenn wir unserer Jugend 
wieder Arbeit, Lebensziele und damit wieder Hoff- 
nung geben. Gerade das, so meine ich, ist unsere 
Pflicht. 

Trotz mancher einzelstaatlichen Maßnahme und 
trotz mancher Entschließung unserer Versamm- 
lung schreiten die Umweltschäden in Europa fort. 
Nur ein europaweiter Umweltschutz kann hier hel- 
fen und die schlimmsten Schäden für die Zukunft 
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jedenfalls verhindern. Es gibt heute schon Teilbe- 
reiche unseres Kontinents, die infolge der Auswir- 
kungen von Technik und Industrie unbewohnbar 
für Mensch, Tier und Pflanze geworden sind, und 
diese Flächen werden größer von Tag zu Tag. Die 
Versammlung hat zu diesem Problem eindeutige 
und klare Forderungen aufgestellt. Das Echo auf 
diese Forderungen ist bislang allerdings mehr als 
dürftig. Einige unserer Regierungen fordern zwar 
von den Nachbarstaaten strengere Umweltschutz- 
bestimmungen, warten jedoch mit der Verschär- 
fung der eigenen Gesetze — möglicherweise, um 
einen Wettbewerbsvorteil für die eigenen Unterneh- 
men herauszuschinden, und sei es auch nur auf 
Zeit 

Hier sind wir gefordert, liebe Kolleginnen und Kol- 
legen. Konsequenter noch als bisher müssen wir die 
Möglichkeiten ausschöpfen, die uns unser doppeltes 
Mandat verleiht. Es genügt nicht, hier in Straßburg 
um Entschließungen zu ringen und sie an das Mini- 
sterkomitee oder an die Regierungen weiterzulei- 
ten. Unsere Arbeit ist nicht zu Ende, wenn wir 
Straßburg verlassen. Hier können wir immer nur 
den ersten Schritt tun; den zweiten müssen wir da- 
heim in unseren Parlamenten in Ausübung unserer 
Kontroll- und Initiativrechte als nationale Abgeord- 
nete geben. Gerade aus den Erfahrungen der ver- 
gangenen drei Jahre möchte ich Sie alle herzlich 
und dringend bitten, sich dieser doppelten Funktion 
stets bewußt zu sein und den Teil unserer gemein- 
samen Arbeit, den wir als nationale Abgeordnete 
getrennt oder — noch besser — als nationale Dele- 
gationen in unseren Hauptstädten verrichten müs- 
sen, nicht zu vergessen, sondern künftig verstärkt 
wahrzunehmen. 

Das gilt natürlich nicht nur für die Probleme des 
Umweltschutzes, sondern für alle unsere Tätigkeits- 
bereiche. 

In diesen Tagen werden wir in der Versammlung 
erneut über die Geißel des Terrorismus diskutieren 
müssen, gezwungen durch immer neue, schreckli- 
che Verbrechen, denen immer Unschuldige zum Op- 
fer fallen. Der Terrorismus ist ein weltweites Pro- 
blem und daher sicherlich endgültig nur weltweit 
zu lösen. Aber es ist unsere Aufgabe, als Wahrer 
von Frieden und Menschenrechten immer wieder 
die Staaten der Welt zur Lösung dieses Problems zu 
drängen. 

Es hat immer Menschen gegeben, Fanatiker, Ein- 
zelgänger, die bereit waren, zur Erreichung politi- 
scher, ideologischer oder auch religiöser Ziele das 
Blut der Mitmenschen oder auch das eigene Blut zu 
vergießen. Daran werden wir sicherlich auch in Zu- 
kunft nichts ändern. 

Der internationale Terrorismus der Gegenwart 
aber ist nicht das Werk einzelner Fanatiker. Er hat 
seine Wurzeln oftmals in schwerem Unrecht, das 
Minderheitsgruppen in vielen Ländern oder Erdtei- 
len der Welt erdulden müssen. Auf der Grundlage 
dieses Unrechts, oft auch nach erlittenen Verfolgun- 
gen, werden Menschen systematisch zum Haß erzo- 
gen, auf Meuchelmord dressiert, nach strategischen 


Gesichtspunkten eingesetzt und nach vollbrachter 
Tat in Sicherheit gebracht. 

Der internationale Terrorismus wird nur dann sein 
Ende finden, wenn das Unrecht beseitigt ist, das 
Minderheiten zügefügt wird, wenn die politischen 
Probleme in vielen Regionen unserer Erde gelöst 
sind, unter denen heute Millionen von Menschen 
leiden, und wenn Terroristen in keinem Land der 
Welt weiterhin Ausbildung, Unterstützung und Ver- 
steck finden. Terrorismus muß genauso geächtet 
werden wie Angriffskrieg. Staaten, die Terroristen 
unterstützen, stellen sich damit außerhalb der Staa- 
tengemeinschaft und müssen von allen anderen 
Staaten geächtet werden. Das geht viel weiter als 
wirtschaftlicher Boykott. Solange es übrigens mög- 
lich ist, auch bei der Bekämpfung des Terrorismus 
Ost gegen West und West gegen Ost auszuspielen, 
haben die Großmächte auch zur Lösung dieser 
Frage ihren besonderen Beitrag zu leisten, ihre be- 
sondere Verantwortung. Aber allein damit ist es 
nicht getan. Hier stellt sich — ich hoffe, das kommt 
in diesen Tagen deutlich zum Ausdruck in unseren 
Diskussionen — eine Verantwortung für uns alle! 

Ich sagte vorhin, daß die Aufgaben unserer Organi- 
sation sowohl nach innen als auch nach außen ge- 
richtet sind. Beides läßt sich nicht voneinander 
trennen. Westeuropa ist keine Insel. Wir haben 
heute eine interkontinentale Interdependenz, ja, 
man könnte manchmal sogar versucht sein, von ei- 
ner planetarischen Interdependenz zu sprechen. 
Daher ist es bei aller Richtigkeit der Forderung 
nach Konzentration unserer Arbeit notwendig, daß 
wir uns nicht nur um die Verhältnisse in unseren 
Staaten kümmern, sondern auch den Blick nach 
außen richten. Dabei geht es zunächst und vor al- 
lem um Kontakte zu den europäischen Nichtmit- 
gliedstaaten. 

In den vergangenen drei Jahren sind die Beziehun- 
gen des Europarats zu Finnland weiter ausgebaut 
worden. Wir haben häufig finnische Kollegen unter 
uns. Wir hatten vor kurzem auch die Freude, einen 
finnischen Minister als Vorsitzenden der EFTA-Mi- 
nisterkonferenz zu uns sprechen zu hören. Auch 
ohne formelle Zugehörigkeit Finnlands zum Euro- 
parat sind unsere Beziehungen auf der parlamenta- 
rischen Ebene gut. 

Jugoslawien war im vergangenen Jahr zum ersten 
Mal das Ziel einer Delegationsreise der Versamm- 
lung. Wir hatten dort sehr nützliche und sehr offene 
Gespräche. Wir konnten ein großes Interesse der 
jugoslawischen Politiker an unserer Organisation 
feststellen. Deshalb habe ich die Hoffnung, daß wir 
die schon bestehenden Kontakte in Zukunft vertie- 
fen können. 

Zu den Staaten des Warschauer Pakts hingegen ha- 
ben sich die Verbindungen auch in den vergange- 
nen drei Jahren nicht gebessert. Abgesehen von 
einigen sehr losen, mehr persönlichen Gesprächen 
mit Politikern dieser Länder herrscht zwischen die- 
sen Staaten und dem Europarat auch heute noch 
absolute Funkstille. Diese ist nur dann einige Male 
unterbrochen worden, wenn sich der Europarat mit 
der Lage von Minderheiten in einigen dieser Län- 
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der beschäftigt hat. Die dann einsetzenden Aktivitä- 
ten dieser Staaten zeigen uns, daß unsere Arbeit 
auch im Ostteil unseres Kontinents verfolgt wird 
und die Regierenden dort zu meistens allerdings 
nur verbalen Reaktionen veranlaßt. Das allein aber 
genügt nicht. Daher sollten wir auch künftig mit 
aller Energie und unter Ausnutzung aller Kontakte 
versuchen, in Beziehungen zueinander zu treten. 
Wir hier in der Parlamentarischen Versammlung 
können nur für die Menschen Europas sprechen, 
für die das Schicksal nach dem Ende des schreckli- 
chen Krieges das günstigere Los bereitgehalten hat. 
Wir dürfen das nie vergessen! 

Besonderen Wert sollte die Versammlung weiterhin 
auch auf Kontakte und enge Beziehungen zu den 
Parlamenten der anderen OECD-Staaten legen. Wir 
können in unseren jährlichen Diskussionen hier in 
Straßburg nicht nur Fragen des OECD- Jahresbe- 
richts diskutieren, sondern mit unseren Kollegen 
auch über die Sicherung des Friedens in der Weit 
und andere weltpolitische Fragen offen sprechen. 
Wie ich im Gespräch mit Politikern der anderen 
OECD-Staaten übrigens habe feststellen können, 
hat für diese die Diskussion mit den Repräsentan- 
ten des demokratischen Europa eine große Bedeu- 
tung. Unsere Stimme wird dort oft deutlicher ver- 
nommen und hat dort häufig mehr Gewicht, als wir 
selbst vermuten. 

Die Straßburger Konferenz wird unserer Versamm- 
lung in Zukunft auch Kontakte ermöglichen zu den 
gewählten Repräsentanten weiterer Länder, insbe- 
sondere Lateinamerikas. Hier gilt es, nicht nur tra- 
ditionelle Bindungen neu zu beleben, sondern auch 
den Repräsentanten dieser jungen Demokratien 
Mut zu machen und ihnen zu helfen. Ganz gewiß 
sind unsere demokratischen Staatsformen kein Ex- 
portartikel. Jeder Staat, der irgendwo in der Welt 
zur Demokratie findet, muß auf der Basis der allge- 
mein verbindlichen Menschenrechte seinen eige- 
nen Weg gehen. Aber ich halte es gleichwohl für 
unsere Pflicht, diesen Ländern von unseren Erfah- 
rungen mitzuteilen und sie auch vor Fehlern zu 
bewahren, die wir selbst gemacht haben. Auch die 
Länder der Dritten Welt sind unsere Partner. Ent- 
weder haben wir alle eine Zukunft, oder wir haben 
alle keine Zukunft. 

Vor wenigen Monaten führte mich ein Besuch zum 
ersten Mal in die Volksrepublik China. Dabei war 
für mich interessant zu erfahren, wie aufmerksam 
in diesem riesigen Land die Entwicklung in Westeu- 
ropa verfolgt wird. Dies mag gewiß daran liegen, 
daß man mit der wirtschaftlichen Hilfe Europas bei 
der Verwirklichung der sehr großen Ziele rechnet, 
die sich die chinesische Politik nach der Kulturre- 
volution gesetzt hat. Meine Gesprächspartner be- 
tonten immer wieder mit Nachdruck, daß unter al- 
len in Betracht kommenden Staaten oder Länder- 
gruppen der Welt, die China auf dem Weg in die 
Zukunft helfen könnten, Westeuropa die einzige 
Ländergruppe sei, zu der China keine Differenzen 
und deshalb ein besonderes, enges Vertrauen habe. 
Auf die Gefahr hin, den Widerspruch derjenigen 
Kolleginnen und Kollegen unseres Hauses heraus- 
zufordern, die immer wieder auf eine Konzentra- 


tion unserer Arbeiten drängen, möchte ich Vorschlä- 
gen, die Kontakte zwischen dem Europarat und der 
Volksrepublik fchina zu vertiefen. Nach meiner fe- 
sten Überzeugung liegen in einer solchen Zusam- 
menarbeit große Chancen nicht für kurzfristigen 
wirtschaftlichen Gewinn, aber für eine mittelfri- 
stige wirtschaftliche und auch politische Zusam- 
menarbeit. Ich glaube, diese Chancen sollten wir 
nutzen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie mich 
schließen mit einem Dank an alle, die mir die 
Durchführung meiner Aufgaben in den vergange- 
nen drei Jahren erleichtert oder überhaupt erst 
möglich gemacht haben. Ich danke ausdrücklich al- 
len Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Europa- 
rats, an ihrer Spitze den beiden Generalsekretären 
Franz Karasek und Marcelino Oreja, mit denen 
mich eine gute und vertrauensvolle Zusammenar- 
beit verbunden hat und weiter verbindet. 

Besonders eng waren die Kontakte naturgemäß zu 
den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Greffe, 
die ich eigentlich alle aufzählen müßte, von denen 
ich jedoch nur John Priestman nennen kann. 

Herzlich danke ich den Damen und Herren, die mir 
bei der unmittelbaren Sitzungsleitung geholfen und 
die mich in mancher schwierigen Situation beraten 
und unterstützt haben. 

Mein Dank gilt den Dolmetscherinnen und Dolmet- 
schern, den Sicherheitskräften und allen anderen, 
die vor und hinter den Kulissen unseres Sitzungs- 
saales unsere Arbeit überhaupt erst möglich ma- 
chen. Ich bedanke mich bei allen dafür, daß sie 
mich stets ohne jeden Vorbehalt unterstützt ha- 
ben. 

Mein Dank gilt den Mitgliedern des Ministerkomi- 
tees, den Ministern und den Botschaftern, für eine 
stets offene und ehrliche Zusammenarbeit. Mei- 
stens haben wir auf verschiedenen Seiten des Ver- 
handlungstisches gesessen. Diese Situation jedoch 
wurde nicht nur erleichtert durch den runden Tisch 
des Sitzungssaals des Ministerkomitees; vielmehr 
durfte ich immer wieder erfahren, daß wir uns im 
Ziel stets einig waren, daß wir uns allenfalls über 
den Weg gestritten haben. Auf der Grundlage dieser 
Zusammenarbeit sind freundschaftliche Bande ge- 
wachsen, von denen ich hoffe, daß sie sich auch in 
der Zukunft bewähren werden. 

Mein Dank gilt last but not least Ihnen, den Kolle- 
ginnen und den Kollegen der Parlamentarischen 
Versammlung des Europarats. Sie haben mir die 
Arbeit nicht immer leicht gemacht. Aber gerade 
diese Erfahrung zeigt, daß wir hier ein wirkliches, 
ein lebendiges Parlament sind. Nur in den Alibi- 
Parlamenten der Diktaturen, nur in den Parlamen- 
ten der Scheindemokratien haben die Parlaments- 
präsidenten ein ruhiges Leben. Daher bedanke ich 
mich bei Ihnen dafür, daß wir trotz aller Gegensätz- 
lichkeit unserer Standpunkte durchweg fair und of- 
fen miteinander umgegangen sind und letztlich nie 
das Ziel aus den Augen verloren haben, das uns 
allen gemeinsam ist, das uns alle wieder vereint: die 
Einigung Europas auf der Grundlage von Freiheit 
und Recht. 
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Nach meiner ersten Wahl zum Präsidenten dieser 
Parlamentarischen Versammlung im April 1983 
habe ich Ihnen versprochen, mich fortan stets als 
ersten Diener der Versammlung zu betrachten. Ich 
habe mir Mühe gegeben, dieses Versprechen zu hal- 
ten. 

Jäger, (Wangen) (CDU/CSU): Herr Präsident! Ver- 
ehrte Kolleginnen! Meine Herren Kollegen! Ich 
möchte Sie, Herr Präsident, zu Ihrem ausgezeichne- 
ten und umfassenden Bericht, den Sie uns von der 
Arbeit des Büros und der Ständigen Kommission 
gegeben haben, ausdrücklich beglückwünschen, 
und ich möchte diesem Glückwunsch einen Glück- 
wunsch für Ihre Darlegungen, für die Rede, die Sie 
gehalten haben, hinzufügen, die uns beweist, daß 
Sie nicht nur mit dem Verstand, sondern auch mit 
dem Herzen bei dieser Arbeit waren und daß für 
Sie Europa eine Angelegenheit des persönlichen 
Engagements und des persönlichen Einsatzes ge- 
wesen ist. Der Dank erstreckt sich natürlich auch 
auf Ihre Mitarbeiter, der Dank erstreckt sich auf 
das Büro und auf die Ständige Kommission. 

Herr Präsident, ich füge dem hinzu, daß dieser 
Dank von mir auch ausdrücklich namens meiner 
Freunde in der christlich-demokratischen Fraktion 
ausgesprochen wird, die Ihre Arbeit zwar kritisch, 
aber mit hohem Respekt vor Ihrem Einsatz und vor 
Ihrer Arbeit begleitet hat und die Ihnen heute ganz 
herzlich für alles, was Sie getan haben, danken 
möchte. 

Herr Präsident, ich möchte meine Genugtuung dar- 
über zum Ausdruck bringen, daß Sie in Ihrem Be- 
richt dargelegt haben, daß sich vor allem das Büro 
im Committee mixed mit der Arbeit der Colombo * 
Kommission sehr intensiv weiterbeschäftigt hat 
und daß die Bemühungen um die Weiterarbeit an 
diesem großen Projekt nicht nachgelassen haben. 
Um so mehr möchte ich meinem Bedauern darüber 
Ausdruck geben, daß uns die politische Kommission 
heute nicht die Möglichkeit gibt, diese wichtige An- 
gelegenheit in dieser Plenarversammlung, dieser 
Sitzungswoche zu erörtern. Die Frage der Zusam- 
menarbeit in Europa, die Frage der Zusammenar- 
beit zwischen dieser Versammlung und dem Euro- 
päischen Parlament ist eine Frage von so großer 
und entscheidender Priorität, daß es bedauerlich ist, 
daß wir sie hier nicht auf der Tagesordnung haben. 
Dieses Bedauern ist um so nachhaltiger, als wir 
dadurch nicht die Gelegenheit haben — ich möchte 
diese wenigen Minuten dazu benutzen, das zum 
Ausdruck zu bringen — , unserer Genugtuung und 
Freude darüber Ausdruck zu geben, daß wir jetzt 
die erste Sitzung haben, bei der wir unsere Freunde 
aus Spanien und Portugal dazu beglückwünschen 
können, daß sie nunmehr auch der Europäischen 
Gemeinschaft angehören und dort ihre Arbeit wei- 
terhin zum Wohle ihrer und unser aller Völker fort- 
führen können. Wir meinen, daß dies eine große 
Stunde für Europa ist, wo diese beiden wichtigen 
Staaten zur Europäischen Gemeinschaft hinzutre- 
ten. 

Herr Präsident, es ist gut, daß Sie darüber geredet 
haben, daß wir uns davor hüten müssen, neue Grä- 
ben in Europa zwischen den Staaten der Gemein- 


schaft und den anderen Mitgliedstaaten des Euro- 
parates auf reißen zu lassen. Eines der Felder, das 
wir diskutieren, ist die Verkehrspolitik, die noch 
auf der Tagesordnung steht, und bei der es ohne 
einige Staaten — ich nenne nur die Alpenrepubli- 
ken, die die wichtigsten und schwierigsten Ver- 
kehrsverbindungen auf diesem Kontinent beher- 
bergen — in Europa keine Fortschritte geben kann. 
Es ist deswegen ganz wichtig, daß der Europarat 
seine Kompetenzen auf diesem Felde mit großem 
Nachdruck bewahrt, ausbaut und aktiviert. Ich 
freue mich darüber, daß wir wenigstens dies disku- 
tieren können. 

Herr Präsident, ich muß, auch wenn Sie vorhin 
einen Vorbehalt im Hinblick auf China gemacht ha- 
ben, dennoch an diese Stelle wiederholen, was mein 
Freund und Fraktionsvorsitzender Wolfgang Blenk 
hier schon mehrmals zum Ausdruck gebracht hat, 
daß wir es für eine ganz wichtige Sache halten, daß 
sich diese Versammlung stärker als bisher darauf 
konzentriert, unsere eigenen europäischen Pro- 
bleme zu behandeln, und nicht zuerst in der großen 
weiten Welt nach Problemen zu suchen, an deren 
Lösung wir mitwirken könnten, sondern das, was 
vor unserer Haustür liegt, in Angriff und in Arbeit 
zu nehmen, und da liegen noch gewaltige Probleme. 
Wenn ich daran denke, daß wir, abgesehen von ei- 
ner rein geschäftsordnungsmäßigen Behandlung, 
etwa die Frage der unseligen, unheilvollen Spaltung 
unseres Mitgliedlandes Zypern hier überhaupt nie 
in den letzten Jahren diskutiert worden ist, dann 
zeigt das, wo hier ein Manko der Arbeit unserer 
Versammlung liegt. Es ist um so erfreulicher, daß 
Sie heute, Herr Präsident, über die Situation in 
Malta berichten konnten, es ist um so erfreulicher, 
daß wir wieder eine maltesische Delegation, die 
nach den Regeln unseres Hauses, nach den Regeln 
des Europarates zusammengesetzt ist, vorfinden, 
und ich freue mich ganz besonders darüber, daß 
unsere zähen Bemühungen, die Bemühungen aller 
Gruppen und Fraktionen dieses Hauses, einen er- 
sten erfreulichen und, wie ich glaube sagen zu dür- 
fen, großen Erfolg hervorgebracht hat. Wir hoffen, 
daß dieser Erfolg weitergeht und daß die Republik 
Malta ganz und gar und voll dem entsprechen wird, 
was wir in unseren Resolutionen dazu zum Aus- 
druck gebracht haben, insbesondere, daß sie wie 
noch einige Staaten endlich der vollen Anwendung 
der Europäischen Menschenrechtskonvention 
durch Anwendung der Individualbeschwerde bei- 
tritt. 

Herr Präsident, lassen Sie mich zum Schluß noch 
ein Wort zur Beziehung zu den europäischen Nicht- 
mitgliedstaaten sagen. Was Sie dazu gesagt haben, 
findet meine volle Unterstützung. Ich möchte nur 
hinzufügen, daß die Konferenzen der Europäischen 
Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit, 
KSZE, die in diesem Jahr stattfinden werden, vor 
allem das dritte Folgetreffen, das in Wien im Herbst 
dieses Jahres beginnen wird, uns dazu animieren 
sollten, dieses Feld der politischen Erörterungen 
und Beratungen noch stärker als bisher dazu zu 
nutzen, unsere Rolle als Europarat innerhalb der 
KSZE zu spielen und so die Kontakte zu diesen 
Staaten zu verstärken. Herr Präsident, wenn wir 
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daran Weiterarbeiten, werden wir der Rolle gerecht 
werden, die uns unsere Satzung, unsere Geschäfts- 
ordnung, aber auch vor allem unser politisches Ziel 
auf den Weg gegeben haben. 

Ich danke Ihnen. 

Büchner (Speyer) (SPD): Herr Präsident! Als Sie vor 
drei Jahren Ihr Amt antraten, haben Sie es als Ihre 
erste Aufgabe bezeichnet, der Versammlung zu die- 
nen und sich für die Rechte und die Arbeitsmöglich- 
keiten der Kolleginnen und Kollegen hier einzuset- 
zen. Dies war für mich ein wichtiges Vorhaben; 
denn die Stellung und die Wirksamkeit der Parla- 
mentarischen Versammlung innerhalb der Gre- 
mien des Europarates ist für mich ein wesentlicher 
Indikator für die Demokratisierung dieses Gremi- 
ums Europarat. Durch Ihre Arbeit, Herr Präsident, 
sind wir hier einige Schritte weitergekommen, und 
ich möchte Ihnen dafür sehr herzlich danken. 

Die Fachministerkonferenzen — Sie haben sie er- 
wähnt — beginnen, sich zu bewähren, und es ist 
eine gute Sache, daß sie dank Ihrer Initiative mit . 
Kolloquien mit den Vertretern der Parlamentari- 
schen Versammlung verbunden werden. Hier ha- 
ben wir die seltene Möglichkeit, die konkrete Ar- 
beit, die wir in den Fachausschüssen leisten, direkt 
mit den Vertretern der nationalen Regierungen zu 
diskutieren. Dies ist ungeheuer wichtig; denn sonst 
fehlt uns diese Chance. 

Außerdem, Herr Präsident, haben Sie hier etwas 
durchgesetzt, was wohl nicht wertvoll genug ge- 
nannt werden kann und betont werden muß. Hier 
haben große Staatsmänner und -f rauen gesprochen. 
Aber für mich war es einer der größten Tage, als 
sich im vorigen Mai hier in diesem Hemicycle 600 
Jugendliche aus Anlaß des Jubiläums des Europa- 
rates über die Zukunft Europas unterhielten und 
mit uns hart diskutierten. Dies war ein Stück direk- 
ter Demokratie und hat auch in der Öffentlichkeit 
mehr Aufmerksamkeit als manche wichtige Fach- 
debatte erregt, die wir hier in diesem Plenum füh- 
ren. Hoffentlich setzen wir diese gute Übung des 
direkten Gesprächs mit den Bürgern, besonders 
auch mit der jungen Generation in Europa, fort. 

Gleichwohl, Herr Präsident, bin ich, was das Ver- 
hältnis zwischen Ministerkomitee und Versamm- 
lung betrifft, nach nun nahezu 13 Jahren Mitglied- 
schaft in dieser Versammlung nicht zufrieden. Eu- 
ropa ist auch auf der Ebene des Europarats immer 
noch ein Europa der Regierungen. Vor einer Stunde 
mußten Sie uns daran erinnern, daß, weil am Mitt- 
woch der Vorsitzende des Ministerkomitees hier 
den Bericht abgibt, wir bis spätestens 13 Uhr das 
Recht haben, pro Abgeordneten eine schriftliche 
Frage untertänigst an den Herrn Vorsitzenden des 
Ministerkomitees einzureichen, die er dann, wenn 
es ihm beliebt, mehr oder weniger konkret nach sei- 
nem Bericht am nächsten Mittwoch zu beantworten 
gedenkt. Das halte ich für unmöglich, Herr Präsi- 
dent. Das Mini Ster komitee arbeitet doch auch auf 
der Grundlage der Entschließungen, die wir in den 
Ausschüssen und im Plenum hier verabschieden. 
Gibt es denn keinen Präsidenten dieses Komitees, 
der in der Lage ist, freiweg Fragen von Abgeordne- 


ten, die diese fachlich bezogen an ihn stellen, zu 
beantworten? Wo bleibt hier der Dialog? Dies ist 
auch einer der Gründe, daß unsere Wirksamkeit 
und unser öffentliches Ansehen in Europa so gering 
sind. Wir müssen unbedingt Zusammenarbeiten, da- 
mit dies in der nächsten Zeit geändert wird. Wir 
wollen den direkten Dialog mit den Ministern; sonst 
hat diese Arbeit nur geringen Wert. 

Ein zweites. Wir empfangen hier — auch morgen 
wieder — große Staatsmänner, aber hier reden 
auch Minister und Staatssekretäre. Uns besuchen 
aber auch Präsidenten der nationalen Parlamente. 
Die haben nicht die Möglichkeit, hier vor dieser 
Versammlung zu reden. Jeder Minister und jeder 
Staatssekretär hat diese Möglichkeit. Auch dies ist 
ein Mangel in der Wirksamkeit der Parlamentari- 
schen Versammlung nach außen. Unsere Präsiden- 
ten, die die nationalen Parlamente repräsentieren, 
sollten hier ebenso die Möglichkeit haben, sich vor 
der Versammlung auszudrücken, wie die Vertreter 
der Regierungen. Dies sind zwei konkrete Punkte, 
die ich anbringen wollte, um die Wirksamkeit der 
Versammlung zu stärken und auf dem Weg, den Sie 
gewiesen haben, auch noch weiterzugehen. 

Vielen Dank. 

Tagesordnungspunkt: 

Die Europäische Sozialcharta — 
eine politische Bewertung 

(Drucksache 5453) 

(Abstimmung zur Aussprache vom 3. Oktober 1985} 


Empfehlung 1022 (1986) 

betr. die Europäische Sozialcharta: eine politische 

Bewertung 

Die Versammlung 

1. erinnert daran, daß in diesem Jahr der 20. Jah- 
restag des Inkrafttretens der Sozialcharta statt- 
gefunden hat, und bedauert, daß dieses Instru- 
ment, das derzeit von 14 Mitgliedstaaten ratifi- 
ziert wurde, in der Öffentlichkeit immer noch 
wenig bekannt ist; 


2. vertritt die Ansicht, daß man diese Gelegenheit 
nutzen sollte, um abgesehen von den rechtlich- 
administrativen Dokumenten, die regelmäßig 
während der aufeinanderfolgenden Kontrollpe- 
rioden erstellt werden, eine politische Bilanz zu 
ziehen und den Platz, den die Charta bei der 
Schaffung eines europäischen Sozialraumes 
einnimmt, neu zu bewerten; 

3. vertritt die Ansicht, daß die Sozialcharta in er- 
ster Linie Ausdruck des politischen Engage- 
ments für ein Sozialprogramm ist und als dyna- 
misches fortschrittsförderndes Instrument kon- 
zipiert worden ist, während sie andererseits ei- 
nen Katalog individueller Rechte nach dem Bei- 
spiel der Europäischen Menschenrechtskonven- 
tion, deren Gegenstück sie darstellt, enthält; 
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4. stellt fest, daß vier Faktoren allerdings dazu bei- 
getragen haben, die Rolle der Charta im natio- 
nalen Entwicklungsprozeß zu vermindern und 
zwar: 

i. das Veralten oder die Irrelevanz des norma- 
tiven Gehalts einiger ihrer Bestimmungen, 
was auf eine Änderung der sozio-kulturellen 
Strukturen zurückzuführen ist; z. B. geht die 
Entwicklung dahin, daß das Konzept des 
Schutzes der Frau am Arbeitsplatz künftig 
dem Konzept der Gleichstellung untergeord- 
net wird; 

ii. die aus dem Ölpreisschock, der wirtschaftli- 
chen Rezession und dem Anstieg der Ar- 
beitslosigkeit resultierende Krise, die einige 
Regierungen dazu veranlaßt hat, bestimmte 
Vorhaben, wie etwa die Verwirklichung der 
Vollbeschäftigung, die Ausdehnung des Sozi- 
alschutzes und die Nichtdiskriminierung von 
Wanderarbeitnehmern, einer Revision zu 
unterziehen; 

iii. die radikalen Strukturveränderungen in den 
Produktionssystemen, die eine Folge der 
wissenschaftlichen und technologischen Ent- 
wicklungen sind und die im Hinblick auf den 
wirtschaftlichen und sozialen Fortschritt der 
Nationen eine neue und historisch entschei- 
dende Epoche eingeleitet haben; 

iv. die Schwäche des Kontrollsystems der Char- 
ta, das von seinem ursprünglichen Ziel abge- 
kommen ist und sich im Laufe der Zeit zu 
einem schwerfälligen Verfahren entwickelt 
hat, wobei Rechtsthesen und Auslegungen 
miteinander konfrontiert werden, zu deren 
Verständnis die Öffentlichkeit keinen Zu- 
gang hat; 

5. stellt ferner fest, daß das Ministerkomitee we- 
der Artikel 36, der die inhaltliche Revision der 
Charta regelt, noch Artikel 29, der ihm das 
Recht verleiht, im Falle der Nichterfüllung der 
Charta, entsprechende Empfehlungen an die 
Vertragsparteien zu richten, anwendet, während 
es in bezug auf andere Instrumente des Europa- 
rates durchaus so verfährt; 

6. stellt fest, daß die Anwendung von Artikel 22 — 
dessen Ziel es ist, die Vertragsparteien zur Billi- 
gung zusätzlicher Bestimmungen zu ermutigen 
— die Form einer akademischen Übung ange- 
nommen hat und sich auf einen reinen Informa- 
tionsaustausch beschränkt; 

7. ist überzeugt, daß die Charta trotz dieser negati- 
ven Aspekte ihren Wert als gemeinsamer Nen- 
ner des europäischen sozialen Erbes und ihre 
Bremsfunktion zur Verhütung gefährlicher 
Rückschritte behält, und stellt mit Genugtuung 
fest, daß diese Rolle sowohl in dem vom Euro- 
päischen Parlament verabschiedeten Vertrags- 
entwurf über eine europäische Union als auch 
in dem Schlußbericht der Colombo-Kommission 
anerkannt worden ist; 

8. begrüßt die Absicht des Generalsekretärs, der 
Sozialcharta bei den Bemühungen um eine 
Konzentration und Intensivierung der Aktivitä- 


ten des Europarates im nächsten Mittelfristigen 
Plan Vorrang einzuräumen; 

9. unterstreicht, daß seit 1978, d. h. seit Verabschie- 
dung der Empfehlung 839 der Versammlung 
über die Revision der Sozialcharta, zwar einige 
begrenzte Maßnahmen zur Beschleunigung der 
Kontrollverfahren ergriffen worden sind — 
ohne jedoch das System grundlegend zu ändern 
— und derzeit der Entwurf eines Zusatzproto- 
kolls ausgearbeitet wird, um vier neue Rechte in 
die Charta aufzunehmen, daß diese Schritte 
aber weit davon entfernt sind, allen Vorschlä- 
gen der Versammlung zu entsprechen; 

10. ist daher überzeugt, daß es an der Zeit ist, den 
politischen Wert der Charta wiederherzustellen 
und ihr Kontrollsystem neu zu überdenken, um 
dessen positiven und dynamischen Aspekt her- 
auszustellen, ist sich aber auch bewußt, daß da- 
bei die Unterstützung durch alle am Kontroll- 
verfahren beteiligten Parteien (die Regierun- 
gen, die Parlamentarische Versammlung, die 
unabhängigen Sachverständigen, die Arbeitneh- 
mer- und Arbeitgeberorganisationen) unbedingt 
erforderlich ist; 

11. empfiehlt dem Ministerkomitee: 

a) auf Ministerebene einen Meinungsaustausch 
durchzuführen, um die Mitgliedstaaten, die 
die Sozialcharta noch nicht ratifiziert haben, 
zu einer Beschleunigung ihrer Ratifizie- 
rungsvorhaben zu ermutigen und die Auf- 
merksamkeit dieser Staaten insbesondere 
auf das Hauptziel der Charta zu lenken, das 
in der Schaffung eines europäischen Sozial- 
raumes besteht, und nicht etwa darin, aus- 
schließlich Maßnahmen gegenüber den Ver- 
tragsstaaten vorzuschlagen; und die Ver- 
sammlung möglichst bald über die Ereig- 
nisse dieses Meinungsaustauschs zu unter- 
richten; 

b) Artikel 22 in konstruktiver und dynamischer 
Weise anzuwenden, in dem es die Vertrags- 
parteien auffordert, die Gründe dafür anzu- 
geben, warum sie nicht in der Lage sind, zu- 
sätzliche Bestimmungen anzunehmen, damit 
die Ratifizierungen in einem regelmäßigen 
Rhythmus stattfinden und innerhalb einer 
angemessenen Zeitspanne zur Annahme al- 
ler Bestimmungen führen können; 

c) unverzüglich die Prüfung des Entwurfs eines 
Zusatzprotokolls fortzusetzen und die Ver- 
sammlung vor der Verabschiedung des end- 
gültigen Textes zu konsultieren; 

d) die Rolle des Regierungsausschusses als 
Kontrollorgan zu fördern, indem es diesen 
Ausschuß einerseits daran erinnert, daß er 
seine Bemühungen nicht darauf beschrän- 
ken sollte, die Arbeit der unabhängigen 
Sachverständigen zu neutralisieren oder zu 
zensieren, sondern daß er vor allem politi- 
sche Überlegungen ausarbeiten sollte, und 
indem es andererseits sicherstellt, daß die in- 
ternationalen und nationalen Arbeitnehmer- 
und Arbeitgeberorganisationen einen wirk- 
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sanieren Beitrag zur Arbeit des Regierungs- 
ausschusses leisten; 

e) zu erörtern, ob die Ergebnisse der Kontroll- 
perioden — nach einer Generaldebatte über 
die europäische Sozialpolitik innerhalb der 
Parlamentarischen Versammlung — in Form 
einer „Sozialbilanz“ einer Sitzung des Mini- 
sterkomitees unter Beteiligung der Minister 
für Arbeit und/oder soziale Angelegenheiten, 
die gegebenenfalls Empfehlungen nach Arti- 
kel 29 annehmen könnten, oder anderenfalls 
einer Fachministerkonferenz vorgelegt wer- 
den könnten, die politische Schlußfolgerun- 
gen ziehen könnte; 

f) die Möglichkeit einer Regelung zu untersu- 
chen, wonach die Vertragsstaaten und an- 
dere Mitgliedstaaten den unabhängigen 
Sachverständigenausschuß um eine Vorab- 
entscheidung in einer Angelegenheit ersu- 
chen könnten und somit eine wertvolle und 
unparteiische Stellungnahme erhalten wür- 
den, an der sie ihre sozialpolitische Planung 
ausrichten könnten und die ihnen die Mög- 
lichkeit geben würde, die nationalen Gesetze 
und Politiken den in der Charta festgelegten 
Normen anzunähern; 

g) eine Initiative mit dem Ziel zu ergreifen, zu- 
sammen mit der Europäischen Gemeinscheift 
die politischen und rechtlichen Möglichkei- 
ten zur Förderung des Beitritts der Gemein- 
schaft zur Sozialcharta zu untersuchen; 

h) eine Sondersitzung des Gemeinsamen Aus- 
schusses zu organisieren, um einen Mei- 
nungsaustausch über die erforderliche Neu- 
orientierung der Charta durchzuführen, da- 
mit ihre internen Verfahren verbessert und 
ihre Bestimmungen dem raschen Wandel der 
Gegenwartsgesellschaft angepaßt werden 
können, und bei dieser Gelegenheit die Mo- 
dalitäten für angemessene Feierlichkeiten 
im Jahre 1986 aus Anlaß des 25. Jahrestages 
der Unterzeichnung der Charta festzulegen. 


Tagesordnungspunkt: 

Die Gleichstellung von Mann und Frau 

(Drucksache 5502) 

Berichterstatter: Abg. Frau Anderssohn 
(Schweden) 

(Themen: Definition der Gleichberechtigung — le- 
gislative Hindernisse — Erziehung — Berufsleben 
— Gewalt gegen Frauen — Strukturänderungen in 
den Rollen von Mann und Frau — weibliche Im- 
migranten und Gleichberechtigung) 

Zierer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr ge- 
ehrten Damen und Herren! Meine Vorrednerin, die 
Frau Kollegin Morf, zeigte sich freudig überrascht, 
daß innerhalb kurzer Zeit in diesem Hohen Hause 
wieder eine Art Frauenbericht auf der Tagesord- 


nung steht, der auch behandelt wird. Ich meine, 
auch das spricht für die Aufgeschlossenheit dieses 
Hohen Hauses. 

Meine sehr geehrten Damen! Meine Herren! 
Frauen und Männer sind gleichwertig, aber nicht 
gleich. Berechtigte Bestrebungen zur Gleichstel- 
lung der Geschlechter in der Gesellscheift dürfen 
nicht in Gleichmacherei ausarten. Diese Feststel- 
lung möchte ich an den Anfang meiner Ausführun- 
gen stellen. Sowohl von ihrer ethischen wie biologi- 
schen Bestimmung her ist die Frau zu einer ge- 
schlechtsspezifischen Rolle konditioniert, in der sie 
nicht einfach im Interesse einer falschverstande- 
nen Emanzipation durch den Mann ersetzt werden 
kann. Die Vertauschung der Rollen im familiären 
und beruflichen Bereich hat für Mann und Frau in 
der Praxis zu manchen Enttäuschungen geführt. 
Dafür ließen sich viele Beispiele anführen. 

Erlauben Sie mir einige Bemerkungen zu den ein- 
zelnen Aussagen der Frau Kollegin Andersson, die 
sehr fleißig an ihrem Bericht gearbeitet hat. Ich 
bekenne mich uneingeschränkt zur Chancengleich- 
heit für Mann und Frau. Aber jegliche Normierung 
ist abzulehnen. Dem noch verbliebenen sogenann- 
ten „Paschatum“ in der Gesellschaft muß entgegen- 
gewirkt werden. Auch der Mann muß seine Verant- 
wortung für die Familie und den hauswirtschaftli- 
chen Bereich anerkennen und auch übernehmen. 
Die Frau darf nicht als billige Arbeitskraft, als 
Haushälterin ohne Arbeitnehmerrechte gelten. 

Eine ausgewogene Aufgabenteilung zwischen den 
Geschlechtern kann allerdings nur sehr einge- 
schränkt als Aufgabe staatlicher Instanzen angese- 
hen werden. In erster Linie ist dies ein konstituti- 
ves Element jeder Partnerschaft. Zur fairen Part- 
nerschaft zu erziehen, sollte daher ein ernstes An- 
liegen auch unserer Schulen sein. 

Der Zugang von Frauen und Mädchen zu den soge- 
nannten klassischen Männerberufen — das ist ein 
weiterer Punkt, den ich ansprechen möchte — ist zu 
befürworten und mit geeigneten Maßnahmen zu 
unterstützen. In der Praxis hat sich vielfach gezeigt, 
daß Mädchen und Frauen nicht nur dasselbe lei- 
sten, sondern oft auch mehr Engagement und Inter- 
esse bei als typisch maskulin geltenden Tätigkeits- 
feldern aufbringen. 

Ich kann hier eine erfreuliche Nachricht vom ersten 
europäischen Managerinnen-Kongreß ergänzend 
ausführen. Er hat im Dezember vergangenen Jah- 
res in Davos stattgefunden. Dort wurden besonders 
die deutschen Verhältnisse erwähnt Aus diesem 
Bericht geht hervor, daß von den 3,2 Millionen Un- 
ternehmen in der Bundesrepublik Deutschland 
mittlerweile 600000 von Frauen geleitet werden. Es 
geht daraus weiter hervor: über 110000 Frauen ste- 
hen Unternehmen vor, die mehr als 1 Million DM 
Umsatz im Jahr machen. Und es geht daraus her- 
vor, auch im Spitzenmanagement sind die Frauen 
im Kommen. Das, so meine ich, sind zweifellos er- 
freuliche Aspekte. 

Ich komme noch auf das Problem „gleicher Lohn 
bei gleicher Arbeit“ zu sprechen. Ich meine, dieser 
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Grundsatz müßte endlich Geltung erlangen. Es ist 
nicht nur moralisch verwerflich, sondern auch nicht 
Rechtens, daß in den allermeisten Fällen Frauen 
erheblich schlechter bezahlt werden, obwohl sie 
dasselbe leisten müssen wie ihre männlichen Kolle- 
gen. Hier sind vor allem auch die nationalen Parla- 
mente aufgefordert, initiativ zu werden. 

Schließlich noch zu Ziffer 4 im vorliegenden Bericht 
der Kollegin Andersson. Dort ist die Rede, daß das 
Interesse an Kindern Vorrang haben muß. Ich mei- 
ne, das ist sehr schön gesagt, aber ich stelle die Fra- 
ge: Vorrang wovor? Wenn die Frau, wie an anderer 
Stelle gefordert, stärker in die Berufswelt des Man- 
nes eindringen soll, wenn man, wie weiter gefor- 
dert, die Karriere der Frau, ihre berufliche Selb- 
ständigkeit als emanzipatorischen Akt deklariert, 
wird man Mühe haben, die Interessen der Familie 
und der Kinder unversehrt zu lassen. Hier kann 
eine Lösung nur in der Vermehrung der Teilzeitar- 
beit, in der Flexibilisierung der Arbeitszeit und in 
neuen Formen der Arbeitsgestaltung liegen. Teil- 
zeitbeschäftigung würde es den Partnern ermögli- 
chen, sich zu gleichen Teilen um die Kinder zu 
kümmern und sich ihren erlernten und erwählten 
Berufen zu widmen. Auch hier kann nur ein part- 
nerschaftliches Teilen in die Rollen und Funktionen 
weiterführen, nicht aber eine bloße Vertauschung 
nach dem Motto: „Jetzt zieht Mutti die Hosen an 
und schafft an, und Pappi kocht den Pudding, und 
wäscht und bügelt die Wäsche.“ Damit, so meine ich, 
ist der Sache nicht gedient. 

In diesem Zusammenhang halte ich es für erwäh- 
nenswert, daß der Deutsche Bundestag im Dezem- 
ber vergangenen Jahres mit seinem Erziehungs- 
geldgesetz ein Modell gesetzt hat, wie das Interesse 
an Kindern gefördert und gleichzeitig geschlechter- 
spezifische Schranken überwunden werden kön- 
nen. Wer in der Bundesrepublik Deutschland für 
die Dauer der ersten für die Entwicklung des Kin- 
des besonders wichtigen zehn, zwölf Monate auf 
seinen Broterwerb verzichtet, bekommt vom Staat 
monatlich 600 DM. Dies gilt für Frau und Mann. 

Meine sehr geehrten Damen, meine Herren, ab- 
schließend zu diesem wichtigen Bereich, der Be- 
reich der Familie: Ich meine, er ist in diesem Be- 
richt leider etwas zu kurz gekommen. Ich erwähne 
deshalb das Amendement des Kollegen Wolfgang 
Blenk, in dem zum Ausdruck kommt: Für die Fami- 
lie muß mehr getan werden. Dieses Amendement 
unterstütze ich. Wir müssen als Parlamentarische 
Versammlung des Europarates und auch in unseren 
nationalen Parlamenten immer wieder auf die 

Wichtigkeit der Familie als kleinste Zelle der Ge- 
meinschaft und des Staates, auf die zentrale Rolle 
der Familie in der Gesellschaft hinweisen. Die Fa- 
milie verdient nach wie vor unsere größte Aufmerk- 
samkeit. 

Herzlichen Dank. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) sprach zu einem Ände- 
rungsantrag betr. Ziffer 14 e 3 der nachstehenden 
Entschließung: Herr Präsident, ich habe deswegen 
gegen diesen Antrag Bedenken, weil ich den Ein- 


druck habe, daß hier ein Anliegen der Kommission 
nicht richtig gesehen wird. Wir haben gerade vor 
wenigen Wochen im Parlament meines Landes das 
Gesetz über das sogenannte Erziehungsgeld und 
über den Erziehungsurlaub verabschiedet, in dem 
vorgesehen ist, daß junge Mütter für ihre neugebo- 
renen Kinder einen besonderen Urlaub erhalten, 
wobei sie dürch den Gesetzgeber dadurch sozial ab- 
gesichert sind, daß ihre Stelle bei ihrem Betrieb für 
eine bestimmte Zeit reserviert wird, so daß sie diese 
nicht verlieren können. Ich hatte bisher den Ein- 
druck — der Ausschuß mag mich korrigieren, wenn 
ich das falsch sehe — , daß hier ähnliche Vorschläge 
gemeint sind, daß also Kinder dadurch die beson- 
dere Zuwendung ihrer Mütter oder, falls die Ehe- 
leute das anders vereinbaren, ihrer Väter erhalten, 
daß der Betreffende für eine gewisse Zeit nicht ar- 
beitet. Ich ging davon aus, daß dieser oder ein ähnli- 
cher Sonderurlaub, wie wir das in Deutschland ha- 
ben, gemeint sein könnte. Wenn der Ausschuß das 
so gemeint hat, hätte ich in der Tat Bedenken gegen 
den Vorschlag des Kollege van Tets, das durch 
„kranke Kinder“ zu ersetzen. Ich bitte um Aufklä- 
rung: Sollte der Ausschuß das ganz anders verstan- 
den haben, dann betrachten Sie meine Opposition 
gegen den Vorschlag von Herrn Tets als hinfällig. 
Ich habe das jedenfalls so verstanden, und wenn es 
wirklich so ist, möchte ich meine Bedenken auf- 
rechterhalten. 

(Die Berichterstatterin bestätigt die Auffassung von 
Abg, Jäger (Wangen). Der Änderungsantrag wird ab- 
gelehnt 


Entschließung 855 (1986) 

betr. die Gleichstellung von Mann und Frau 

Die Versammlung 

1. bekräftigt die gleiche Würde beider Geschlech- 
ter und betont, deiß die Chancengleichheit zwi- 
schen Mann und Frau sowie die Beseitigung 
von Diskriminierungen, wie sie im Bericht ihres 
Ausschusses für Sozialordnung und Gesundheit 
(Dok. 5502) definiert werden, Ausdruck demo- 
kratischer Werte und der Menschenrechte 
sind; 

2. ist der Auffassung, daß die Gleichstellung von 
Mann und Frau bedeutet, daß beiden Geschlech- 
tern die gleichen Chancen zur Entwicklung ih- 
rer Fähigkeiten in allen Bereichen, wie bei- 
spielsweise dem Arbeitsleben, dem politischen 
Leben, dem Familienleben und dem kulturellen 
Leben gegeben werden; 

3. ist sich der Hindernisse bewußt, die einer 
Gleichstellung von Mann und Frau in Gesetzen 
und Vorschriften, in den Bildungssystemen und 
aufgrund stereotyper Haltungen entgegenste- 
hen, und unterstreicht die Notwendigkeit, zur 
Bekämpfung der verschiedenen Formen der 
Diskriminierung, denen Frauen tagtäglich im 
Arbeitsleben ausgesetzt sind, eine Vielfalt von 
Mitteln einzusetzen; 
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4. ist der Auffassung, daß es sowohl im Interesse 
der Eltern als auch der Gesellschaft liegt, daß 
Kinder unter möglichst günstigen und sicheren 
Bedingungen aufwachsen, daß das wohlverstan- 
dene Interesse der Kinder Vorrang haben muß 
und daß die Familie in der modernen Gesell- 
schaft auch weiterhin eine zentrale Rolle zu 
spielen hat; 

5. erinnert daran, daß die Gleichstellung nur 
durch eine Änderung der Rolle sowohl der Frau 
als auch des Mannes verwirklicht werden kann 
und daß zu diesem Zweck eine neue und ausge- 
wogenere Arbeitsteilung und Verteilung der 
Verantwortlichkeiten zwischen Mann und Frau 
herbeigeführt werden muß; 

6. betont, daß die Frauen durch Bildung und Aus- 
bildung ihre Beschäftigungsmöglichkeiten er- 
weitern und sich in verstärktem Maße bereiter- 
klären müssen, in nicht traditionellen Arbeits- 
bereichen tätig zu werden; 

7. betont, daß Frauen eine echte Chance haben 
müssen, ihre Erfahrungen und Werte in Gebiete 
einzubringen, in denen Männer zur Zeit über- 
wiegen; in ähnlicher Weise sollten Männer ihre 
Erfahrungen und Werte in das Familienleben 
und in Berufe einbringen, die gegenwärtig typi- 
scherweise von Frauen ausgeübt werden; 

8. bekräftigt erneut die Notwendigkeit, eine breit 
angelegte Kampagne zur Unterrichtung und Be- 
einflussung der Öffentlichkeit in die Wege zu 
leiten, damit eine Änderung der Verhaltenswei- 
sen herbeigeführt und Vorurteile bekämpft wer- 
den können; 

9. ist sich über die bestehende Gewalt gegen 
Frauen bewußt; 

10. ist besorgt über die besonderen Schwierigkeiten 
der aus anderen Ländern eingewanderten 
Frauen; 

11. erinnert an ihre Empfehlungen 741 (1974) über 
die rechtliche Lage der Frauen und 1008 (1985) 
über Frauen in der Politik, aber auch an ver- 
schiedene vom Ministerkomitee angenommene 
Texte, die sich mit der Lage der Frauen befas- 
sen, insbesondere die Entschließung (77) 1 über 
die Beschäftigung von Frauen, in der u. a. der 
Grundsatz des gleichen Lohns für gleiche Arbeit 
eingeführt wird; 

12. bedauert, daß 13 Mitgliedstaaten des Europara- 
tes das Übereinkommen der Vereinten Natio- 
nen zur Beseitigung jeder Form von Diskrimi- 
nierung der Frau bisher noch nicht ratifiziert 
haben; 

13. begrüßt die Tatsache, daß der Grundsatz der 
Gleichstellung in den letzten Jahren im Rah- 
men eines interdisziplinären Ansatzes in das 
Arbeitsprogramm des Europarats integriert 
wurde; 

14. fordert die erste Europäische Ministerkonfe- 
renz über die Gleichstellung von Mann und 
Frau, die vom 3. — 5. März 1986 stattfinden wird. 


dringend auf, die Regierungen der Mitgliedstaa- 
ten aufzufordern: 

a) Familien-, Sozial- und Steuergesetze in bezug 
auf die Gleichstellung von Mann und Frau zu 
erlassen; 

b) sicherzustellen, daß sich die Schulen um eine 
Förderung der Gleichstellung bemühen, bei- 
spielsweise durch Beseitigung der in man- 
chen Schulbüchern vorhandenen ge- 
schlechtsbezogenen Klischees, durch eine be- 
sondere Ausbildung der Lehrer und durch 
Ermutigung der Jugendlichen, die einen Be- 
ruf in anderen als den herkömmlichen Berei- 
chen ergreifen möchten; 

c) Maßnahmen zu konzipieren, die die Achtung 
vor der Würde der Frau in der Werbung ge- 
währleisten; 

d) den Forschungsprogrammen, bei denen 
Männer einen vorherrschenden Einfluß auf 
die Themen und Methoden ausüben, beson- 
dere Aufmerksamkeit zu schenken und For- 
scherinnen durch Beseitigung der vorhande- 
nen Hindernisse eine Beteiligung an solchen 
Programmen zu erleichtern und diese Pro- 
gramme dadurch von ihrem Standpunkt aus 
zu ergänzen und zu bereichern; 

e) Maßnahmen bezüglich der Gleichstellung 
von Mann und Frau am Arbeitsplatz zu er- 
greifen und insbesondere 

i. die Notwendigkeit zu unterstreichen, das 
Arbeitsleben in der Weise zu organisie- 
ren, daß Männer Verantwortung für die 
Betreuung ihrer Kinder übernehmen und 
ihren Teil der Hausarbeit verrichten kön- 
nen; 

ii. zu erwägen, daß eine allgemeine Verkür- 
zung und/oder Neugestaltung der Ar- 
beitszeit ein Mittel zur Erweiterung der 
Möglichkeiten beider Elternteile wäre; bis 
zur Einführung einer solchen Reform 
könnte eine Neuregelung der Arbeitszeit 
für Eltern mit kleinen Kindern in Be- 
tracht gezogen werden; 

iii. zu akzteptieren, daß Frauen sowie Män- 
ner Anspruch auf bezahlten Urlaub zur 
Betreuung ihrer kleinen Kinder haben, 
und eine diesbezügliche Erweiterung des 
Systems sozialer Sicherheit zu erwägen; 

f) gute Kindertagesstätten und Betreuungs- 
möglichkeiten für Kinder zu fördern, wo- 
durch eine Erwerbstätigkeit beider Eltern 
außer Haus erleichtert wird; 

g) Gesetze zu erlassen, die die strafrechtliche 
Verfolgung jedes tätlichen Angriffs auf oder 
sexuellen Mißbrauchs von Frauen, ein- 
schließlich zu Hause verübter Gewaltakte, 
zwingend vorschreiben, und Einrichtungen 
zu schaffen, die im Falle eines tätlichen An- 
griffs beiden Parteien helfen und der geschä- 
digten Partei Unterstützung gewähren; 

h) besondere Organisationen für Immigrantin- 
nen zu unterstützen, um sie aus ihrer Isola- 
tion zu führen, wobei die Notwendigkeit, den 
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Immigrantinnen Gelegenheit zur möglichst 
raschen Erlernung der Sprache ihres Gast- 
landes zu geben, besonders zu unterstreichen 
ist; 

i) die öffentliche Meinung im Hinblick auf eine 
Änderung der Verhaltensweisen und die Be- 
kämpfung von Vorurteilen zu informieren 
und zu beeinflussen; 

j) Maßnahmen zu ergreifen, um die Praxis des 
„Imports“ von Frauen aus Ländern der Drit- 
ten Welt sowie ihrer Ausbeutung in erniedri- 
genden und entwürdigenden Situationen zu 
unterbinden und um diese neue Form des 
Sklavenhandels auch in bezug auf europäi- 
sche Frauen abzuschaffen; 

k) sicherzustellen, daß die Verantwortung für 
Fragen der Gleichstellung unmittelbar Sache 
der Regierungen ist, und die Einrichtung ei- 
nes Mechanismus sicherzustellen, um die 
Befolgung der Prinzipien der Gleichstellung 
zu fördern und zu überwachen; 

l) das Übereinkommen der Vereinten Nationen 
zur Beseitigung jeder Form von Diskriminie- 
rung der Frau zu ratifizieren, sofern dies 
noch nicht erfolgt ist; 

15. fordert die erste Europäische Ministerkonfe- 
renz über die Gleichstellung von Mann und 
Frau auf, in ihren Empfehlungen an das Mini- 
sterkomitee des Europarats dieses Gremium 
aufzufordern, 

a) zu erwägen, daß als mittelfristiges Ziel der 
Europarat als Koordinator der Bemühungen 
um die Gleichstellung von Mann und Frau in 
den Mitgliedstaaten besondere Verantwor- 
tung tragen sollte; 

b) die Harmonisierung der Politiken in den Ver- 
einten Nationen unter besonderer Berück- 
sichtigung der Lage der Frau in den Ent- 
wicklungsländern als ein weiteres Ziel zu be- 
trachten; 

c) den Auftrag des Ausschusses für die Gleich- 
stellung von Mann und Frau (CAHFM) über 
1986 hinaus zu verlängern; 

d) die vorliegende Empfehlung bei der Fort- 
schreibung der einschlägigen Bestimmungen 
der Europäischen Sozialcharta zu berück- 
sichtigen. 


Dienstag, 28. Januar 1986 

Tagesordnungspunkt: 

Die Jugendarbeitslosigkeit 

(Drucksache 5503) 

Berichterstatter: Abg. Pini (Schweiz) 
(Drucksache 5508) 

Berichterstatter: Abg. van Tets (Niederlande) 

(Themen: Die bisherige Arbeit der Versammlung 
über das Thema Arbeitslosigkeit — Arbeiten der 
OECD und der Europäischen Kommission) 


Büchner, (Speyer) (SPD): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Gestern hat der Präsident dieser 
Versammlung in seiner Rede aus Anlaß des dritten 
Jahres seiner Amtszeit gesagt, das wohl dringend- 
ste Problem im Innern ist nach wie vor die Arbeits- 
losigkeit, und am meisten Sorge macht mir dabei 
die Jugendarbeitslosigkeit. Dies ist wohl wahr, und 
Herr Ahrens hat sicher recht: Die Sorge Nr. 1 in 
Europa ist die Jugendarbeitslosigkeit, und zwar 
nicht nur die Tatsache der Jugendarbeitslosigkeit, 
sondern auch das Faktum, daß der Trend immer 
noch nicht gebrochen ist. Die Arbeitslosigkeit bei 
Jugendlichen steigt weiter. Da mag es auch unter 
uns, Kolleginnen und Kollegen, einige geben, denen 
es schon eine Meldung und eine optimistische Ein- 
schätzung wert ist, daß sich der Anstieg der Arbeits- 
losigkeit etwas vermindert hat. 

Aber wie weit sind wir eigentlich gekommen? Es 
steht fest, daß die Zahl der Jugendlichen, die resi- 
gnieren, die an diesem Zustand verzweifeln, weil sie 
schon lange suchen und keine Arbeit finden, drama- 
tisch zunimmt. In manchen Ländern bei uns beträgt 
die Arbeitslosigkeit bei den Menschen unter 25 Jah- 
ren bereits 40 %, und in manchen Regionen sind es 
mehr als die Hälfte. Es ist eine dramatische Situa- 
tion, wenn jeder zweite arbeitslos ist, und das 
Schlimmste daran ist eigentlich der Gewöhnungsef- 
fekt. Auch bei unserer Diskussion mit den Arbeits- 
ministern in Madrid haben wir festgestellt, daß dies 
nur mal so abgehandelt wird. Man hat sich daran 
gewöhnt, man versucht das eine oder andere, aber 
besonders lobt man die eigene Politik und ver- 
spricht sich davon Fortschritte. Das Schlimmste ist: 
Es regt eigentlich nur noch wenige auf und auch die 
Jugendarbeitslosigkeit scheint zur Routine gewor- 
den zu sein. Vielleicht ist dies der Grund dafür, daß 
die Regierungen leider nicht alles tun, was möglich 
wäre, um die Jugendarbeitslosigkeit zu bekämpfen. 
Auch im dritten oder vierten Jahr des Aufschwungs 
gibt es jedenfalls keine durchgreifenden Fortschrit- 
te. Dies ist die Situation. 

Herr Präsident Ahrens hat aber auch darauf hinge- 
wiesen, meine Damen und Herren, daß diese Situa- 
tion nicht nur eine Frage der Arbeitslosigkeit ist, 
sondern aus zwei Gründen immer mehr zum Demo- 
kratieproblem in Europa wird. Einmal betrifft die 
Arbeitslosigkeit bei weitem nicht nur die Arbeitslo- 
sen, sondern Arbeitslosigkeit hat auch Auswirkun- 
gen auf die Ausbildungsstätten und auf die Arbeit 
in den Betrieben. Ich finde, es ist für eine Demokra- 
tie schlimm, wenn junge Menschen bereits die 
Schere der Zensur im Kopf haben und ihr Verhal- 
ten so einstellen, daß sie jedenfalls ihren Ausbil- 
dungsplatz oder Arbeitsplatz nicht gefährden, keine 
Schwierigkeiten machen, weil dahinter zehn andere 
stehen, die darauf warten. Dies ist eine bedenkens- 
werte Auswirkung auf unsere tägliche Demokratie 
und auch die heranwachsende Generation, Die 
zweite Gefahr für die Demokratie — darauf ist 
schon mehrmals hingewiesen worden, auch hier 
diskutieren wir nicht das erstemal über Arbeitslo- 
sigkeit — ist die Resignation und Verzweiflung. 
Dies ist auch verständlich, wenn man, vollgestopft 
mit Energie, jugendlichem Elan und manchmal 
auch mit theoretischem Wissen, die erste Erfahrung 
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mit der Arbeitswelt dergestalt macht, daß man in 
dieser Arbeitswelt eigentlich nicht gebraucht wird. 
Dies ist eine schlimme Erfahrung, die ein Leben 
prägen und Verzweiflung und Resignation nach 
sich ziehen kann. Wer pro Woche 20, 30, 40 Bewer- 
bungen schreibt und jedesmal abgeschmettert wird, 
für den ist dies immer wieder ein Hammer, mit dem 
ihn diese Gesellschaft trifft. 

Nun wissen wir, daß sich Arbeitslosigkeit auf fast 
alle Berufe und auch auf alle Qualifikationen ausge- 
breitet hat. Sogar Ärzte, Juristen und besonders Ar- 
chitekten sind arbeitslos. Trotzdem gibt es Unter- 
schiede: Wer eine Ausbildung hat — das steht 
fest — , hat größere Chancen, einen Arbeitsplatz zu 
finden. Wir müssen also Wert darauf legen, daß in 
unseren Ländern in Europa mehr ausgebildet wird. 
Welche Schlüsse ziehen wir daraus? Wir haben die 
Erfahrung gemacht, daß die staatliche Schulpflicht 
den Analphabetismus in Europa praktisch beseitigt 
hat Wir kennen aber eigentlich keine staatliche 
Ausbildungspflicht; dies überlassen wir dem soge- 
nannten freien Spiel der Kräfte, und oft müssen 
sich Jugendliche selbst einen Ausbildungsplatz su- 
chen und haben dabei keine Chance. Wir sollten 
einmal darüber nachdenken. 

Die Vorbereitung unserer heutigen Vorlage ist in 
sehr direktem Kontakt mit Jugendlichen erfolgt. 
Die Kollegen haben auf das Hearing hingewiesen, 
das wir mit Betroffenen, und zwar mit Funktionä- 
ren aber auch mit Leuten, die keinem Verband an- 
gehören in Den Haag hatten. Dies waren sehr, sehr 
fruchtbare Diskussionen, und für mich haben sie 
mehr gebracht als das Kolloquium mit den Mini- 
stern. Wir haben dabei festgestellt, Herr Präsident, 
daß bei den Jugendlichen eine Bereitschaft zur Ver- 
antwortung besteht und daß auch die Bereitschaft 
besteht, sich auf eigene Füße zu stellen. Sie wollen 
nichts geschenkt haben, aber man muß ihnen am 
Anfang helfen. Deswegen begrüße ich die sehr kon- 
kreten Vorschläge, die hier in diesem Antrag an uns 
alle gemacht sind. 

Letztlich möchte ich noch darauf hinweisen: Dieser 
Zustand der Jugendarbeitslosigkeit entsolidarisiert 
auch in der jungen Generation ganz besonders. 
Durch diese Schwierigkeiten haben es die noch 
schwerer, die es ohnehin nicht leicht haben: Die 
Mädchen, die Behinderten, die ausländischen Ju- 
gendlichen bekommen durch diese Situation zu- 
sätzlichen Druck und zusätzliche Schwierigkeiten, 
und dies verschärft ihre ohnehin benachteiligte Si- 
tuation. Ohne große Reden halten zu wollen, wäre 
es uns, die wir in häufigem Kontakt mit Jugendli- 
chen in dem Ausschuß, der aus dem Sozial- und 
dem Wirtschaftsausschuß in erfreulicher Koopera- 
tion zusammengesetzt war, gearbeitet haben, recht, 
wenn unsere Anregungen da und dort konkret auf- 
genommen werden, um wenigstens ein Zeichen zu 
setzen: Es gibt Hoffnungen, es gibt Chancen, den 
Trend umzukehren. Wir haben keine großen Erwar- 
tungen; kleine Schritte wären dabei schon wichtige 
Signale. 

Dr. Müller (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine lieben 
Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte an das an- 


knüpfen, was gerade meine Vorrednerin sagte. Ich 
glaube, man muß das Problem der Arbeitslosigkeit 
und speziell der Jugendarbeitslosigkeit im Kontext 
der gegenwärtigen Entwicklung der Industriege- 
sellschaften sehen. Wir befinden uns ja wieder ein- 
mal an einem Kreuzweg der wirtschaftlichen Ent- 
wicklung, wenn ich das so formulieren darf. Ich 
möchte die gegenwärtige Zeit mit der ersten Hälfte 
des vorigen Jahrhunderts vergleichen, als die erste 
industrielle Revolution ganz einschneidende Verän- 
derungen für die Gesellschaft bewirkte. 

Damals war es die Ablösung der im wesentlichen 
ländlich-landwirtschaftlich bestimmten Gesell- 
schaft durch die Industriegesellschaft. Wir hatten 
die riesigen Ströme von aus dem ländlichen Raum 
abwandernden Menschen, die in die Städte ström- 
ten und überhaupt erst die großen Städte schufen 
— mit all den Problemen auch der Arbeitslosigkeit, 
die damals aufgetreten sind. 

Heute, in einer zweiten Phase einer industriellen 
Revolution, erleben wir ebenfalls einen Prozeß, der 
die Wirtschaft und die Staaten vor eine völlig neue 
Problematik stellt. Vor allem bewirkt er, daß die 
Probleme nicht mit Lösungsmethoden vergangener 
Zeiten gelöst werden können. 

Ich bin vor allem dem Kollegen Andreas Müller 
sehr dankbar dafür — er kommt aus einem anderen 
Land, auch aus einer anderen Partei, aber wir ha- 
ben denselben Namen; vielleicht liegt es daran, daß 
wir denselben Gedanken haben — , daß er die Be- 
deutung der Marktwirtschaft so herausgestellt hat. 
Ich glaube, die Entwicklung dieser Probleme ist in 
der Marktwirtschaft angelegt. In der Marktwirt- 
schaft liegt aber auch die Lösung dieser Probleme. 
Wir wissen doch aus der Erfahrung der Volkswirt- 
schaften unserer Länder — denken wir nur an den 
Agrarsektor in der Gegenwart — , daß man be- 
stimmte Probleme, wenn man die Marktwirtschaft 
eher greifen läßt, wenn ich das so sagen darf, leich- 
ter lösen kann, als wenn man sich gegen die Ideen 
der Marktwirtschaft stellt 

Lassen Sie mich ein paar Bemerkungen zu meinem 
eigenen Land, der Bundesrepublik machen. Ich 
muß das tun, weil der Kollege Büchner, der hier als 
erster gesprochen hat, ein Bild der Bundesrepublik 
gezeichnet hat, das einem Horrorgemälde ent- 
sprach. Es ist natürlich nicht so, wie es dargestellt 
wurde. Die Jugendarbeitslosigkeit ist nicht signifi- 
kant höher als die allgemeine Arbeitslosigkeit in 
der Bundesrepublik. Hier gibt es einen Unterschied 
zu anderen Mitgliedsländern des Europarats. Es ist 
vor allem gelungen, gerade jetzt in einer Zeit der 
geburtenstarken Jahrgänge für jeden, der eine Aus- 
bildung absolvieren will, einen Ausbildungsplatz 
zur Verfügung zu haben. 1982, als es noch die sozial- 
demokratische Regierung gab, hatten wir 600 000 
Lehrstellen im Jahr. Wir hatten im Jahre 1985 
750 000 Lehrstellen in unserem Lande, also 150 000 
Lehrstellen mehr. 

Wir haben vor allem auch sozialpolitisch etwas ge- 
tan. Die Krise des Wohlfahrtsstaats veranlaßte die 
sozialdemokratische Regierung damals, einschnei- 
dende Veränderungen vorzunehmen. So gab es bei- 
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spielsweise für arbeitslose Jugendliche kein Kin- 
dergeld mehr, es gab keinen Krankenversiche- 
rungsschutz mehr. Das wurde jetzt wieder berei- 
nigt. Zugleich hat man die Kräfte der Marktwirt- 
schaft und des Wachstums mobilisiert, um Lösun- 
gen zu schaffen. 

Ich lebe in einem Gebiet, das regional benachteiligt 
ist, nämlich in Ostbayern, wo es eine hohe Arbeits- 
losenquote gibt. Aber es gibt in meinem Bereich 
keinen jungen Menschen, der keinen Ausbildungs- 
platz findet. Wir haben in der Bundesrepublik zum 
Beispiel ein Nord-Süd-Gefälle. Es gibt in München, 
einem Ballungszentrum im Süden, Hunderte von 
Betrieben, die Lehrlinge, Auszubildende, suchen 
und sie nicht bekommen, während es im Norden 
der Bundesrepublik Leute gibt, die keine Ausbil- 
dung finden. Hier sieht man, daß Fragen der Mobili- 
tät natürlich eine Rolle spielen und daß vor allem — 
ich komme später noch darauf — Fragen der Regio- 
nal- und Strukturpolitik eine ganz große Rolle spie- 
len. 

Wir haben zum Beispiel, wenn ich das gleich erwäh- 
nen darf, in bestimmten Bereichen der Akademi- 
kerberufe eine Überbesetzung in Großstädten, etwa 
bei Ärzten, aber wir haben einen Mangel an Ärzten 
auf dem flachen Land. Hier können Sie sehen, daß 
Fragen der Struktur- und der Regionalpolitik eine 
außerordentliche Rolle spielen. 

Ich glaube, diejenigen, die heute in unserem Lande 
als Unternehmer tätig sind, betreiben eine weise 
Politik, wenn sie auf Vorrat ausbilden, denn wir 
werden — das wissen wir auf Grund der Statistiken 
— demnächst geburtenschwache Jahrgänge haben, 
die in den Arbeitsprozeß eintreten. Ich prophezeie, 
in wenigen Jahren wird es in der Bundesrepublik 
einen Wettlauf um Auszubildende geben, nicht um- 
gekehrt, denn man wird die Auszubildenden, wenn 
die Marktwirtschaft ihre Wachstumspolitik fortset- 
zen kann, brauchen. 

Wichtig erscheint mir, daß in neuen Bereichen wie 
dem Dienstleistungsbereich alle Möglichkeiten ge- 
schaffen werden, daß sich junge Menschen selb- 
ständig machen können. Was hier gefordert ist, 
nämlich Hilfen zu geben, schafft — das sehen wir in 
den Vereinigten Staaten, in anderen Ländern — 
neue Ausbildungsplätze. Gerade die moderne Ge- 
sellschaft gibt hier dem jungen Menschen Chan- 
cen. 

Was die akademische Arbeitslosigkeit betrifft, so ist 
das eine Verschiebung der Jugendarbeitslosigkeit 
um zehn Jahre. Man muß feststellen, daß zum Teil 
falsche Studiengänge gewählt werden. Ingenieure 
bringen Sie in unserem Land sofort unter, Lehrer 
bringen Sie nicht unter, was ganz natürlich ist, weil 
wir immer weniger Schüler haben. Hier muß man 
einsehen, daß die Menschen, die betroffen sind, fle- 
xibler in ihren Ausbildungswünschen sein müssen. 
Wir haben einen Großbetrieb der Elektroindustrie, 
der allein fast 50 % der Absolventen der Ingenieur- 
schule aufnimmt — nur um Ihnen zu zeigen, wie 
groß der Bedarf in bestimmten Bereichen ist und 
wie groß die Arbeitslosigkeit in anderen Bereichen 
ist, weil falsch ausgebildet wurde. 


Ich möchte noch einen Punkt erwähnen, der mir 
wichtig erscheint und der uns klar sein sollte: Es 
gibt heute nicht mehr Ausbildung für das Leben, 
sondern es ist sicher, daß es Ausbildung über das 
ganze Leben hinweg geben wird. Derjenige, der mit 
18 Jahren eine Ausbildung genossen hat, wird sich 
in der heutigen schnellen Entwicklung unserer In- 
dustriegesellschaft mit 30, 40 oder 45 Jahren neuen 
Weiterbildungs- und Ausbildungsmaßnahmen un- 
terwerfen müssen, weil sich die Gesellschaft so ent- 
wickelt, und das ist, wie ich sagen möchte, gut so. 

Was die Mitbestimmung von jungen Menschen be- 
trifft, die hier auch gefordert wird: Ich begrüße das, 
ich begrüße auch Selbstverantwortung von jungen 
Menschen, nicht nur — ich habe da ein Amende- 
ment eingebracht — über Jugendorganisationen, 
sondern auch von Jugendlichen, die sich spontan 
zusammenfinden. Wir haben in der Bundesrepublik 
zum Beispiel 1 200 solcher Selbsthilfegruppen, in 
denen insgesamt 110 000 Jugendliche sozusagen 
selbst dafür sorgen, daß sie Arbeit haben. Das ist 
ein positives Engagement. 

Die Jugend sollte nicht zum Pessimismus angehal- 
ten werden. Jugend ist ein Alter, in dem man opti- 
mistisch zu sein hat. Diesen Optimismus im Rah- 
men der Marktwirtschaft zu fördern, das sollte Auf- 
gabe staatlicher Initiativen sein. 

Zu seinem Änderungsantrag betn Ziffer 15 j der 
nachstehenden Empfehlung sprach Abg, Dr. Müller 
(CDU/CSU): Herr Vorsitzender, ich möchte es ganz 
kurz machen: Die Ergänzung, die in meinem Amen- 
dement vorgesehen ist, sieht vor, daß nicht nur die 
Jugendorganisationen, sondern auch die jungen 
Leute als solche hier erwähnt werden. Es soll hei- 
ßen: „die jungen Leute und vor allem die Jugendor- 
ganisationen“. 

Ich habe diese Formulierung deswegen vorgeschla- 
gen, weil ich der Meinung bin, daß es sich bei 
Selbsthilfegruppen oft um nicht organisierte Ju- 
gendliche handelt, die sich nur zu diesem speziellen 
Zweck zusammenfinden. Ich habe in meiner Rede 
heute vormittag darauf hingewiesen, daß es z. B. in 
der Bundesrepublik eine Vielzahl solcher Gruppen 
gibt. Mit dieser Klarstellung im Text würden wir 
sicher stellen, daß die jungen Menschen schlechthin, 
ob sie nun in einer Jugendorganisation organisiert 
sind oder nicht, an diesen Entscheidungsprozessen 
mitwirken können. 

(Der Änderungsantrag wurde angenommen.) 

Empfehlung 1023 (1086) 
betr. die Jugendarbeitslosigkeit 

Die Versammlung 

1. hat ihre früheren Arbeiten zum Thema Beschäf- 
tigung in Europa, die sich in ihren Empfehlun- 
gen 948 (1982) und 981 (1984) widerspiegeln, 
durch eine in Den Haag am 3. und 4. September 
1985 veranstaltete europäische öffentliche par- 
lamentarische Anhörung über Jugendarbeitslo- 
sigkeit weiterverfolgt; 
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2. ist ernsthaft darüber besorgt, daß von den 20 
Millionen Arbeitslosen in den Mitgliedstaaten 
gegenwärtig etwa 40 Prozent jünger als 25 
Jahre sind und daß die Aussichten in bezug auf 
Arbeitslosigkeit in den kommenden Jahren wei- 
terhin schlecht sind; 

3. ist sich der Gefahren bewußt, die mit einer De- 
stabilisierung der Demokratie, einem plötzli- 
chen Anstieg von Gewalt, fremdenfeindlichen 
Reaktionen und sozialfeindlichen Trends ver- 
bunden sind, denen die europäische Gesell- 
schaft als Folge der Massenarbeitslosigkeit aus- 
gesetzt ist; 

4. ist sich bewußt, daß junge Immigranten wegen 
besonderer Handicaps wie unzureichender 
Schuldbildung und schlechter Beherrschung 
der Sprache des Aufnahmelandes noch schwe- 
rer als andere von der Geißel der Arbeitslosig- 
keit betroffen sind; 

5. stellt fest, daß vor allem eine länger währende 
Arbeitslosigkeit soziale Probleme — wie bei- 
spielsweise asoziales Verhalten und Familien- 
konflikte — hervorruft und verschärft und den 
einzelnen für Streß, psychosomatische Krank- 
heiten und sogar Geistesstörungen anfälliger 
macht; dies gilt vor allem dann, wenn junge 
Menschen, die gefährdeter sind als andere, sich 
als Ersatz für das, was ihnen die Gesellschaft 
nicht bieten kann, in künstliche Paradiese 
flüchten (Drogen, Alkohol, Sekten usw.); 

6. stellt fest, daß neue Stellen vor allem im Dienst- 
leistungssektor geschaffen werden, und zwar 
unter anderem in Unternehmen, in sozialen 
Einrichtungen sowie im kulturellen Bereich und 
im Informationswesen, wo ein wachsender Be- 
darf an technischem Fachwissen gegeben ist, 
das viele Menschen nicht besitzen; 

7. ist folglich der Auffassung, daß durch koordi- 
nierte Anstrengungen des Bildungssektors, der 
jungen Menschen und der Unternehmen eine 
besser an diese Anforderungen angepaßte Aus- 
bildung konzipiert werden muß; 

8. ist der Auffassung, daß das Problem der Ar- 
beitslosigkeit, vor allem unter den jungen Men- 
schen, nicht dadurch gelöst werden kann, daß 
man absolutes Vertrauen in die Selbstregulie- 
rungsmechanismen des Marktes setzt oder eine 
künstliche Nachfrage nach Arbeitskräften un- 
terstützt; 

9. bekräftigt erneut die grundlegende Notwendig- 
keit, ein Wirtschaftswachstum zu erzielen, das 
echte Arbeitsplätze schafft und die sozialen Be- 
dingungen verbessert, und unterstreicht in die- 
sem Zusammenhang die Bedeutung einer Ver- 
stärkung der europäischen Zusammenarbeit; 

10. ist jedoch überzeugt, daß makroökonomische 
Maßnahmen allein zur Verringerung der Ju- 
gendarbeitslosigkeit innerhalb eines angemes- 
senen Zeitraums nicht ausreichen und daß eine 
ganze Palette gezielter innovativer Maßnahmen 
in Bereichen wie beispielsweise der Bildung 


und Ausbildung, der Neugestaltung der Arbeit, 
einschließlich der Arbeit in Genossenschaften 
und Gruppen, sowie der Dezentralisierung und 
der Finanzierung konzipiert und angewandt 
werden müssen; 

11. ist der Auffassung, daß angesichts der Beschäf- 
tigungskrise auch die Arbeitgeber im Rahmen 
ihrer Investitionspolitik eine Verantwortung 
tragen und vor allem bei der Lösung des Pro- 
blems der Jugendarbeitslosigkeit eine aktivere 
Rolle spielen sollten; 

12. ist in diesem Zusammenhang überzeugt, daß die 
starren Strukturen des industriellen Systems 
nicht immer darauf abgestellt sind, die Beschäf- 
tigung junger Leute zu fördern; 

13. begrüßt die neuartigen Initiativen der Ständi- 
gen Konferenz der Europäischen Gemeinden 
und Regionen, insbesondere ihre Kampagne für 
die Beschäftigung von Jugendlichen auf kom- 
munaler Ebene; 

14. ist sich dessen ungeachtet bewußt, daß die Ju- 
gendarbeitslosigkeit Teil des umfassenderen, 
allgemeinen Problems der Arbeitslosigkeit und 
der Armut in bestimmten Ländern darstellt, 
und daß der Einsatz partieller Hilfsmittel nicht 
die Tatsache verschleiern darf, daß allein die 
Schaffung zusätzlicher Beschäftigungsmöglich- 
keiten durch eine verstärkte Wirtschaftstätig- 
keit und eine konkurrenzfähige Wirtschaft zu 
einer wirklichen Lösung führen kann, und daß 
diese Hilfsmittel Teil eines Gesamtprogramms 
von Maßnahmen sein müssen, das auf den Ar- 
beitsmarkt als Ganzes abzielt und alle seine 
Komponenten einschließlich des Altersfaktors 
in ein Gleichgewicht zu bringen trachtet; 

15. empfiehlt dem Minister ko mitee, die Regierun- 
gen der Mitgliedstaaten aufzufordern, bei der 
Formulierung ihrer Politiken zur Bekämpfung 
der Jugendarbeitslosigkeit folgende Vorschläge 
zu berücksichtigen: 

a) eine Politik des Wachstums: obwohl zwi- 
schen dem Gesamtwachstum in Verbindung 
mit selektiven Maßnahmen und der Anzahl 
der geschaffenen Arbeitsplätze weder ein 
automatischer noch ein sehr klarer Zusam- 
menhang besteht, bleibt eine Politik des se- 
lektiven Wachstums, die sich auf bestimmte 
Gruppen und Ziele richtet und sowohl das 
Angebot wie die Nachfrage beeinflußt, wei- 
terhin unerläßlich; 

b) Flexibilität: dieses Konzept, das einen nach 
wie vor vernachlässigten Bereich darstellt, 
sollte im Hinblick auf die Schaffung von Ar- 
beitsplätzen definiert werden; dazu gehört 
beispielsweise die Einführung von Teilzeitar- 
beit, die Verringerung oder Neugestaltung 
der wöchentlichen Arbeitszeit, die Förderung 
beruflicher und geographischer Mobilität 
und die Abänderung aller Klauseln in den 
Arbeitsverträgen, die ein Hindernis für die 
Beschäftigung junger Menschen darstellen; 

c) Übertragung von Verantwortung auf die 
Kommunalbehörden: die kommunalen Erfor- 
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dernisse sollten sich mit den besonderen Be- 
dürfnissen arbeitsloser Jugendlicher in Ein- 
klang bringen lassen; dies gilt angesichts der 
Vielfalt und der Unterschiedlichkeit dieser 
Bedürfnisse und der Chancen, entspre- 
chende Maßnahmen zu ergreifen, sowie im 
Lichte neuerer Experimente, wie beispiels- 
weise einem Beschäftigungsprogramm, das 
gemeinnützige Tätigkeiten umfaßt, und der 
Verpflichtung der kommunalen Behörden, al- 
len jungen Menschen im Alter von 18 oder 19 
Jahren Arbeit zu beschaffen, wobei in eini- 
gen Fällen in Schichten von 4 Stunden pro 
Tag gearbeitet wird; 

d) schulische und berufliche Bildung: es scheint 
notwendiger denn je zu sein, die Wechselwir- 
kung und Funktion schulischer und berufli- 
cher Bildung neu zu definieren, woraus sich 
das Erfordernis ergibt, eine engere Verbin- 
dung zwischen der Schule und der Arbeits- 
welt herzustellen, den Arbeitskräftebedarf 
der Industrie und des Dienstleistungssektors 
im Hinblick auf eine bessere Anpassung der 
Ausbildungsstrukturen festzustellen und die 
Ausbilder entsprechend zu unterweisen; 

e) Koppelung von Arbeits- und Ausbildungsver- 
trägen: eine Übergangszeit zwischen Schule 
und Arbeitsleben sollte es jungen Menschen 
ermöglichen, den Anforderungen der neuen 
Technologien sowie der Forderung dfer Ar- 
beitgeber nach „praktischer Erfahrung“ bes- 
ser gerecht zu werden; für einen angemesse- 
nen Zeitraum abgeschlossene, miteinander 
gekoppelte Arbeits- und Ausbildungsver- 
träge könnten diese Lücke füllen; 

f) besondere Anstrengungen zur Entwicklung 
von Ausbildungsformen, die den Bedürfnis- 
sen junger Wanderarbeitnehmer entspre- 
chen; 

g) ein anerkannter Status für Jugendliche wäh- 
rend der Ausbildung: die Schaffung von Aus- 
bildungsmöglichkeiten für junge Menschen 
sollte nicht als Belastung der gesellschaftli- 
chen Ressourcen, sondern als Investition an- 
gesehen werden; die Einführung eines offi- 
ziellen Status für Jugendliche in der Ausbil- 
dung — betroffen wären alle Jugendlichen 
bis zum Alter von 20 Jahren, die die gesetz- 
lich vorgeschriebene schulische Ausbildung 
beendet haben und zum Abschluß eines Aus- 
bildungsvertrages bereit sind — möglicher- 
weise in Verbindung mit einem Mindestlohn, 
wäre eine Möglichkeit, im Geiste des Be- 
richts der „Colombo-Kommission“, den Wert 
und die Würde dieses Teils der Bevölkerung 
anzuerkennen und einen direkten Beitrag zu 
einer besseren Motivation der Jugendlichen 
zu leisten; 

h) Maßnahmen nichtstaatlicher Organisatio- 
nen, Jugendorganisationen, Jugendclubs und 
-verbände und insbesondere nichtstaatlicher 
Organisationen, die sich mit den sozial be- 
nachteiligten Jugendlichen befassen, sollten 
bei ihrer Tätigkeit durch die Behörden auf 
allen Ebenen, durch unmittelbare finanzielle 


Unterstützung, durch eine Verringerung der 
steuerlichen und sozialen Abgaben und 
durch die Schaffung zusätzlicher Dienste vor 
allem für Ausbildung und Ausrüstung unter- 
stützt werden; 

i) Unterstützung der Initiativen junger Men- 
schen zur Schaffung von Unternehmen: die 
von jungen Menschen ergriffenen Initiativen 
zur Schaffung von Unternehmen sollten 
durch folgende Maßnahmen gefördert wer- 
den: 

i. die Möglichkeit einer Kapitalisierung der 
Arbeitslosenunterstützung und anderer 
geeigneter Sozialleistungen; 

ii. die Errichtung von Agenturen, die in Ma- 
nagementfragen Hilfe leisten; 

iii. die Förderung von Vorhaben — mit oder 
ohne Hilfe privater Finanzinstitute — die 
den Zugang zu Risikokapital möglichst zu 
günstigen Bedingungen erleichtern sol- 
len; 

iv. die Beseitigung von Hindernissen, mit de- 
nen junge Menschen beim Aufbau von 
Klein- und Mittelbetrieben konfrontiert 
sind; 

j) die Führung eines Dialogs mit der Jugend: 
neue Strategien mit dem Ziel, junge Men- 
schen und insbesondere Jugendorganisatio- 
nen vor allem in den sie unmittelbar betref- 
fenden Bereichen am Entscheidungsprozeß 
zu beteiligen, sollten im Lichte der Schlußfol- 
gerungen der Europäischen Jugendwoche 
(Straßburg, 1. — 6. Juli 1985) sowie der Vor- 
schläge der Ständigen Konferenz der Euro- 
päischen Gemeinden und Regionen (Ent- 
schließung über die städtische Jugend), der 
Versammlung (Empfehlung 1019) sowie der 
ersten europäischen Konferenz der für Ju- 
gendfragen zuständigen Minister (Straßburg, 
17. — 19. Dezember 1985) erarbeitet und ver- 
wirklicht werden; 

16. fordert das Ministerkomitee auf, im Hinblick 
auf die Definition von Politiken auf europäi- 
scher Ebene die Möglichkeit der Einrichtung ei- 
nes Studien- und Informationszentrums für na- 
tionale, regionale und kommunale Jugendbe- 
schäftigungsinitiativen beim Europarat zu prü- 
fen; 

17. ersucht das Ministerkomitee zu prüfen, ob die 
Konferenz der europäischen Arbeitsminister 
eine ihrer nächsten Sitzungen gemeinsam mit 
den europäischen Ministern für Erziehungs- 
und Jugendfragen durchführen kann, damit 
eine umfassendere Studie über die Wechselwir- 
kung zwischen der Schule, den Einrichtungen 
im Hochschulbereich und der Integration der 
Jugend in die Arbeitswelt erstellt werden kann; 

18. ersucht das Ministerkomitee, die vorliegende 
Empfehlung bei der Prüfung der Schlußfolge- 
rungen der dritten Konferenz der europäischen 
Arbeitsminister (20. — 22. Januar 1986 in Madrid) 
zu berücksichtigen. 
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Tagesordnungspunkt: 

Die europäische Reaktion auf den internatio- 
nalen Terrorismus 

(Drucksache 5518) 

Berichterstatter: Abg. Amadei (Italien) 

(Themen: Die gegenwärtige Welle von Akten des 
internationalen Terrorismus — die Europäische 
Konvention über die Bekämpfung des Terrorismus 
— die internationalen Verbindungen des Terroris- 
mus — Ursachen des Terrorismus — Schlußfolge- 
rung) 

Dr. Rumpf . (FDP): Herr Präsident! Meine sehr geehr- 
ten Damen und Herren! Ich möchte meine Hoch- 
achtung vor den hervorragenden Berichten, die uns 
vorliegen und die zusammengefaßt worden sind, 
aussprechen. Ich glaube, die Entschließungen, die 
wir in den Ausschüssen erarbeitet haben, sind eine 
deutliche Antwort des Europarates, und sie haben 
auch die Hauptverantwortlichen in Libyen, Syrien 
und im Iran genannt. Es ist durchaus logisch, den 
internationalen Terrorismus, die Situation der 
Flüchtlinge in Palästina und die Situation im Liba- 
non gemeinsam zu beraten. Gewalt, die aus diesem 
Raum im Nahen Osten ausgeht, wird immer wieder 
neue Gewalt erzeugen. Eine Befriedung des Nahen 
Ostens kann deshalb ein wesentlicher Beitrag auch 
zum Frieden in der Welt und zur Bekämpfung des 
internationalen Terrorismus sein. 

In diesem Zusammenhang begrüßen wir den Be- 
such des ägyptischen Staatspräsidenten Mubarak 
in diesem Hohen Hause sehr. Der Europarat setzt 
ganz große Hoffnungen auf Ägypten. Wir hoffen, 
daß das Erbe des Friedensnobelpreisträgers Sadat 
in Ägypten weiterhin gut verwaltet wird. Der Euro- 
parat sieht im ägyptischen Staatspräsidenten einen 
Gast, bei dem er sicher ist, daß er in seinem Land 
gegen Gewalt, Terrorismus, Rassismus und gegen 
neuen Nationalismus und religiösen Fanatismus 
auf tritt. Ägypten soll wissen, daß alle 21 Staaten des 
Europarates seine Anstrengungen unterstützen 
werden. Mit der gleichen Hoffnung erwarten wir 
auch den israelischen Ministerpräsidenten Peres 
im April hier in Straßburg. 

Aber es wäre sicher zu einfach und zu leicht, wenn 
wir hier die Meinung vertreten würden, der interna- 
tionale Terrorismus gehe nur vom Nahen Osten 
aus. Er hat zwar dort ein Feuer und auch eine Glut, 
die immer wieder neu geschürt und entfacht wird; 
aber Terrorismus flackert auch an anderen Stellen 
der Welt auf. Ich erinnere nur an die Anschläge im 
Baskenland und in Nordirland. Dort wird die Glut 
durch nationalen oder durch religiösen Fanatismus 
immer wieder neu geschürt. Ich erinnere aber auch 
an die deutsche Rote Armee Fraktion, die ein welt- 
weites Netz von Terrorismus geknüpft hat. Wir wer- 
den uns diesem Terror entgegenstellen, und zwar 
mit allen uns zur Verfügung stehenden Mitteln der 
Politik, der Wirtschaft, der moralischen Verurtei- 
lung, die sich als Abschreckung oder auch als Ver- 
geltung eignen. 


Der Europarat als Gemeinschaft demokratischer 
und pluralistischer Staaten nimmt jedenfalls diese 
Herausforderung an und wird den Terrorismus 
weltweit bekämpfen. 

Ich danke Ihnen. 

Kittelmann (CDU/CSU): Herr Präsident, meine Da- 
men und Herren! Die bisherige Aussprache zeigt, 
daß unser gemeinsamer Versuch, die Themen, die 
heute noch zur Diskussion stehen, voneinander zu 
trennen, zwar gut gemeint, aber untauglich war. 
Was. ist das, was im Libanon geschieht? Woran müs- 
sen wir uns täglich erinnern? — Das ist Terroris- 
mus, Die Folge des Terrorismus ist, daß vor allen 
Dingen Flüchtlinge, Frauen und Kinder zu leiden 
haben. 

Was durch die PLO geschieht, was durch sehr viel 
radikalere Gruppen dort geschieht, ist Terrorismus; 
gleichgültig, wie viele auch in diesem Raum an den 
guten Absichten bestimmter Führungspersönlich- 
keiten dort nicht zweifeln. Wir dürfen nicht verges- 
sen, daß es im Zusammenhang mit den weiteren 
Themen noch anderes gibt, wo wir helfen müssen. 
Die Ursache all der Probleme, die es in dieser Welt 
gibt, ist eben der Terrorismus. Die Ursache ist der 
ideologische Machtkampf, bei dem im wesentlichen 
immer wieder versucht wird, mit illegalen Mitteln, 
mit Mitteln, die wir verachten müssen, politische 
Ziele zu erreichen. 

Wir müssen bitte aber auch trennen zwischen den- 
jenigen, welche die geistige Verantwortung tragen, 
welche die Ursache des Terrorismus zu verantwor- 
ten haben, und denjenigen, die ihn ausführen. 
Meine Damen und Herren, wenn wir uns in der 
Welt umschauen, sehen wir, wie Menschen zu Haß 
erzogen werden. Was ist denn die Voraussetzung 
beispielsweise für ein Selbstmordkommando, die 
Voraussetzung dafür, einen jungen Menschen dazu 
zu bringen, sein eigenes Leben zu opfern? Die Vor- 
aussetzung ist, daß es Staaten, daß es geistige Füh- 
rer gibt, die diese Menschen darauf vorbereiten, 
dies zu tun. Wir können Terroristen nicht entschul- 
digen, aber wir müssen in der Auseinandersetzung 
mit dem Terrorismus mehr und mehr auf die geisti- 
gen Verursacher des Terrorismus zurückgehen. 

Wir dürfen uns auch nicht scheuen, immer wieder 
Namen zu nennen. Ich bin unseren amerikanischen 
Kollegen, die gestern hier waren, sehr dankbar da- 
für, daß sie es begrüßt haben, daß wir mehr Mut 
haben, den Namen Libyen zu nennen. Gadhafi 
macht in der Öffentlichkeit, in Interviews entspre- 
chende Äußerungen. Ich habe in Deutschland einen 
Artikel gesehen, in dem stand: „Die Mission der 
Minderjährigen heißt Selbstmord — Auch Gadhafis 
13jähriger Sohn läßt sich militärisch ausbilden“. In 
diesem Artikel wird ein Major namens Audat zi- 
tiert: „Ja, alle Libyer trainieren für Selbstmordmis- 
sionen. Wir sind alle zu solchen Unternehmen be- 
reit, auch in den Vereinigten Staaten und sogar im 
Weißen Haus selbst Wir sind bereit, jeden Befehl 
des Führers auszuführen. Ich sage das nicht, weil 
ich ein Offizier der Streitkräfte bin, sondern weil 
jeder Libyer die gleiche Antwort geben würde.“ 
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Dieses müssen wir immer wieder auch in der Öf- 
fentlichkeit betonen, und wir müssen es verachten. 
Wir müssen als Europarat wirklich die moralische 
Kraft aufbringen, diejenigen mit Verachtung zu be- 
strafen, welche die geistigen Verursacher des Ter- 
rorismus sind. 

Es ist richtig und wichtig, daß wir als Europarat uns 
zu diesem Problem immer wieder als moralische 
Institution melden. 

Wer denkt, wenn er über Terrorismus spricht, nicht 
an Israel und die täglichen Herausforderungen, die 
dieses tapfere Volk bestehen muß? Wer denkt in 
diesem Zusammenhang nicht an den Libanon, wo, 
wie ich schon sagte, jeden Tag Frauen und Kinder 
Opfer von wahnwitzigen Aktionen sind? 

Wer denkt nicht an Afghanistan, wo ein freies Volk 
durch eine Terrorherrschaft unterdrückt wird? 

Wer denkt beispielsweise nicht an Mittelamerika, 
wo täglich unschuldige Menschen Opfer von politi- 
schen Terrormaßnahmen werden? 

Wer denkt nicht daran, daß die Verantwortung die- 
jenigen tragen, die den Terrorismus — ich wieder- 
hole es — als politisches Mittel im ideologischen 
Kampf benutzen, um eine andere Gesellschaft zu 
erreichen? 

Meine Damen und Herren, Sir Dudley Smith hat 
eben schon betont; Wir müssen davon ausgehen, 
daß die Methoden des Terrorismus vielfältiger und 
immer f eingliedriger werden. Je weniger Kriege Er- 
folg haben — und zwar auf Grund der faktischen 
Machtverhältnisse und der notwendigen Überlegen- 
heit der westlichen Welt gegenüber anderen Sy- 
stemen, so daß diese Systeme gar nicht auf die 
Idee kommen, uns anzugreifen, weil es Selbstmord 
wäre — , desto mehr werden viele nach Mitteln su- 
chen und sie zu ersinnen versuchen, wie es möglich 
ist, mit anderen Methoden psychischen Terror und 
Druck auszuüben. Dabei nehmen sie jedes Mittel in 
Kauf, um dieses Ziel zu erreichen. 

Wir müssen auch erwarten, daß sich die Sowjet- 
union in Zukunft stärker und glaubwürdiger als bis- 
her von jedem Terrorakt distanziert. Wenn Sie den 
Eiertanz beispielsweise um Libyen und die jeweili- 
gen Erklärungen ansehen, stellen Sie fest, daß der 
Terrorismus auch ein Teil des Ost-West-Konflikts 
ist. Dieses müssen wir ebenfalls in unsere Betrach- 
tungen einbeziehen. 

Meine Damen und Herren, ich darf uns alle an viele 
Erklärungen erinnern, die wir hier miteinander dis- 
kutiert haben, beispielsweise im Zusammenhang 
mit dem Datenschutz. Wir alle gehen davon aus, 
daß die Würde des einzelnen Menschen immer un- 
antastbar ist und Daten über ihn nicht gesammelt 
werden dürfen. Gleichzeitig sagen wir: Es ist not- 
wendig, international mehr zusammenzuarbeiten, 
um den Terrorismus wirksamer zu bekämpfen. — 
Womit denn? Mit leeren Blättern? Erkenntnisse, die 
in den einzelnen Ländern vorliegen, müssen mitein- 
ander ausgetauscht werden, um auf diese Art und 
Weise ein gemeinsames wirksames Konzept zu ent- 
wickeln. 


Ich sage das deshalb, weil wir spätestens dann, 
wenn es an den konkreten Einzelfall geht, als Mit- 
glieder des Europarats in den nationalen Parlamen- 
ten wesentlich helfen können, die Erkenntnis um- 
zusetzen, daß es sich bei der Bekämpfung des Ter- 
rorismus um Größenordnungen handelt, die über 
die Möglichkeiten des einzelnen Landes bei weitem 
hinausgehen. Das, was wir heute hier als Resolu- 
tion verabschieden — ich gehe davon aus, daß wir 
alle dahinterstehen; ich glaube, daß wir durch die 
Klarheit der Sprache einen wesentlichen Beitrag 
leisten — , muß in den nationalen Parlamenten um- 
gesetzt werden. 

Ich habe auch Verständnis für die Auffassung, daß 
ein Wirtschaftsboykott nicht das geeignete Mittel 
ist. Unsere amerikanischen Freunde müssen sich 
auch sagen lassen: Wenn sie mit uns gemeinsam 
handeln, dann dürfen sie nicht erst einen Beschluß 
fassen und hinterher sagen „Bitte, macht jetzt mit!“, 
sondern gemeinsam zu handeln bedeutet auch ge- 
meinsame Konsultation. Es ist in der Vergangen- 
heit bewiesen worden, daß ein Wirtschaftsboykott 
nirgends Erfolg hatte. 

Nein, es ist umgekehrt am Beispiel Libyens bewie- 
sen worden, daß es zu einer Solidarität der arabi- 
schen Länder kam. Teile der arabischen Länder 
sind an einer Solidarität mit uns gar nicht interes- 
siert, sondern betreiben seit Jahren den uns be- 
kannten Versuch, sich auf bestimmte extreme Mei- 
nungen zu einigen. 

Deshalb bin ich der Meinung, daß die einzige Mög- 
lichkeit für uns darin besteht, uns auf ein gemeinsa- 
mes Handeln zu konzentrieren. Wir müssen durch 
die Ermutigung der EG-Länder und über die EG 
hinaus — die EG umfaßt ja nur Teile von Europa — 
versuchen, ein gemeinsames Handeln, auch zusam- 
men mit den Vereinigten Staaten, zu erreichen. Wir 
sollten alle Ostblockländer und damit auch die So- 
wjetunion zum gemeinsamen Handeln verpflichten. 
Wir sollten kein Land außen vorlassen. Wir müssen 
hier Beschlüsse gemeinsam fassen und diejenigen, 
die sie verletzen, moralisch ächten. 

Wir sollten in Zukunft als Europarat automatisch in 
jeder Sitzungsperiode die Beispiele des Terroris- 
mus, die in der vorhergehenden sitzungsfreien Zeit 
von drei oder vier Monaten zu verzeichnen waren, 
miteinander analysieren, um auch hier in dieser 
moralischen Institution des Europarats die Verant- 
wortlichen beim Namen zu nennen und zu verurtei- 
len. Jeder, der Terrorismus betreibt, muß davon 
ausgehen können, daß hier Roß und Reiter klar 
genannt werden. 

Wir sollten auch die Vereinten Nationen, die auf 
Grund der Tatsache, daß die Dritte Welt dort die rie- 
sige Mehrheit darstellt, sehr häufig in Zielkonflikte 
geraten, ermuntern, ebenso wie im Falle Afghani- 
stans und bei anderen Gelegenheiten jeden Einzel- 
fall von Terrorismus zu geißeln und anzusprechen, 
gleichgültig, wie sehr dabei häufig die Solidarität 
der Dritten Welt berührt wird. 

Wenn wir dieses gemeinsam durchhalten und nicht 
in das Erzübel der Demokratie verfallen, nämlich 
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von dem Spruch auszugehen „Nichts ist so schnell 
vergessen wie die Zeitung von gestern“, wenn wir 
über den Problemen, die uns zu Hause überrollen 
— Haushaltsplanung und vieles andere mehr — , 
das Hauptproblem, das Kernproblem nicht aus dem 
Auge verlieren, dann werden wir, so glaube ich, 
einen wesentlichen gemeinsamen Beitrag leisten, 
der uns ein Stückchen weiterhilft. Dann können wir 
als Europarat ein gutes Gewissen behalten, daß wir 
alles tun, was in unserer Kraft steht. 

Reddemann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da- 
men! Meine Herren! Es gehört zu den Irrtümern, 
die sich auch Demokratien leisten, daß der Terro- 
rismus in dem Augenblick enden soll, in dem in 
einem Staat die Demokratie gesiegt hat, in dem sich 
in einem Staat die soziale Wirklichkeit den mensch- 
lichen Bedürfnissen stärker anpaßt. Wir haben in- 
zwischen festgestellt, daß gerade in entwickelten 
Demokratien, in den Ländern also, in denen die 
Individualrechte sehr viel stärker eingehalten wer- 
den als in anderen Staaten, der Terrorismus über- 
hand genommen hat und daß viele demokratische 
Staaten mit einer langjährigen demokratischen 
Struktur Situationen erleben, in denen Regierun- 
gen und Menschen, die mit Regierung und Parla- 
ment kaum etwas zu tun haben, plötzlich in die 
Gefahr geraten, selbst getroffen zu werden. 

Meine Damen und meine Herren, dies ist eine neue 
Situation für uns. Sie kennzeichnet sich dadurch, 
daß sich der Terrorismus von heute längst von dem 
gelöst hat, was er angeblich vertritt, daß vieles von 
dem, was er als angebliche Forderungen stellt, mit 
seinen tatsächlichen Zielen nur noch wenig über- 
einstimmt. Wir müssen sogar zusätzlich feststellen, 
daß verschiedene terroristische Gruppen so unter- 
schiedliche Forderungen aufstellen, daß selbst eine 
Erfüllung der Forderungen etwa einer der größeren 
Gruppen nicht das Ende des Terrorismus bringen 
würde. 

Wir haben gestern und heute bereits sehr viel über 
den Nahen Osten gesprochen. Ich darf darauf hin- 
weisen: Die Errichtung eines Staates für die Palä- 
stinenser würde nicht den Terror in jenen Regionen 
beenden, denn die Gruppe des Fatah-Abtrünningen 
Abu Nidal ist an einem Palästinenser Staat nicht in- 
teressiert. Sie verlangt in aller Öffentlichkeit ein 
großsyrisches Reich, in das die Teile, die sonst die 
PLO als Palästinenserstaat beansprucht, einge- 
bracht werden sollen. In anderen Regionen — das 
können wir quer durch die ganze westliche Welt 
nachlesen — sieht es ähnlich aus. 

Meine Damen, meine Herren, Terrorismus ist in 
einem demokratischen Staat heute etwas anderes 
geworden, Terrorismus ist zu einer Ideologie ver- 
kommen, in der eine kleine Gruppe von Menschen 
davon überzeugt ist, sich über die Hoffnungen und 
Wünsche der großen Mehrheit der Bevölkerung 
hinwegsetzen zu können. Terrorismus ist für diese 
Gruppen Ausdruck ihrer Überzeugung, den einzi- 
gen richtigen Weg in die Zukunft zu wissen, sich als 
Avantgarde, sei es der Arbeiterklasse, der Friedens- 
kämpfer oder sonstiger Phantome, zu bewegen und 
den anderen Menschen notfalls mit Maschinenge- 
wehren und Bomben klarzumachen, daß sie den 


Weg zu gehen hätten, den die Terroristen selbst 
wollen. 

Der Kollege Martinez hat mit Recht davor gewarnt, 
alles was in der Welt einmal mit scheinbar terrori- 
stischen Mitteln auftritt, ohne weiteres dem Terro- 
rismus zuzuschreiben. Er hat darauf hingewiesen, 
daß gerade Diktaturen und Kolonialmächte bereit 
sind, jeden, der gegen ihr Regime auftritt, als Terro- 
risten hinzustellen. Das ist eine beliebte Methode, 
wie jedermann weiß. Wir wissen aber ebensogut, 
daß sich viele Terroristen unter Berufung auf diese 
Praxis selbst als Widerstandskämpfer, als Frei- 
heitskämpfer hinstellen. Weil dies so ist, hat die 
Parlamentarische Versammlung des Europarates 
vor mehreren Jahren unseren damaligen und 
glücklicherweise wieder zurückgekehrten Kollegen 
Tabone den Auftrag gegeben, einen Bericht auszu- 
arbeiten, Kriterien festzulegen, was wir hier als 
Terrorismus empfinden und was wir als Terroris- 
mus kennzeichnen wollen. 

Der Kollege Tabone hat damals deutlich gemacht, 
daß Widerstandskämpfer für uns nur solche Men- 
schen sein können, die für die Realisierung der 
Menschenrechte arbeiten, die auch unter sehr gro- 
ßen Schwierigkeiten für eine pluralistische Gesell- 
schaft eintreten und die einen demokratischen 
Staat als Ziel ihrer Vorstellungen haben wollen. Er 
hat dann mit Zustimmung dieser Versammlung ver- 
deutlicht, daß derjenige ein Terrorist ist, der un- 
schuldige Menschen umbringt, nur um seinen poli- 
tischen Zielen oder angeblichen politischen Zielen 
näherzukommen, der die eigene Ideologie über die 
Meinung der Mehrheit der Bevölkerung stellt, der 
versucht, mit Bomben, mit Handgranaten, mit Ma- 
schinenpistolen die Demokratie zu beseitigen, und 
der versucht, ein Regime einzurichten, in dem nur 
die Ideolbgie der eigenen Gruppe das Recht hat, 
tonangebend zu sein. 

Meine Damen, meine Herren, ich glaube, wir soll- 
ten, wenn wir heute den ausgezeichneten Bericht 
unseres Kollegen Amadei und die ergänzenden Vor- 
stellungen des politischen Ausschusses debattieren, 
vor allem darauf hinweisen, daß diese Kriterien für 
uns damals Geltung hatten und heute weiterhin 
Geltung behalten. 

Wir müssen uns auch darüber im klaren sein: Wenn 
wir die Demokratie gegen den Terrorismus schüt- 
zen wollen, dann haben wir diesen Schutz mit ange- 
messenen Mitteln vorzunehmen, dann dürfen wir 
die Freiheit selbst nicht zum Schutz vor dem Terro- 
rismus so einengen, daß wir nur noch Reste dessen, 
was wir in einem demokratischen Rechtsstaat er- 
halten wollen, schützen. Wir dürfen aber auch um- 
gekehrt nicht versuchen, völlig auf staatliche Maß- 
nahmen und zwischenstaatliche Maßnahmen gegen 
den Terrorismus zu verzichten, weil wir möglicher- 
weise fürchten, daß jede Maßnahme die Freiheit 
einengen könnte. Wir müssen auf dem schmalen 
Grat zwischen Erhaltung der Freiheit und Bekämp- 
fung derer, die uns die Unfreiheit bringen wollen, 
gehen. 

Meine Damen, meine Herren, die Menschen in un- 
seren Ländern haben ein Anrecht darauf, daß wir 


21 



Drucksache 10/5138 Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


als Politiker zu ihrem Schutz beitragen, daß wir in 
der nationalen Gesetzgebung und in der internatio- 
nalen Zusammenarbeit dazu beizutragen, den Ter- 
rorismus unmöglich zu machen. Ich bin daher froh, 
daß wir uns sehr schnell haben einigen können, daß 
dieser sonst etwas langsam arbeitende Apparat des 
Europarates nicht wieder ein, zwei oder gar drei 
Jahre verstreichen läßt, ehe er eine Antwort auf das 
findet, was sich am 27. Dezember des vergangenen 
J ahres in Rom und in Wien ereignet hat. Wir sollten 
jetzt Wert darauf legen, nicht nur unsere Erklärung 
zu verabschieden und dann stolz nach Hause zu 
gehen, um festzustellen, wir hätten unsere Arbeit 
getan, sondern wir sollten mit dieser Erklärung in 
unsere nationalen Parlamente gehen, wir sollten 
unsere Regierungen nicht nur fragen, was sie aus 
dieser Erklärung herauszulesen bereit sind, son- 
dern auch welche Konsequenzen sie ziehen. 

Ich möchte, meine verehrten Damen, meine Herren, 
meine verehrten Kolleginnen und Kollegen, Sie auf- 
fordern in den eigenen Parlamenten das, was wir 
jetzt beschließen wollen, möglichst schnell vorzule- 
gen, damit wir möglichst schon in der April-Sitzung, 
d. h. in wenigen Wochen, erste Resultate haben und 
uns gegenseitig berichten können, daß wir nicht nur 
über die Bekämpfung des Terrorismus gesprochen, 
sondern auch etwas dagegen getan haben. 

Ich danke Ihnen, Herr Präsident. 

Empfehlung 1024 (1986) 

betr. die europäische Reaktion auf den 
internationalen Terrorismus 

Die Versammlung 

1. ist bestürzt über die in mehreren Ländern von 
verschiedenen terroristischen Organisationen 
begangenen zahlreichen Morde und Massaker,- 
insbesondere die gleichzeitigen Anschläge auf 
die Flughäfen von Rom und Wien am 27. Dezem- 
ber 1985; 

2. erinnert daran, daß sie den Terrorismus, der die 
demokratischen Werte und die Menschenrechte 
in Abrede stellt, vorbehaltlos verurteilt; 

3. betont erneut, daß die demokratischen Staaten 
den Terrorismus bekämpfen müssen, wobei die 
Grundsätze der Demokratie und die in ihren Ver- 
fassungen sowie in der Satzung des Europarats 
und in der Europäischen Menschenrechtskon- 
vention garantierten Rechte und Freiheiten zu 
achten sind; 

4. stellt mit Besorgnis fest, daß sich die Beweise 
dafür häufen, daß terroristische Organisationen 
eine beträchtliche logistische, politische und fi- 
nanzielle Unterstützung durch die Einschaltung 
bestimmter Staaten — u. a. insbesondere Libyen, 
Syrien und Iran — erhalten, was in offenem Wi- 
derspruch zu ihren Verpflichtungen als Mitglie- 
der der Völkergemeinschaft steht; 

5. ist überzeugt, daß die Zusammenarbeit zwischen 
den Mitgliedstaaten und den anderen pluralisti- 


schen Demokratien in der Welt die wichtigste 
Voraussetzung für eine wirksame Verhinderung 
und Bekämpfung aller Formen des Terrorismus 
darstellt; 

6. legt großen Wert darauf, daß die auf intergouver- 
nementaler Ebene unternommenen Bemühun- 
gen um die Schaffung eines politischen ad hoc- 
Gremiums im Rahmen des Europarats, dem alle 
Minister angehören können, die in ihren nationa- 
len Regierungen mit den Problemen des Terro- 
rismus und des internationalen organisierten 
Verbrechens befaßt sind, rasch zu einem erfolg- 
reichen Abschluß geführt werden; 

7. fordert alle Mitgliedstaaten des Europarates 
dringend auf, die bestehenden internationalen 
Übereinkommen uneingeschränkt zu verwirkli- 
chen und, sofern dies noch nicht geschehen ist, 
wichtige Übereinkommen wie 

das Europäische Auslieferungsübereinkom- 
men, 

das Europäische Übereinkommen zur Be- 

kämpfung des Terrorismus, 
das Europäische Übereinkommen über die 

Kontrolle des Erwerbs und des Besitzes von 

Feuerwaffen durch Einzelpersonen, 
das Europäische Übereinkommen über die 

Rechtshilfe in Strafsachen, sowie andere Über- 
einkommen zu ratifizieren; 

8. hat beschlossen, auf ihrer nächsten Tagung die 
Maßnahmen des Europarates zur Verbesserung 
der Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaa- 
ten im Sinne der vorliegenden Empfehlung ge- 
nauer zu prüfen; 

9. empfiehlt dem Ministerkomitee, 

a) unverzüglich neue Formen der Zusammenar- 
beit zwischen den zuständigen Behörden der 
Mitgliedstaaten, insbesondere zwischen den 
Polizeikräften und den Nachrichtendiensten 
einzuführen; 

i. um Staaten, die den Terrorismus in irgend- 
einer Weise unterstützen, bloßzustellen 
und öffentlich zu verurteilen; 

ii. um Anschläge durch verstärkte Kontrollen 
und die Weitergabe von Informationen zu 
vereiteln; 

iii. um die Strafbestimmungen für terroristi- 
sche Straftäter zu verschärfen; 

b) in allen internationalen Foren, insbesondere 
in den Vereinten Nationen, im Rahmen der 
KSZE, durch einen verstärkten euro-arabi- 
schen Dialog und unter Berücksichtigung des 
Vorschlags, den Präsident Mubarak der Ver- 
sammlung am 28. Januar 1986 unterbreitete, 
darauf hinzuwirken, daß sich möglichst viele 
Staaten an der Bekämpfung des Terrorismus, 
und an der politischen und wirtschaftlichen 
Isolierung und moralischen Verurteilung von 
Staaten, die den Terrorismus unterstützen, be- 
teiligen; 

c) alle Maßnahmen diplomatischer, politischer 
oder wirtschaftlicher Art gemeinsam zu erwä- 
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gen und, sofern möglich, zu ergreifen, die sich 
als Abschreckung und Vergeltung gegen Staa- 
ten richten, die erwiesenermaßen direkt oder 
indirekt für die Unterstützung des Terroris- 
mus verantwortlich sind. 


Tagesordnungspunkt: 

Änderung der Artikel 14 und 25 
der Satzung des Europarates 

(Drucksache 5497) 

Berichterstatter: Abg. Steiner (Österreich) 


Mittwoch, 29. Januar 1986 

Tagesordnungspunkt: 

Bericht des Ministerkomitees 

(Drucksache 5517) 

Berichterstatter: Peter Barry, Außenminister der 
Republik Irland und amtierender Vorsitzender des 
Ministerkomitees 

(Themen: Folgemaßnahmen auf die Beschlußtexte 
der Versammlung; Arbeiten des Ministerkomitees 
und der Experten-Kommissionen; Fachminister- 
konferenzen) 

Der amtierende Vorsitzende des Ministerkomitees 
beantwortete die schriftlichen Fragen Nr. 8 des Abg. 
Dr, Holtz (SPD) betr. die Finanzierung einer öffent- 
lichen europäischen Kampagne über die Nord-Süd- 
Interdependenz und das globale Überleben gemäß 
dem Vorschlag der Lissaboner Erklärung, sowie 
Nr. 11 des Abg. Dr. Müller (CDU/CSU) betr. eine 
Empfehlung des Ministerkomitees über den Film- 
verleih in Europa als Teil einer umfassenden Me- 
dienpolitik und die Sicherstellung einer besseren 
Koordination der künftigen Arbeit des Europarates 
auf dem audiovisuellen Gebiet, 


Tagesordnungspunkt: 

Die Flüchtlinge aus Palästina 

(Drucksache 5507) 

Berichterstatter: Abg. Eijsink (Niederlande) 

(Themen: Die Arbeit der UNRWA; der zweifache 
Charakter der Flüchtlingslager; die palästinensi- 
sche Revolution: ein Staat im Staate — in Jorda- 
nien und Libanon; der bewaffnete Kampf; Auswan- 
derung nach Europa; zukünftige Politik gegenüber 
palästinensischen Flüchtlingen) 


Tagesordnungspunkt: 

Die Lage im Libanon 

(Drucksache 5511) 

Berichterstatter: Abg. Dupont (Schweiz) 

(Thema: die Hoffnungen der Libanesen auf Euro- 
pa) 


(Themen: Das Stimmrecht im Ministerkomitee von 
Mitgliedsländern, die nicht in der Parlamentari- 
schen Versammlung vertreten sind; die politisch re- 
präsentative Zusammensetzung der Delegationen 
in der Parlamentarischen Versammlung) 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Präsident! Ver- 
ehrte Kolleginnen! Meine Herren Kollegen! Mit 
dem vorliegenden Resolutions- und Empfehlungs- 
entwurf der Politischen Kommission und mit dem 
Bericht des Kollegen Steiner, für den ich auch im 
Namen meiner Freunde von der christlich-demo- 
kratischen Gruppe dem Verfasser herzlich danken 
möchte, tritt der Europarat in ein neues Stadium 
der Demokratie ein. Die Mitwirkungsrechte der 
Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten im 
Ministerkomitee werden weitgehend davon abhän- 
gig gemacht, daß der betreffende Mitgliedstaat in 
der Parlamentarischen Versammlung durch eine 
vollständige, den politischen Pluralismus seines na- 
tionalen Parlaments widerspiegelnde Delegation 
vertreten ist. Diese neue Regelung, die wir dem Mi- 
nisterkomitee empfehlen, entspricht nicht nur der 
Logik der Vertretung von Mitgliedstaaten in einer 
Organisation wie dem Europarat, sie ist vor allem 
ein großer Fortschritt bei der Verwirklichung von 
mehr Demokratie im Europarat. 

Wir Christlichen Demokraten haben mit dem Initia- 
tivantrag der Kollegen Steiner und Spies von Bül- 
lesheim den ersten Anstoß für diese Reform gege- 
ben. Wir sind stolz darauf, daß es uns gelungen ist, 
die Kollegen aus allen Fraktionen für dieses echte 
Reformwerk zu gewinnen. Wir freuen uns mit Ih- 
nen allen darüber, daß wir darin einig sind, diesen 
Schritt auf dem Weg zu mehr europäischer Demo- 
kratie miteinander zu gehen. Dies ist um so wichti- 
ger, als das im Europarat organisierte Europa unter 
dem Primat der demokratischen Ordnung steht und 
daran gemessen wird, wie ernst es dieses Prinzip 
nimmt. 

Lassen Sie mich aber noch auf einen anderen Ge- 
sichtspunkt hinweisen. Mit der Verwirklichung der 
vorgeschlagenen Änderungen der Statuten würde 
diese Versammlüng in der Frage der Bewahrung 
oder Wiederherstellung der Demokratie in unseren 
Mitgliedstaaten größere Einwirkungsmöglichkeiten 
und eine Verbesserung ihres Instrumentariums in 
die Hand bekommen. Diese Folgewirkung kann an- 
gesichts der großen Anstrengungen unserer Ver- 
sammlung auf diesem Gebiet gar nicht überschätzt 
werden. 

Herr Präsident, indem ich davon ausgehe, daß der 
vorliegende Bericht angenommen und seine Emp- 
fehlungen mit breiter Mehrheit verabschiedet wer- 
den, möchte ich alle Kolleginnen und Kollegen die- 
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ser Versammlung zum Schluß bitten, sich in ihren 
nationalen Parlamenten dafür einzusetzen, daß 
eine unseren Empfehlungen entsprechende Statu- 
tenänderung so rasch wie möglich unterzeichnet 
und ratifiziert wird. Wir brauchen diesen neuen 
Fortschritt für die Demokratie im Europarat. Un- 
sere Aufgabe als Abgeordnete in dieser Frage fängt 
aber heute erst richtig an. 

Vielen Dank. 

Dr. Freiherr Sples von Büllesheim (CDU/CSU): Herr 
Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 
Diese Debatte ist erfreulicherweise nicht kontro- 
vers. Diese Versammlung wird den Anträgen so ein- 
hellig oder einstimmig zustimmen — so hat man 
den Eindruck — , wie diese Frage auch in den Aus- 
schüssen behandelt worden ist. Ich glaube, daß die 
Initiatoren dieses Antrags, zu denen ich mich zäh- 
len darf, sehr glücklich über diese Entwicklung 
sind. Ich kann mich deswegen auch auf wenige Be- 
merkungen beschränken. 

Der Kollege Hesele hat gerade in seinen Ausfüh- 
rungen von den „weisen Männern“ gesprochen, die 
das Statut des Europarats damals geschaffen ha- 
ben. Ich glaube, nach so langer Zeit einer guten 
Wirksamkeit und einer letztlich trotz mancher Be- 
anstandungen guten Zusammenarbeit zwischen 
dem Ministerrat und der Parlamentarischen Ver- 
sammlung kann man wohl feststellen, daß dies 
wirklich ein gutes Statut war. 

Aber nichts ist so gut, als daß es nicht verbessert 
werden könnte. Wir alle wissen, daß die Praxis zu- 
sätzliche Erfahrungen vermittelt. Gerade in den 
beiden Punkten, die in dem Antrag angesprochen 
werden, haben wir eben negative Erfahrungen ge- 
sammelt. Derjenige, der — wie viele von uns — die 
letzten Jahre hier erlebt hat, hat oftmals bedauert, 
daß unsere Versammlungen geradezu bestimmt wa- 
ren von der Frage, ob wir die Delegation eines Mit- 
gliedslandes anerkennen konnten. Wir haben dazu 
hier viele Stunden der Debatte verbracht. Manch- 
mal sind, wie das üblich ist, in einer solchen De- 
batte Worte gefallen, die der jeweils betroffene 
Staat als einen Affront, als einen Angriff, als eine 
Gegnerschaft empfunden hat. So war es in den De- 
batten aber nicht gemeint. Wir wollten das Land 
nicht angreifen, wir wollten das Volk nicht angrei- 
fen, sondern wir wollten nur unseren Prinzipien fol- 
gen, nämlich den Prinzipien unseres Statuts, den 
Prinzipien der Demokratie. 

Einer der Redner hat bereits darauf hingewiesen, 
daß wir mit diesem Antrag eigentlich gar nichts 
wirklich Neues in unser Statut aufnehmen, sondern 
wir drücken nur etwas besonderes aus, was wir bis- 
her als selbstverständlich empfunden haben. Des- 
wegen ist es keine Änderung, obwohl der Kollege 
Jäger durchaus recht mit der Feststellung hat, daß 
der unmittelbare Einfluß dieser Versammlung ver- 
größert wird. 

Verehrte Kollegen, wenn wir in Zukunft diese kla- 
ren Regelungen haben, die wir durch diesen Antrag 
in das Statut einführen wollen, dann wird sich man- 
che Debatte, wie sie in der Vergangenheit geführt 


wurde, erübrigen. Dann gibt es eine klare Regel. 
Dann ist der Verdacht nicht mehr berechtigt, daß 
sich die Nichtbestätigung eines Mandats besonders 
gegen irgendein Land richte. 

Es ist kritisiert worden — ich selber habe das auch 
beklagt — , daß dieser Antrag, der am 30. September 
1983 eingebracht worden ist, erst jetzt, gute zwei 
Jahre nach der Einbringung, hier in der Versamm- 
lung eine Behandlung erfährt. Der Grund dafür ist 
uns klar: Es gab immer wieder eine Situation, in der 
dieser Antrag hätte mißverstanden werden können 
als gegen den einen Staat, als gegen den anderen 
Staat gerichtet. Das wollten wir aber nicht. 

Ich glaube, jetzt, Herr Präsident und verehrte Kolle- 
gen, ist wirklich ein guter Zeitpunkt gekommen, um 
diesen Antrag hier zu behandeln, um ihn einver- 
nehmlich zu behandeln; denn wir haben mit keinem 
der Mitgliedsländer ein besonderes Problem, auf 
das die Anträge bezogen werden könnten. Deswe- 
gen möchte auch ich als einer der Initiatoren zum 
Ausdruck bringen, wie froh ich darüber bin, daß wir 
diesen Antrag heute durch diese Versammlung hof- 
fentlich verabschieden können. 

Ich möchte hoffen, daß der Ministerrat dem Votum 
dieser Versammlung möglichst bald folgt, weil die- 
ser Antrag nur einem Ziel dient: Er liegt im Sinne 
des ursprünglichen Statuts im Hinblick auf die Zu- 
sammenarbeit zwischen den beiden Säulen, näm- 
lich der Parlamentarischen Versammlung und dem 
Ministerrat. Er dient ferner dem, was wir alle wol- 
len, wofür wir in dieser Versammlung kämpfen und 
stets gekämpft haben: einer wahren Demokratie in 
unseren europäischen Mitgliedstaaten. 


Empfehlung 1026 (1986) 

betr. die Änderung von Artikel 14 der Satzung 
des Europarats 

Die Versammlung, 

1. beabsichtgt, die Bestimmungen über die Mitwir- 
kung der Mitgliedstaaten im Ministerkomitee 
und in der Versammlung zu harmonisieren; 

2. ist überzeugt, daß die Mitwirkung der Mitglied- 
staaten in den beiden Organen des Europarats 
nicht als rein freiwillig betrachtet werden darf; 

3. empfiehlt dem Ministerkomitee, gemäß Arti- 
kel 41 der Satzung des Europarates die Satzung 
wie folgt zu ändern: 

Artikel 14 der Satzung ist durch einen zweiten 
Absatz wie folgt zu ergänzen: 

„Während der Zeit, in der das Mitglied nicht in 
der Versammlung vertreten ist, ist es jedoch 
nicht zur Stimmabgabe im Ministerkomitee be- 
rechtigt und darf nicht den Vorsitz im Komitee 
führen.“ 
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Empfehlung 1027 (1986) 

betr. die Änderung von Artikel 25 der Satzung 
des Europarats 

Die Versammlung 

1. erinnert daran, dciß die Satzung des Europarats 
den Grundsätzen der pluralistischen parlamenta- 
rischen Demokratie eine herausragende Bedeu- 
tung beimißt; 

2. ist überzeugt, daß der Pluralismus daher ein ent- 
scheidendes Merkmal der Zusammensetzung der 
Versammlung darstellt; 

3. empfiehlt dem Ministerkomitee, gemäß Arti- 
kel 41 der Satzung des Europarats die Satzung 
wie folgt zu ändern: 

Artikel 25 ist durch einen neuen Absatz (d) wie 
folgt zu ergänzen: 

„Die Delegation eines jeden Mitglieds nluß die in 
ihrem Parlament vertretenen politischen Kräfte 
in angemessener Weise repräsentieren.“ 


Donnerstag, 30. Januar 1986 

Tagesordnungspunkt: 

Die Ernähningskrise in Afrika 

(Drucksache 5504) 

Berichterstatter: 

Abg. Corrie (Vereinigtes Königreich) 
(Drucksache 5509) 

Berichterstatter: Abg. Dr. Rumpf (Bundesrepublik) 

(Themen: Die Situation in einzelnen afrikanischen 
Ländern — Ursachen der Krise — Wege der Hilfe 
von außen — Wiederherstellung der natürlichen 
Umwelt — landwirtschaftliche und industrielle 
Produktion. Bevölkerungsfragen — die Rolle der 
Frauen — Koordination der Entwicklungshilfe) 

Dr. Rumpf (FDP): Vielen Dank, Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich kann 
dort fortfahren, wo mein Kollege Corrie soeben ge- 
endet hat, da unsere beiden Berichte ganz aufeinan- 
der abgestimmt sind und dasselbe Problem unter 
verschiedenen Gesichtspunkten beleuchten. 

Afrika könnte sich selbst ernähren, wenn das 
fruchtbare Ackerland bebaut würde. Das ist eine 
sehr mutige Behauptung, aber sie ist dennoch rich- 
tig. Es gab schon immer Dürren — man spricht von 
einer biblischen Dürre — , und diese Dürren wird es 
immer geben. Die Trockenheit ist also auch eine 
Folge klimatischer Zyklen, aber sie ist auch die 
Folge von menschlichen Einflüssen, insbesondere 
von Entwaldungen, Abholzungen in den afrikani- 
schen Ländern. 

Der Rohstoff Holz spielt die allergrößte Rolle. 90 % 
des Rohstoffes in Afrika basieren auf dem Holz. Es 


gibt Frauen, die morgens losmarschieren, um das 
Holz für das Essenkochen zu holen. Sie kommen 
mittags, spät nachmittags zurück, das Holz wird 
verbrannt, und am nächsten morgen müssen sie 
wieder losmarschieren, um Holz zu holen. 

Die Dürren, die Trockenheiten werden also wieder 
kommen. Aber schon vor Tausenden von Jahren 
hat Josef der Ägypter von seinen Untertanen gefor- 
dert, daß in den sieben fetten Jahren für die sieben 
trockenen Jahre vorgesorgt werden muß. Es geht 
hier darum, die langfristigen Aspekte der Nah- 
rungskrise in Afrika in den Griff zu bekommen. 

Vor dem Hintergrund der derzeitigen Situation er- 
scheint das besonders wichtig. Wie Sie alle wissen, 
ist im vorigen Jahr ein Tag für Afrika abgehalten 
worden. Das war im Januar 1985 — es ist etwa ein 
Jahr her — , und eine große Welle der Hilfsbereit- 
schaft ging durch die Welt. In der Tat sind Nah- 
rungsmittel im Werte von etwa 4 Milliarden DM 
nach Afrika geflossen. Einige sind sogar noch un- 
terwegs, große Mengen lagern in den Häfen und 
sind noch gar nicht verteilt. In der Zwischenzeit hat 
es in Afrika Regenfälle gegeben, insbesondere auch 
in den westlichen Sahel-Ländern. Es hat so viel Re- 
gen gegeben, daß die eigene Ernte sehr gut auf dem 
Halm steht. Aber sie wird nicht eingebracht, weil 
die Bauern kein Interesse daran haben, ihre eigene 
Ernte einzubringen; denn die Hilfe aus der Luft ist 
ja im Gange. Ein Preisverfall ist zu verzeichnen, 
und es gibt überhaupt keine Motivationen, etwas 
für eine eigene Ernte anzubauen. 

Es ist also ganz deutlich, daß wir mit unseren Über- 
schüssen in der Europäischen Gemeinschaft oder in 
den Vereinigten Staaten die Nahrungsmittelkrise in 
Afrika unter gar keinen Umständen lösen können. 
AJs Schwerpunkt muß ein Nothilfeprogramm, ein 
Frühwarnsystem organisiert werden, und daneben 
dürfen die langfristigen Aspekte nicht aus den Au- 
gen verloren werden. Unter den langfristigen 
Aspekten ist insbesondere die Wiederherstellung 
des ökologischen Gleichgewichts oder die Wieder- 
herstellung eines Kreislaufes wichtig, der vollkom- 
men zerstört worden war. Dazu gehört insbeson- 
dere auch das Anpflanzen von Bäumen, die den Bo- 
den durchwurzeln und diesen Kreislauf bewirken 
können. Ich denke nicht etwa daran, daß alles auf- 
geforstet werden müsse, sondern es geht darum, 
eine regionale Entwicklung herbeizuführen, bei der 
Landwirtschaft, Forstwirtschaft und Viehzucht ab- 
gestimmt sind. 

Die OECD hat einen Vorentwurf des Berichtes be- 
kommen, stimmt völlig mit ihm überein, möchte 
aber insbesondere einen Schwerpunkt auf die Rolle 
der Frauen in dieser integrierten ländlichen Ent- 
wicklung legen. Ich bin auch der Meinung, daß die 
Frauen hier eine ganz besonders große Rolle spie- 
len und daß wir bei den langfristigen Aspekten dar- 
auf achten müssen, daß auch die medizinische Ver- 
sorgung in den ländlichen Regionen so ist, daß die 
Familienplanung greift. 

Ferner legen wir großes Gewicht auf die Koopera- 
tion und die Koordination der Industrieländer, aber 
auch der Entwicklungsländer selbst untereinander. 
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Es muß auch einen Handel zwischen den Ländern 
Afrikas selbst geben. Die Grenzen müssen geöffnet 
sein, und es muß ohne weiteres ein Durchfluß der 
Nahrungsmittel bewerkstelligt werden. Ebenfalls 
legen wir großen Wert auf gleichgerichtete Anstren- 
gungen der Entwicklungsländer. Dort dürfen keine 
Maßnahmen unternommen werden, die diametral 
dem entgegenstehen, was wir wollen, nämlich lang- 
fristige Vorsorge zu treffen. Zum Beispiel darf die 
Preispolitik in den verschiedenen Ländern nicht 
dazu führen, daß die Landwirte keinerlei Interesse 
haben, ihr eigenes Getreide etwa auf den Märkten 
zu verkaufen. Zu diesen langfristigen Aspekten ge- 
hören der Aufbau regionaler Märkte und die Ein- 
richtung eines Kreditsystems ebenso wie die Erhö- 
hung der Kaufkraft, die Infrastrukturverbesserung 
und die Logistik. Zum Beispiel müssen Silos, Korn- 
speicher, Läger zur Saatgutaufbewahrung usw. vor- 
her eingerichtet werden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, man kann 
es sich eigentlich sparen, alles weitere in Worte zu 
fassen. Herr Corrie hat sehr ausführlich auf die 
Zusammenhänge hingewiesen. Ich selbst wollte die 
langfristigen Aspekte hervorheben und möchte 
dazu ein chinesisches Sprichwort zitieren. Die Chi- 
nesen sagen: Wer Bäume pflanzt, hat in der ersten 
Generation den Schatten, in der zweiten Genera- 
tion das Holz und in der dritten Generation den 
Regen. Dies zeigt genau, wie langfristig unsere An- 
strengungen angelegt sein müssen. 

Ich bedanke mich bei dem Büro und bei meinem 
Vorsitzenden Herrn Debetaz dafür, daß er mir die 
Möglichkeit gegeben hat, diesen Bericht zu erstat- 
ten, und ich bedanke mich auch für Ihre Aufmerk- 
samkeit. 

Dr. Müller (CDU/CSU): Sehr geehrter Herr Präsi- 
dent! Meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Ich 
möchte zu Beginn meiner Ausführungen seiner Ex- 
zellenz, dem Landwirtschaftsminister von Tune- 
sien, Herrn Osman, nochmals recht herzlich im Na- 
men der Mitglieder des Unterausschusses für die 
FAO des Agrarausschusses dieser Versammlung 
danken, die vor einem Jahr die Gelegenheit hatten, 
sein Land zu besuchen, die von ihm dort auch emp- 
fangen worden sind und die vor allem auch die 
Chance hatten, vor Ort eine ganze Reihe von Ent- 
wicklungsprojekten zu besichtigen. Wir konnten 
uns davon überzeugen, welch hervorragende Arbeit 
in Tunesien geleistet wird. Wir waren sehr beein- 
druckt davon, was etwa im Rahmen des „Food for 
work“-Programms bei Bewässerungsmaßnahmen 
in Ihrem Land geleistet wird. Wir waren auch be- 
eindruckt davon, wie der Kampf gegen die zuneh- 
mende Versteppung und Ausweitung der Wüste in 
Ihrem Land geführt wird. Nochmals herzlichen 
Dank für diese Gelegenheit. Ich glaube, es war für 
die Mitglieder der Parlamentarischen Versamm- 
lung wichtig, nicht nur in der Theorie, sondern ein- 
mal vor Ort zu sehen, wie hier praktische Arbeit 
geleistet wird. 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, im Ok- 
tober 1984 hat der Bericht eines Kameramannes 
der BBC in Europa eine Bewegung der Herzen ein- 


geleitet, eine Mobilisierung ermöglicht, die in der 
Geschichte des Engagements im Bereich der Ent- 
wicklungshilfe bisher beispiellos war. Die Bilder, 
aus Äthiopien, die damals in ganz Europa gesendet 
wurden, machten deutlich, welche Not und welches 
Elend in bestimmten Teilen unserer Welt herr- 
schen. Die modernen Massenmedien und die mo- 
derne Kommunikation ermöglichten es, dies den 
Europäern so hautnah zu zeigen, daß sie sich unmit- 
telbar betroffen fühlten. Auf Grund dieser Informa- 
tionen entstanden Bewegungen wie „Ein Tag für 
Afrika“, wo von Privatleuten enorme Mittel gespen- 
det wurden. Ich möchte sagen, die Mark oder der 
Franc, die vom Schüler einer Schulklasse gespendet 
wurden, haben mindestens das gleiche Gewicht wie 
in die Hunderttausende gehende Summen, die von 
Firmen und größeren und reicheren Institutionen 
in diesem Zusammenhang mobilisiert worden sind. 

Es war ein Akt der Soforthilfe. Wir dürfen aber 
nicht vergessen, daß damit die Probleme für die 
Hungernden in den afrikanischen Staaten nicht ge- 
löst werden. Wir müssen uns darüber im klaren 
sein, daß nur eine langfristige Entwicklungspolitik 
den Hungernden in diesen Ländern eine echte Hilfe 
sein kann. Wir dürfen bei dieser Soforthilfe nicht 
vergessen, daß gelegentlich auch Mißbrauch getrie- 
ben wurde, was gerade bei europäischen Spendern 
zu mancher Enttäuschung geführt hat, etwa wenn 
Spenden zu lange irgendwo in Häfen herumliegen, 
wenn Transportgelegenheiten nicht vorhanden 
sind. Es macht Ärger, wenn zum Beispiel für Spen- 
den auch noch Zoll erhoben wird oder sehr hohe 
Hafengebühren erhoben werden. Es macht Ärger, 
wenn man weiß, daß zur selben Zeit, wo in Europa 
Nahrungsmittel für die Hungernden gespendet wer- 
den, das eine oder andere Land nicht nur teure Waf- 
fen für Devisen kauft, sondern zur Feier eines Re- 
volutionsjubiläums sich auch noch mit schotti- 
schem Whisky eindeckt. 

Zur Zeit hat sich die Situation in der Sahelzone 
etwas verbessert, weil es im Jahre 1985 eine gute 
Ernte gab. Es hat geregnet. 1984 betrug die Ernte 3,8 
Millionen Tonnen, im letzten Jahr 6,7 Millionen 
Tonnen. Die Situation ist also unmittelbar verbes- 
sert worden. Das gibt uns etwas Luft, die Probleme 
langfristig zu lösen, damit die Ernährungslage der 
Bevölkerung auf Dauer verbessert wird. 

Entscheidend ist, daß wir einsehen und daß die be- 
troffenen Länder einsehen, daß für die Entwicklung 
dieser Länder die Förderung des ländlichen Rau- 
mes im Vordergrund ihrer Entwicklungsbemühun- 
gen stehen muß. Die Erhaltung der Landwirtschaft, 
die Erhaltung von Landwirten in diesen Bereichen 
auch dadurch, daß gerechte Preise bezahlt werden, 
ist eine Grundvoraussetzung, um die Ernährung 
dauerhaft zu sichern. Die Großfamilie, der Stamm, 
bildet im ländlichen Raum das Auffangnetz, das 
Hungernde in schwierigen Zeiten durchbringen 
kann. 

Wir wissen, daß Veränderungen stattgefunden ha- 
ben, daß auch in Afrika eine große Landflucht statt- 
gefunden hat, daß ein städtisches Proletariat ent- 
standen ist. Die eine oder andere Regierung weiß 
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ganz genau, daß sie das städtische Proletariat nur 
zufrieden halten kann, wenn sie ihm die Nahrung 
sichert. Dies erinnert ein bißchen an das alte römi- 
sche Wort „Brot und Spiele“. 

Wir wissen auch, daß die afrikanischen Staaten von 
Raubbau bedroht werden, daß die Probleme der 
Ökologie noch nicht voll erkannt sind. Wenn jähr- 
lich die Waldfläche in Afrika um ein halbes Prozent 
zurückgeht, zeigt das auf, daß Klimaänderungen be- 
vorstehen, die wiederum ernste Folgen für die land- 
wirtschaftliche Produktion haben werden. 

Es wird also die Aufgabe der Europäer sein — hier 
liegt auch die große Verantwortung der Mitglieds- 
länder des Europarates — ratend, beratend zur 
Seite zu stehen, Mittel zur Verfügung zu stellen, vor 
allem auch im Bereich des Erziehungswesens etwas 
zu tun, damit im ländlichen Raum eine Entwicklung 
stattfinden kann, die dazu beiträgt, daß die Men- 
schen dort selbst die Nahrungsmittel produzieren, 
die sie brauchen, um ihre Ernährung zu sichern. 

Soforthilfe ist sicher notwendig. Es ist sicher gut 
und entlastet vielleicht auch unsere Herzen, wenn 
wir geben können, wenn wir helfen können, wir 
müssen uns aber auch darüber im klaren sein, daß 
es für den Stolz der Betroffenen entscheidend ist, 
daß sie die Möglichkeit bekommen, ihre Ernährung 
selbst sicherzustellen, indem sie selbst mit unserer 
Hilfe die Voraussetzungen dafür schaffen. 

Dr. Freiherr Spies von Büllesheim (CDU/CSU): Herr 
Präsident! Herr Minister! Verehrte Kollegen! Als 
Vorsitzender des Landwirtschaftsausschusses 
möchte ich zunächst Ihnen, Herr Minister, noch ein- 
mal sehr herzlich danken, daß Sie unseren Unter- 
ausschuß für die FAO in Tunesien empfangen, so 
gut betreut und vor allen Dingen auch sehr beein- 
druckt haben. Ich glaube, Sie und Ihre Herren in 
Tunesien haben das Beispiel dafür gegeben, was 
einzelne dadurch bewirken können, daß sie ein be- 
sonderes Interesse erwecken. 

Der Besuch in Tunesien war ein wesentlicher 
Grund dafür, daß wir trotz der Fülle der Probleme, 
die wir im Landwirtschaftsausschuß zu behandeln 
haben, diesen Bericht über die Ernährungskrise in 
Afrika so eingehend behandelt haben. Wir fühlen 
uns geehrt, und wir danken Ihnen, daß Sie hier 
sind. 

Ich möchte als Vorsitzender des Landwirtschafts- 
ausschusses herzlich für die gute Zusammenarbeit 
danken, die wir mit dem Wirtschaftsausschuß hat- 
ten. Ich möchte Ihnen, Herr Kollege Debetaz, als 
dem Vorsitzenden des Wirtscheiftsausschusses, dem 
Berichterstatter, Herrn Kollegen Rumpf, und dem 
Sekretär sehr herzlich danken. Unsere beiden Aus- 
schüsse haben im Zusammenhang mit verwandten 
Problemen oftmals gut zusammengearbeitet. Die 
Behandlung der vorliegenden Materie war ein Bei- 
spiel für eine gute und einverständliche Zusammen- 
arbeit. 

Wie Sie, verehrte Kollegen, aus den Unterlagen ge- 
sehen haben, wird jetzt über eine Empfehlung abge- 
stimmt, welche die ursprüngliche Empfehlung von 


Herrn Corrie voll übernommen hat und dann vom 
Kollegen Rumpf und vom Wirtscheiftsausschuß er- 
gänzt worden ist. 

Ich möchte dem Berichterstatter, Herrn Corrie, 
sehr herzlich danken, der heute leider zu wenig Zeit 
hatte, um hier über seinen Besuch in Somalia zu 
berichten. Wir hatten gestern im Landwirtschafts- 
ausschuß eine Diskussion, bei der Herr Corrie ein- 
gehender berichten konnte. Ich glaube, es ist ein 
Zeichen für das Engagement des Kollegen Corrie in 
dieser Frage, daß er nach Somalia geflogen ist. Er 
hat dort, wie wir uns vorstellen können und wie wir 
bestätigt gefunden haben, einiges an Eindrücken 
und Strapazen über sich ergehen lassen müssen, 
um wirklich zu den Quellen der Fragen vorzudrin- 
gen. 

Hier in der Debatte wurde mehrfach gesagt, daß 
Hilfe die Selbsthilfe nicht untergraben darf. Das 
betrifft zum einen die Mentalität der Menschen. 
Wenn einem gut geholfen wird und wenn man von 
den eigenen Lebensmöglichkeiten enttäuscht ist, 
besteht die Gefahr, daß man sich auf diese Hilfe als 
andauernde Hilfe einstellt. 

Es ist aber auch eine Frage der wirtschaftlichen 
Bedingungen. Darauf wurde in dem letzten Beitrag 
des Herrn Ministers und auch in dem Beispiel des 
Kollegen Corrie bezüglich der Zuckerproduktion in 
Somalia verwiesen. 

Es ist zu fragen, welche Lösungen es gibt, damit die 
Nahrungsmittelhilfe für die afrikanischen Staaten 
keine Dumpingfunktion für die örtliche Landwirt- 
schaft ausübt, wie das gerade in den Jahren 1984 
und 1985 bedeutsam geworden ist. Das wurde ganz 
konkret, als dann der Regen kam, wodurch die ei- 
gene Produktion Gott sei Dank in einem unerwartet 
hohen Maße stieg, während gleichzeitig die verspä- 
teten Schiffe mit den Hilfslieferungen in Afrika an- 
kamen. Beides kam zusammen auf den Markt und 
führte zu einem Verfall der Preise. Ich glaube, diese 
Bedingungen des Jahres 1984 und 1985 haben uns 
ganz besonders deutlich gemacht, wie groß die dies- 
bezügliche Gefahr ist. Sie haben deutlich gemacht, 
daß wir uns besonders diesem Problem stellen müs- 
sen. 

Spinnt man den Gedanken weiter, so sieht man, daß 
sich in den einzelnen afrikanischen Ländern ähnli- 
che Verhältnisse einstellen wie auf der ganzen Welt. 
Auf der Welt haben wir auf der einen Seite enorme 
Überschüsse und auf der anderen Seite den Hun- 
ger. Die Menschen, welche die Nahrungsmittel 
brauchen, können sie — das ist das Grundproblem 
— nicht bezahlen. 

In den einzelnen afrikanischen Ländern ist eine 
ähnliche Situation entstanden: Die Nahrungsmittel 
könnten zwar im Lande erzeugt werden, aber zu 
Kosten, die von den Menschen in den anderen Tei- 
len des Landes, wo diese Nahrungsmittel benötigt 
werden, nicht bezahlt werden können. 

Damit sind wir, wie wir alle wissen — das hat der 
Herr Minister besonders angesprochen — , bei der 
Finanzfrage. Es wird erneut deutlich, daß die Pro- 
bleme Afrikas nicht einfach mit körperlicher Nah- 
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rungsrriittelhilfe zu lösen sind. Sie kann nämlich — 
besonders unter den Bedingungen der Jahre 1984 
und 1985 — die Selbsthilfe untergraben. 

Dies ist kein wirklich landwirtschaftliches Problem, 
sondern ein Problem der gesamten Volkswirtschaft. 
Darauf hat auch der Kollege Rumpf in seinem Be- 
richt hingewiesen. Wir müssen uns klar darüber 
sein, daß dieses Problem noch viel größer werden 
wird. Der Herr Minister hat uns gesagt, daß er mit 
der Studie der FAO übereinstimmt, die davon aus- 
geht, daß im Jahre 2000 nicht nur — wie heute — 
20%, sondern sogar 40% des Nahrungsmittelbedarfs 
in Afrika importiert werden müssen, wenn ich das 
recht verstanden habe. Dieses Problem wird sich 
also noch ganz erheblich verstärken. Wir werden 
uns dazu etwas einfallen lassen müssen. 

Ich möchte noch einmal vor dieser Versammlung 
und auch vor Ihnen, Herr Minister sagen — auch 
für Ihre Kollegen, Herr Minister, in Afrika — , daß 
der Landwirtschaftsausschuß in Villars sur Ollon in 
der Schweiz Anfang April eine Konferenz über die 
Landwirtschaft Europas im Jahre 2000 abhalten 
wird. Inzwischen haben sich hochrangige Landwirt- 
schaftsminister sowohl aus europäischen als auch 
aus anderen Ländern angemeldet, die dort das Wort 
ergreifen wollen. 

Wir können keine Zukunft der europäischen Land- 
wirtschaft prognostizieren, planen und Ziele be- 
stimmen, wenn wir nicht auch die Gegebenheiten in' 
den Ländern Afrikas in Rechnung stellen und mit 
berücksichtigen. Weil das so ist, hoffe ich, daß Sie 
selbst, Herr Minister, zu dieser Konferenz kommen 
oder einen Beobachter dorthin entsenden. Mir 
scheint es im Interesse der Sache wichtig zu sein, 
daß die afrikanische Sicht dort vertreten ist. 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wir fah- 
ren in unserer Hilfe für Afrika irgendwie zwischen 
Skylla und Charybdis. Die Skylla ist die kurzfristige 
Not, ist der Hunger, den die Menschen in diesem 
Augenblick empfinden, den wir mit unseren Über- 
schüssen materiell stillen können und auch stillen 
wollen. 

Die Charybdis ist, daß wir gleichzeitig die Möglich- 
keiten verschütten könnten dazu, daß sich die afri- 
kanischen Völker selbst helfen. 

Das ist das Problem. Das Problem ist erkannt. Wir 
wollen dieses Problem lösen, und zwar gemeinsam. 
Ich möchte zum Schluß, Herr Präsident, Herr Mini- 
ster und verehrte Kollegen, die Hoffnung ausdrük- 
ken, daß der Bericht des Landwirtschaftsausschus- 
ses und die Beratungen dort sowie im Wirtschafts- 
ausschuß, bei denen 21 Länder vertreten waren, un- 
ser Bewußtsein für die gegebenen Probleme ge- 
schärft haben und daß die Probleme auch klarer 
geworden sind. Ich hoffe, daß diese Debatte und 
alles, was in diesem Forum folgt, dazu beitragen, 
das erkannte Problem im Sinne der Freiheit und 
des Wohlbefindens der Völker Afrikas und im Sinne 
der Zusammenarbeit zwischen Afrika und Europa 
zu lösen. 

Dr, Rumpf (FDP): Vielen Dank, Herr Präsident! Zu- 
nächst, meine sehr geehrten Damen und Herren, 


möchte ich meiner großen Enttäuschung darüber 
Ausdruck geben, daß von der deutschen Delegation 
fast niemand hier sein kann, weil die Fraktion der 
GRÜNEN im Deutschen Bundestag durch einen Ge- 
schäftsordnungstrick dafür Anlaß gaben, daß die 
Deutschen heute morgen mit einem Flugzeug nach 
Bonn zurückfliegen mußten. Außer Herrn Spies von 
Büllesheim und mir kann sich daher heute kein 
deutscher Abgeordneter um diese Probleme küm- 
mern, die die ganze Welt betreffen und die sicher 
noch wichtiger als das sind, was im Deutschen Bun- 
destag heute beraten werden muß. 

Zurück zu den Problemen hier: Herr Minister, ich 
habe sehr gerne gehört, daß Sie die öffentliche 
Kampagne für die Nord- Süd -Probleme hier von Ih- 
rer Seite aus erwähnt haben, die sich auf die Lissa- 
boner Erklärung von 1984 gründet. Ich bin froh, daß 
Sie das hier vor dieser Versammlung gesagt haben; 
denn wir Parlamentarier können nichts anderes 
tun, als die Probleme hier aufzuwerfen und dann zu 
hoffen, daß eine solche Kampagne auch wirklich 
stattfindet, damit die Schärfung des Bewußtseins 
vorangetrieben wird. Leider ist die Antwort des Mi- 
nisterrates insbesondere hinsichtlich der Finanzie- 
rung und der Durchführung dieser Kampagne nicht 
sehr ermutigend gewesen; aber vielleicht läßt sich 
da noch etwas ändern. 

Außerdem, Herr Minister, haben wir sehr gern ge- 
hört, daß Sie in Tunesien die Probleme offensicht- 
lich voll erkannt haben und diese auch in den Griff 
bekommen werden. Ich sehe zwischen uns, den eu- 
ropäischen Ländern, und Ihnen eigentlich mehr 
eine Partnerschaft zur Bewältigung der Probleme 
Schwarzafrikas. Die Staaten des Maghreb und die 
europäischen Staaten müssen da Zusammenarbei- 
ten. Wir sind auf Ihr Know-how angewiesen, weil 
Sie für diese Probleme so etwas wie ein Vermittler 
sein können. 

Zu der Langfristigkeit möchte ich nur noch auf ein 
Beispiel der Geschichte hinweisen: Meine sehr ge- 
ehrten Damen und Herren, Herr Präsident, der spa- 
nische Dichter Cervantes hat einmal geschrieben: 
Ein Eichhörnchen könnte sich von den Pyrenäen 
bis nach Gibraltar bewegen, ohne den Boden zu 
berühren. So waldreich war Spanien einmal. Das 
war aber, nachdem die Armada gebaut worden war 
und viele andere Dinge auf Holzgrundlage erstellt 
worden waren, wie Städte, die wieder abbrannten, 
vor etwa 300 bis 400 Jahren vorbei. Dann war Spa- 
nien eines der waldlosesten Länder Europas. Die 
Spanier haben es durch eine enorme Anstrengung 
geschafft, in den letzten 40 Jahren 4 Millionen Hek- 
tar Wald aufzuforsten, und damit haben sie das Pro- 
blem im wahrsten Sinne des Wortes wieder an der 
Wurzel gepackt; denn nur durch die Durchwurze- 
lung des Bodens ist ein ökologischer Kreislauf mög- 
lich, und nur dann kann man innerhalb dieses öko- 
logischen Kreislaufs wieder Landwirtschaft betrei- 
ben und alle anderen Probleme lösen. 

Genau vor dieser Aufgabe stehen wir in den Län- 
dern Afrikas, und die internationale Staatenge- 
meinschaft wird in der Lage sein, dies zu meistern. 
In allen Wortmeldungen hier ist immer wieder ge- 
sagt worden, auch die schwarzafrikanischen Län- 
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der selbst müßten ihren Beitrag leisten, sie müßten 
ihre Probleme selbst definieren und in die Lage ver- 
setzt werden, sie zu meistern. Dabei können wir 
ihnen durch den politischen, den partnerschaftli- 
chen Dialog helfen, aber es darf nichts geschehen, 
was unseren Anstrengungen zuwiderläuft. Das ist 
der wichtige Punkt. 

Ich möchte noch einmal mit einem kleinen Sprich- 
wort schließen. 

Martin Luther sagte: Wenn morgen die Welt unter- 
ginge, würde ich heute noch ein Bäumchen pflan- 
zen. Ich glaube, das trifft genau unser Problem. Vie- 
len Dank. 

Entschließung 856 (1986) 

betr. die Emährungskrise in Afrika 

Die Versammlung 

1. erinnert daran, daß sie dem euro- afrikanischen 
Dialog, — der auch von Präsident Mubarak in 
seiner Rede vor der Parlamentarischen Ver- 
sammlung am 28. Januar 1986 angesprochen 
wurde — große Bedeutung beimißt, und vertritt 
die Auffassung, daß dieser Dialog intensiviert 
werden sollte, damit die Mitgliedstaaten des Eu- 
roparates und die afrikanischen Staaten gleich- 
berechtigt Formen wirtschaftlicher, wissen- 
schaftlicher, technischer und kultureller Zusam- 
menarbeit entwickeln können, mit dem Ziel, den 
afrikanischen Völkern zu größerer sozialer und 
wirtschaftlicher Gerechtigkeit zu verhelfen und 
ihnen die .Züchtung der Menschenrechte und der 
Grundsätze der parlamentarischen Demokratie 
zu gewährleisten; 

2. erinnert insbesondere an die Lissaboner Erklä- 
rung, die 1984 anläßlich der Konferenz „Nord- 
Süd: Die Rolle Europas“ angenommen wurde, 
sowie an ihre Entschließungen 838 (1985) über 
den Hunger in Afrika und 843 (1985) über die 
Folgemaßnahmen zur Lissaboner Erklärung; 

3. ist beunruhigt über das Schicksal von Millionen 
Afrikanern während der Dürrekatastrophe, von 
der der Kontinent 1984 und 1985 heimgesucht 
wurde und die zu entsetzlichen menschlichen 
Tragödien, lebenslänglicher Beeinträchtigung 
der Gesundheit, insbesondere bei Kindern, und 
zur Entwurzelung ganzer Bevölkerungen ge- 
führt hat; 

4. ist sich bewußt, daß trotz der jüngsten Regenfäl- 
le, die das Ausmaß des Hungers vorübergehend 
verringert haben, die langfristigen Aussichten 
in bezug auf die Nahrungsmittelversorgung 
Afrikas aufgrund des raschen Bevölkerungs- 
wachstums und des schwerwiegenden Raub- 
baus, der mit dem Boden getrieben wird und der 
zu Entwaldung zur Ausbreitung der Wüstenge- 
biete führt, düster sind; 

5. ist bestürzt darüber, daß ein Großteil der Nah- 
rungsmittelhilfe wegen Verzögerungen an den 
Einfuhrhäfen die hungerleidende Bevölkerung 
nicht erreicht; 


6. ist sich bewußt, daß die Infrastruktur, wie zum 
Beispiel die Straßen- und Eisenbahnverbindun- 
gen völlig unzureichend sind; 

7. ist besorgt, daß die Lage durch eine Reihe von 
Faktoren verschlimmert wird, wie zum Beispiel 
durch das Aufdrängen ungeeigneter Entwick- 
lungsmodelle seitens der Industrieländer, die 
Vernachlässigung des landwirtschaftlichen Sek- 
tors zugunsten der Industrie seitens bestimmter 
afrikanischer Regierungen, wodurch die ländli- 
chen Gebiete benachteiligt werden, sowie durch 
Kollektivierungsversuche, für die die Landwirt- 
schaft besonders ungeeignet ist, zu hohe Nah- 
rungsmitteleinfuhren in Zeiten der Normalität, 
wodurch die einheimische Produktion untergra- 
ben wird, und ferner durch Korruption und 
Krieg und eine wachsende Schuldenlast gegen- 
über den Industrieländern; 

8. ist beunruhigt über die Verschärfung der Ge- 
sundheitsprobleme in den afrikanischen Län- 
dern aufgrund veränderter Ernährungsgewohn- 
heiten als Folge westlicher Nahrungsmittelein- 
fuhren, und ist ferner über den Anstieg der Ge- 
burtenrate in den Flüchtlingslagern besorgt; 

9. ist jedoch aufgrund der Tatsache, daß der 
Mensch die meisten der oben genannten Ent- 
wicklungen verursacht hat, überzeugt, daß die- 
ser die Lage auch wieder ins Gleichgewicht 
bringen kann, wie das Beispiel einiger Länder 
zeigt, die Weitsicht bei der Gestaltung ihrer 
Landwirtschafts- und Wirtschaftspolitiken be- 
weisen; 

10. begrüßt in diesem Zusammenhang den Plan zur 
Sanierung und Neubelebung der am stärksten 
durch die Trockenheit betroffenen afrikani- 
schen Staaten, den die Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaften im Oktober 1985 ver- 
abschiedete; 

11. bedauert, daß der Umfang der Entwicklungs- 
hilfe für die am stärksten durch die Ernäh- 
rungskrise betroffenen afrikanischen Staaten 
im Verhältnis zum Bedarf gering ist und deut- 
lich unter dem Ziel von 0,15% des Bruttosozial- 
produkts für 1985 bleibt, welches 1981 anläßlich 
der Pariser Konferenz über die am wenigsten 
entwickelten Länder festgelegt wurde; 

12. ist der Auffassung, daß die Entwicklungspolitik 
der Nutzung der menschlichen Ressourcen grö- 
ßeren Vorrang geben müßte, ebenso dem Kampf 
gegen das Analphabetentum, der Einbeziehung 
der Frau in den Entwicklungsprozeß sowie der 
Politik in den Bereichen Gesundheit, Ernäh- 
rung und Bevölkerungsentwicklung, um eine ei- 
genständige und aus sich selbst heraus getra- 
gene wirtschaftliche und gesellschaftliche Wei- 
terentwicklung zu fördern; 

13. fordert die Regierungen der Mitgliedstaaten des 
Europarates auf: 

a) ihre Hilfeleistungen an Afrika sowohl im 
Hinblick auf die Überwindung von Notlagen 
als auch zugunsten der langfristigen Ent- 
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Wicklung von Landwirtschaft, Forstwirt- 
schaft und Fischerei zu verstärken; 

b) den afrikanischen Ländern in verstärktem 
Maße zu helfen, ihr Wirtschaftswachstum zu 
erhöhen und ihre Wirtschaft zu diversifizie- 
ren, indem sie den Zugang ihrer Produkte zu 
den europäischen Märkten wieder erleich- 
tern, Umschuldungsfazilitäten gewähren und 
die bestehenden multilateralen Mechanis- 
men zur Stabilisierung der Exporterlöse die- 
ser Länder stärken; 

c) ihre Beiträge an die Weltbank zugunsten des 
Sonderprogramms für das Afrika südlich der 
Sahara wie auch ihre Beiträge an UN-Son- 
derorganisationen, wie etwa das Entwick- 
lungsprogramm der Vereinten Nationen 
(UNDP), die FAO und das Welternährungs- 
programm zu erhöhen, um insbesondere an 
Länder, in denen plötzlich eine Hungersnot 
auftreten könnte oder die langfristig Nah- 
rungsmittelhilfe benötigen, rasch Nahrungs- 
mittel liefern oder in diesen Ländern ent- 
sprechende Vorräte anlegen zu können; 

d) zu diesem Zweck in stärkerem Maße auf die 
enormen Überschüsse der europäischen Pro- 
duktion zurückzugreifen, deren Lagerung 
sehr kostspielig ist, und sie z. B. zusammen 
mit einheimischen Produkten im Rahmen 
von „food-for-work“-Programmen einzuset- 
zen und dabei sicherzustellen, daß dadurch 
die einheimischen Nahrungsmittelmärkte 
oder die lokale Nahrungsmittelproduktion 
nicht destabilisiert werden; 

e) eine wirksame Koordination der Hilfsmaß- 
nahmen, vorzugsweise durch regelmäßige 
Zusammenkünfte unter Beteiligung der 
Hilfsorganisationen und der Geberländer, zu 
gewährleisten, um Doppelarbeit oder eine 
Überbeanspruchung der Mittel der Empfän- 
gerländer zu vermeiden; 

f) ihre Unterstützung der Nichtregierungsorga- 
nisationen, die bei der Förderung der Agrar- 
reformen und der Entwicklung der menschli- 
chen Ressourcen (human development) in 
Afrika eine sehr wichtige Rolle spielen, ins- 
besondere durch Kofinanzierungspläne zu 
verstärken; 

g) den Schwerpunkt auf Hilfsleistungen zu le- 
gen, durch die die einheimische Nahrungs- 
mittelproduktion gefördert und die Regie- 
rungen der Empfängerländer veranlaßt wer- 
den, Preispolitiken einzuführen, die den Bau- 
ern ausreichende Erlöse einbringen; 

h) Landreform- und landwirtschaftliche Ausbil- 
dungsprogramme sowie die Schaffung einer 
der Landwirtschaft dienenden Infrastruktur, 
insbesondere durch den Bau von Straßen 
und Schienenwegen sowie von Bewässe- 
rungssystemen zu verstärken; 

i) solchen Projekten besondere Priorität einzu- 
räumen, die die Aufforstung und die Regene- 
ration der geschädigten landwirtschaftlichen 
Nutzflächen zum Ziel haben, und als beson- 
ders vordringlich die Durchführung von su- 


praregionalen Aktionsprogrammen in Zu- 
sammenarbeit mit den betroffenen Ländern, 
um der Ausbreitung der Wüsten und dem 
ökologischen Verfall Einhalt zu gebieten, und 
die Rückgewinnung von bereits vorhandenen 
Wüstengebieten mit Hilfe neuer Technolo- 
gien, wie zum Beispiel verbesserten Maschi- 
nen und Kunstdünger, zu betreiben; 

j) die Anstrengungen zur Verbesserung des Ge- 
sundheitswesens und der hygienischen Be- 
dingungen zu intensivieren; 

k) der Bevölkerungsplanung in den Entwick- 
lungsstrategien und -plänen eine Schlüssel- 
rolle einzuräumen, und ihre bi- und multila- 
terale Hilfe für die entsprechenden einschlä- 
gigen Programme insbesondere im Rahmen 
des Bevölkerungsfonds der Vereinten Natio- 
nen (UNFPA) zu verstärken; 

l) die afrikanischen Länder darin zu unterstüt- 
zen, den Schutz der Menschenrechte zu för- 
dern und dabei die Grundsätze zu beachten, 
die im dritten Abkommen von Lome sowie in 
der Empfehlung 962 der Parlamentarischen 
Versammlung betreffend die Zusammenar- 
beit im Bereich der Entwicklung und Men- 
schenrechte sowie in der Antwort des Mini- 
sterkomitees auf diese Empfehlung veran- 
kert sind. 


Tagesordnungspunkt: 

Europas Agro-Industrie 
und die europäische Integration 

(Drucksache 5505) 

Berichterstatter: Abg. Pollidoro (Italien) 

(Themen: Definition der Nahrungsindustrie — Ent- 
wicklung slinien in der Nahrungsindustrie in den 
achtziger Jahren — Struktur der europäischen 
Agro-Lehensmittelmärkte — Ziele nationaler Poli- 
tiken — Hilfe an die Dritte Welt) 

Dr. Freiherr Spies von Bülleshelm (CDU/CSU): Herr 
Präsident! Verehrte Kollegen! In der langen Zeit, in 
der ich dem Landwirtschaftsausschuß dieser Ver- 
sammlung angehöre, ist es, glaube ich, das erste 
Mal, daß die Verteilung, Verarbeitung von Lebens- 
mitteln, von Agrarprodukten in dieser Weise wie in 
dem Bericht Pollidoro untersucht worden sind. Ich 
glaube, es ist — das hat auch die Debatte im Land- 
wirtschaftsausschuß ergeben — ein sehr interes- 
santes Gebiet. Ich möchte dem Kollegen Pollidoro 
dafür danken, daß er in diesem Bericht die Proble- 
me, die sich hier stellen, so breit aufgefächert und 
auf gezeigt hat. Es ist natürlich sehr viel schwieri- 
ger, dann Lösungen für die erkannten Probleme zu 
finden. Ich gebe durchaus zu, daß die Lösungsvor- 
schläge vergleichsweise dünn sind. Das liegt aber 
nicht daran, daß darüber nicht nachgedacht worden 
wäre, sondern daß es bei der Fülle der nebeneinan- 
derstehenden Probleme tatsächlich schwierig ist, 
ganz konkrete Lösungsmöglichkeiten aufzuzeigen. 
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Ich glaube, auch diese Debatte hat jetzt erwiesen — 
z. B. der Vorschlag des Kollegen Valleix, die Kritik 
von Herrn Garrett, die Kritik von Herrn Morris — , 
daß es auf diesem Gebiet noch viel aufzuarbeiten 
gibt. Das wissen wir, und das wollen wir akzeptie- 
ren. Für die Zukunft haben wir uns vorgenommen, 
uns im Landwirtschaftsausschuß mit diesen Markt- 
problemen mehr zu befassen. 

Der Kollege Morris hat uns die drei Felder genannt: 
Lebensmittel und deren Verarbeitung in den EG- 
Ländern, Harmonisierung in der EG, Familienbe- 
triebe, und mit diesen Feldern solle sich der Aus- 
schuß vornehmlich befassen. Um mit dem letzten 
anzufangen: Herr Kollege Morris, Sie sind nicht 
Mitglied unseres Ausschusses, und ich muß anneh- 
men, daß Sie — wie jedes Mitglied der Versamm- 
lung — nicht alle Berichte des Landwirtschaftsaus- 
schusses gelesen haben. Aber der Landwirtschafts- 
ausschuß hat sich dem Problem des Familienbetrie- 
bes stets in besonderer Weise verbunden gefühlt, 
fortwährend daran gearbeitet, und jedes Problem, 
vom Umweltproblem bis zum Markt, ist auf den 
Familienbetrieb bezogen worden. Sie irren also, 
wenn Sie glauben, dem Landwirtschaftsausschuß 
empfehlen zu müssen, er müsse sich da einem 
neuen Problem zuwenden. Es ist das Grundproblem 
der europäischen Landwirtschaft, daß wir die sozio- 
logische Struktur unserer Landwirtschaften gegen 
alle Überschüsse, gegen alle Widrigkeiten des 
Marktes verteidigen, für den Familienbetrieb absi- 
chern wollen. 

Harmonisierung in der EG — Sie haben das richtig 
ausgeführt — steht auch als Wunsch oder Forde- 
rung im Aktionsteil der Entschließung. Wir haben 
da große Probleme; die lebensmittelrechtlichen Vor- 
schriften sind sehr viel diffiziler, sehr viel schwieri- 
ger geworden, und viel mehr Dinge werden erkannt. 
Ich nenne nur das Beispiel, daß wir in Deutschland 
Hormone bei der Kälbermast nicht mehr verwen- 
den dürfen, während diese in anderen EG-Ländern 
verwandt werden dürfen. Das stellt für die Länder, 
in denen es verboten ist, einen erheblichen Produk- 
tionsnachteil dar. Das gilt gerade für die kleinen 
Betriebe; denn sie sind diejenigen Betriebe, welche 
die Kälber mästen. 

Das Hauptproblem ist, daß die Hormone nach einer 
gewissen Zeit im Produkt selbst nicht mehr nachge- 
wiesen werden können. Ein Landwirt, der Hormone 
an seine Kälber verfüttert und dadurch einen Mehr- 
zuwachs von 10 bis 15% erzielt, braucht nur drei 
Tage mit der Verfütterung von Hormonen aufzuhö- 
ren, und schon sind die Hormone nicht mehr nach- 
weisbar. Wenn das Kalb den Hof nach drei Tagen 
verläßt, ist nicht mehr nachweisbar, daß Hormone 
verwandt wurden. 

Es gibt auf diesem Gebiet noch eine Fülle von Har- 
monisierungsproblemen, die zu lösen sind. Wir sind 
uns dieser Tatsache bewußt. 

Aus dem Bericht des Kollegen Pollidoro ergibt sich 
ganz klar — das ist uns bewußt — muß aber noch 
einmal deutlich gemacht werden — daß die Entfer- 
nung zwischen dem Landwirt und dem Verbraucher 
in den vergangenen Jahrzehnten ständig größer ge- 


worden ist. Früher holte sich die Hausfrau die 
Milch, das Obst oder die Eier noch bei dem in der 
Nähe des Wohnorts gelegenen landwirtschaftlichen 
Betrieb. Heute gibt es das kaum noch. Heute geht 
alles über die großen Stränge. In diesem Zusam- 
menhang ist dann die Rede von den großen interna- 
tionalen Gesellschaften. Dieser Bericht enthält 
nach der Tendenz der Beratungen im Landwirt- 
schaftsausschuß — deswegen finden Sie das auch 
in der Entschließung nicht — keine Linie gegen die 
großen Gesellscheiften als solche. Aber wir haben 
Angst um den Wettbewerb. Nur unter diesem Ge- 
sichtspunkt ist der Bericht — jedenfalls in seinem 
Entschließungsteil zu verstehen. 

Es ist wirklich nicht zu bestreiten: Wenn es nur 
noch wenige Gesellschaften gibt, die einen be- 
stimmten und meist auch besonders profitablen 
Markt der Ernährung bearbeiten, dann liegt die Ge- 
fahr einer Verzerrung oder einer Beschränkung des 
Wettbewerbs, die Gefahr eines Oligopols nahe. Die- 
ses Oligopol liegt eben nicht im Interesse des Ver- 
brauchers und auch nicht im Interesse des Land- 
wirts. 

Unter diesem Gesichtspunkt sind diese Probleme 
erörtert worden. Nichts gegen große Gesellschaften, 
nichts gegen Rationalisierungen — sie haben ihre 
Verdienste — , aber wir müssen die Gefahr sehen, 
daß der Wettbewerb um so mehr verfälscht wird, je 
weniger Gesellschaften auf einem Markt tätig sind. 
Das ist eine Gefahr sowohl für den Verbraucher als 
auch für den Landwirt. 

Es ist gerade der Sinn einer solchen Debatte und 
eines solchen Berichts, die unterschiedlichen Ge- 
sichtspunkte, die man bezüglich der Probleme ha- 
ben kann, einmal auszutauschen, um eine möglichst 
einheitliche Sicht auf die Verhältnisse zu gewinnen, 
um die Probleme zu erkennen, um dann vielleicht 
zu konkreten Ansätzen zur Lösung der Probleme zu 
kommen. 

Ich glaube, diese Aufgabe hat der Bericht von 
Herrn Pollidoro erfüllt. Diese Aufgabe hat auch die 
Debatte erfüllt. Ich möchte daher nochmals dem 
Sekretär, Herrn Pollidoro, den Mitgliedern des 
Landwirtschaftsausschusses, aber auch Ihnen, die 
Sie als Mitglieder anderer Ausschüsse in dieser De- 
batte zu den Fragen Stellung genommen haben, 
sehr herzlich danken. 

Entschließung 857 (1986) 

betr. Europas Agro- Industrie 
und die europäische Integration 

Die Versammlung 

1. stellt fest, daß die europäische Nahrungsmittelin- 
dustrie, d. h. die gesamte Palette der Aktivitäten 
von der Landwirtschaft bis zur Verarbeitung, 
Verteilung und Vermarktung von Nahrungsmit- 
teln gegenwärtig einen raschen Wandel erfährt, 
der angesichts des hohen Anteils der Nahrungs- 
mittel an den Ausgaben der Verbraucher und der 
Bedeutung dieser Industrie in den Volkswirt- 
schaften und im internationalen Handel für die 
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Mitgliedstaaten des Europarates von großer Be- 
deutung ist; 

2. stellt folgende Veränderungen fest: ein langsa- 
meres Wachstum der gesamten Industrie auf- 
grund eines langsameren Bevölkerungswachs- 
tums und eines sich wandelnden Verbraucher- 
verhaltens, eine Ausdehnung der nahrungsmit- 
telverarbeitenden Industrie als Folge veränder- 
ter sozialer Gewohnheiten sowie eine zuneh- 
mende Konzentration und Inter nationalisierung 
der Industrie, was dazu führt, daß eine geringere 
Zahl von Unternehmen insbesondere den Sektor 
der Nahrungsmittelverärbeitung und -Verteilung 
beherrscht und daß kapitalintensivere Unterneh- 
men eine rasche technologische Entwicklung er- 
fahren; 

3. stellt ferner fest, daß der Werbung als Mittel zur 
Differenzierung zwischen den Produkten ver- 
schiedener Unternehmen zunehmend Bedeutung 
beigemessen wird und daß die Geschäftsverbin- 
dungen zwischen den Landwirten und der Nah- 
rungsmittelverarbeitungsindustrie an Bedeutung 
verlieren, da letztere ihre Rohstoffe in zuneh- 
mendem Maße von der chemischen Industrie 
oder anderen Industriezweigen bezieht; 

4. stellt mit Besorgnis fest, daß die oben aufgeführ- 
ten Entwicklungen dazu geführt haben, daß es 
zumindest in einigen Zweigen der Nahrungsmit- 
telindustrie für Regierungen und Verbraucher 
schwer festzustellen ist, wie die Unternehmen 
ihre Preise festsetzen und ob diese für die Ver- 
braucher annehmbar sind; 

5. ist besorgt über die Fülle von für die Nahrungs- 
mittelindustrie geltenden nationalen Gesetzen 
und Bestimmungen und ist überzeugt, daß diese 
— sowie unterschiedliche Politiken in bezug auf 
staatliche Förderung und staatlichen Schutz und 
verschiedene Erfordernisse im Bereich des Ge- 
sundheitswesens — ein Hindernis für den Han- 
del und die weitere europäische Integration dar- 
stellen; 

6. fordert die Regierungen der Mitgliedstaaten des 
Europarates auf: 

a) einen gesunden Wettbewerb auf ihren Nah- 
rungsmittelsektoren aufrechtzuerhalten und 
dabei im Interesse der Kunden ein möglichst 
breites Angebot an qualitativ hochwertigen 
Nahrungsmitteln zu angemessenen Preisen 
und auf leicht erreichbaren Märkten, einen 
erleichterten Zugang neuer Unternehmen 
zum Markt sowie eine rasche Berücksichti- 
gung des technologischen Fortschritts sicher- 
zustellen; 

b) die Position der europäischen Landwirte in- 
nerhalb des Agrosystems, insbesondere in be- 
zug auf die Aufrechterhaltung von Familien- 
betrieben, zu sichern; 

c) die für ihre Nahrungsmittelindustrie gelten- 
den nationalen Gesetze und Bestimmungen 
innerhalb von OECD und GATT und gegebe- 
nenfalls im Rahmen der Europäischen Ge- 
meinschaften zu harmonisieren, um den Han- 
del und die wirtschaftliche Integration zu för- 
dern; 


d) die Arbeitsmethoden der größten Nahrungs- 
mittelverteilungssysteme zu koordinieren und 
somit die Voraussetzungen für eine Verbesse- 
rung der allgemeinen Effizienz im Nahrungs- 
mittelhandel und eine raschere Verbreitung 
von Innovationen zu schaffen. 


Tagesordnungspunkt: 

30. und 31. Jahresbericht de^* Europäischen 
Transportministerkonferenz (CEMT) — 
Antwort der Versammlung 

(Drucksache 5512) 

Berichterstatter: Abg. Dejardin (Belgien) 

(Themen: Probleme der einzelnen Verkehrssektoren 
— ein europäisches Netz großer Verkehrsachsen — 
Transportfragen im Europarat) 

Gegen einen Änderungsantrag zur nachstehenden 
Entschließung 858, der die Geschwindigkeitshe- 
grenzung in allen Mitgliedstaaten auf 100 km/Std 
auf Autobahnen und 80 km/Std auf Landstraßen 
forderte, wandte sich Abg. Dr, Frhr. Spies von Bülles- 
heim (CDU/CSU): Herr Präsident! Verehrte Kolle- 
ginnen und Kollegen! Der Herr Kollege Bösch hat 
sich der dankenswerten Aufgabe unterzogen, hier 
noch einmal die Argumente zu wiederholen, die in 
seinem Bericht enthalten sind und die auch im Aus- 
schuß für Wirtschaft in Rede und Gegenrede einge- 
hend erörtert worden sind, und zwar mit dem Er- 
gebnis, wie der Vorsitzende des Wirtschaftsaus- 
schusses hier gleich bestätigen wird, daß dieser An- 
trag im Ausschuß mit großer Mehrheit abgelehnt 
worden ist — und dies aus guten Gründen. 

Geschwindigkeitsbegrenzungen werden aus den 
unterschiedlichsten Gründen immer wieder gefor- 
dert. Sie sind auch, wie wir alle wissen, in verschie- 
denen Ländern mit guten Gründen eingeführt wor- 
den. Wir in der Bundesrepublik Deutschland und 
andere Länder haben die Geschwindigkeitsbegren- 
zung nicht. Aber es wird allgemein anerkannt, daß 
besonders gute Gründe dafür vorliegen, daß in der 
Bundesrepublik Deutschland eine Geschwindig- 
keitsbegrenzung nicht eingeführt worden ist. Ich 
beziehe mich hier vor allem auf Geschwindigkeits- 
begrenzungen auf den Autobahnen. Wir haben 
nämlich in Deutschland das Prinzip, unsere Auto- 
bahnen so attraktiv zu gestalten, daß sie viel be- 
nutzt werden. Viele von Ihnen haben bereits leidvoll 
erfahren, wie stark die deutschen Autobahnen be- 
nutzt werden. 

Unter dem Gesichtspunkt der Energieersparnis — 
das spielt in der Begründung des Kollegen Bösch 
keine große Rolle — kann man eine Geschwindig- 
keitsbegrenzung gewiß nicht rechtfertigen. Die Er- 
sparnis wäre so minimal, daß damit heute eine so 
einschneidende Maßnahme sicherlich nicht mehr 
zu begründen ist. 

Im übrigen darf ich darauf verweisen, daß die Ein- 
sparungen auf Grund einer verbesserten Technik 
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im Automobilbau — nicht nur in der Bundesrepu- 
blik Deutschland — viel größer sind, als wir das vor 
fünf Jahren erwartet haben. Diese Einsparungen 
sind drei- bis viermal größer, als wenn wir vor Jah- 
ren die Geschwindigkeitsbegrenzung eingeführt 
hätten. 

Der zweite Grund ist der Sicherheitsaspekt. Wir 
können heute sagen, daß die Maßnahmen einer gu- 
ten, einer durchgreifenden Verkehrsüberwachung, 
wie wir sie in Deutschland manchmal leider selbst 
erfahren, vor allen Dingen aber die Anschnall- 
pflicht und deren Durchsetzung dazu geführt ha- 
ben, daß die Zahl der tödlichen Verkehrsunfälle in 
der Bundesrepublik Deutschland ohne eine Ge- 
schwindigkeitsbegrenzung auf einen Wert gesun- 
ken ist, wie wir ihn vor vielen Jahren hatten, als es 
nur einen Bruchteil des heutigen Verkehrsaufkom- 
mens gab. 

Wir haben also große Erfolge erzielt, einen viel grö- 
ßeren Rückgang — ich will hier keine Vergleichsta- 
bellen heranziehen, ich will die Zahlen nicht nen- 
nen — , der Zahl an Verkehrstoten und Verletzten 
als in manchem anderen Land. 

Das dritte ist der Gesichtspunkt des Umweltschut- 
zes. Da hat der Kollege Bösch zwar den Umweltbe- 
richt der Bundesregierung zitiert, er hat aber nicht 
— und dies im Sinne seines Anliegens aus gutem 
Grund — den Großversuch auf deutschen Straßen 
zitiert, der über ein halbes Jahr auf vielen Autobah- 
nen unter allen möglichen Umständen, von vielen 
Organisationen kontrolliert, mit dem Ergebnis 
durchgeführt worden ist, daß eine Geschwindig- 
keitsbegrenzung nur eine geringe Minderung der 
Umweltbelastung ergeben würde. Die Minderung 
wäre geringer als die Belastung, die von einem ein- 
zigen Kohlekraftwerk von 700 MW ausgeht. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, wir sind des- 
wegen in der Bundesrepublik Deutschland zu der 
Auffassung gekommen, bei der wir auch bleiben 
wollen, daß wir Umweltschutz und Verkehrssicher- 
heit auf anderem Wege fördern wollen. Wir haben 
das bereits getan. Das gilt auch bezüglich der Ener- 
gieeinsparung. Wir möchten auf diesem Wege fort- 
fahren. Wir haben keine Erkenntnisse, die uns zu 
einer Geschwindigkeitsbegrenzung zwingen wür- 
den. Andere Länder kommen auf Grund anderer 
Gesichtspunkte und unter anderen Umständen zu 
einem anderen Ergebnis. Wir möchten Sie herzlich 
bitten, da die meisten von Ihnen die Gegebenheiten 
in der Bundesrepublik Deutschland kennen, diesen 
Änderungsantrag abzulehnen. 

Vielen Dank. 

(Der Änderungsantrag wurde abgelehnt) 

Entschließung 858 (1986) 

betr. die Antwort auf den 30. und 31. Jahresbericht 
der Europäischen Konferenz der Verkehrsminister 
(CEMT) 

Die Versammlung 

1. nimmt Bezug auf den 30. und 31. Jahresbericht 
der Europäischen Konferenz der Verkehrsmini- 


ster (CEMT) (Dok. 5469), den als Antwort darauf 
erstellten Bericht ihres Ausschusses für Wirt- 
schaft und Entwicklung (Dok. 5512), die Stel- 
lungnahme des Ausschusses für Umwelt, Raum- 
ordnung und Kommunalfragen (Dok. 5520) so- 
wie auf die jüngsten Arbeiten der Ständigen 
Konferenz der Europäischen Gemeinden und 
Regionen (CPLRE) auf dem Gebiet europäi- 
scher Verkehrsachsen; 

2. stellt fest, daß der Verkehrssektor nur langsam 
wächst, während er eigentlich das europäische 
Wirtschaftswachstum ankurbeln und eine füh- 
rende Rolle im Bereich der Raumordnung in 
Europa spielen sollte; 

3. vertritt die Auffassung, daß durch die jüngsten 
Störungen auf diesem Sektor die in der Ent- 
schließung 815 (1984) der Versammlung enthal- 
tenen Empfehlungen, insbesondere in bezug auf 
den Grenzverkehr, die Sicherheit im Straßen- 
verkehr, die Auswirkungen auf die Umwelt, die 
öffentlichen Verkehrsmittel sowie die erforder- 
liche Wiederbelebung des Eisenbahnverkehrs 
noch an Aktualität gewinnen; 

4. begrüßt die Entscheidung der Europäischen Ge- 
meinschaft, 1986 zum „Jahr der Sicherheit im 
Straßenverkehr“ zu proklamieren; 

5. bekräftigt erneut, daß das jedem europäischen 
Staatsbürger, einschließlich den Behinderten, 
zuerkannte Recht auf Teilnahme am Verkehr, 
eine wirklich freie Wahl der Verkehrsmittel er- 
fordert, was die Schaffung von gerechteren 
Wettbewerbsbedingungen impliziert, insbeson- 
dere durch die Harmonisierung sozialer Nor- 
men und eine gerechte Einschätzung der Bela- 
stungen, denen insbesondere das öffentliche 
Verkehrswesen unterliegt; 

6. ist besorgt über das Fehlen einer echten euro- 
päischen Verkehrspolitik, worauf in dem Ent- 
scheid des luxemburgischen Gerichtshofs vom 
Mai 1985 Bezug genommen wird, und ist ferner 
besorgt über die Tendenz der Regierungen, sich 
der Verpflichtung zur Finanzierung von Haupt- 
verkehr sinfrastrukturen zu entziehen; 

7. beglückwünscht die CEMT zu ihren zahlreichen 
Aktivitäten in den Jahren 1983 und 1984 und 
ermutigt sie, ihre „Grundsatzdiskussionen“ über 
die Harmonisierung von Straßenbenutzungsge- 
bühren, Steuern und sonstigen Abgaben sowie 
über die Erweiterung des Systems des multila- 
teralen Kontingents fortzusetzen, welche die 
Versammlung sehr genau verfolgen wird, um 
gegebenenfalls eine besondere Aussprache zu 
diesem Thema zu veranstalten; 

8. bedauert jedoch die große Zurückhaltung der 
CEMT bei für die europäische Integration so 
wichtigen Projekten wie der Schaffung eines 
europäischen Netzes von Hochgeschwindig- 
keitszügen und dem Bau einer festen Verbin- 
dung zwischen Großbritannien und dem euro- 
päischen Festland sowie im Hinblick auf die Ko- 
ordinierung der Forschungsanstrengungen im 
Bereich der neuen Verkehrstechnologien; 
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9. vertritt die Ansicht, daß die CEMT den bevor- 
zugten Rahmen für die Erörterungen der euro- 
päischen Verkehrsminister über die Gestaltung 
einer westeuropäischen Verkehrspolitik bilden 
sollte, und ermutigt die Europäische Gemein- 
schaft, die Zusammenarbeit mit der CEMT 
wirksamer zu gestalten, indem sie die CEMT 
nicht in ihrer Tätigkeit behindert und die Inter- 
essen derjenigen Mitgliedsländer der CEMT be- 
rücksichtigt, die der Gemeinschaft nicht ange- 
hören; 

10. fordert die CEMT auf, die Schaffung von Ver- 
kehrsinfrastrukturen, die von europäischem In- 
teresse sind, zu unterstützen, wie zum Beispiel 
ein europäisches Netz von Hochgeschwindig- 
keitszügen, eine feste Verbindung zwischen 
Großbritannien und dem europäischen Fest- 
land, eine Verbindung zwischen Skandinavien 
und dem europäischen Festland, der Ausbau der 
Alpen-Paßstraßen und die Prüfung von wichti- 
gen Tunnelbauprojekten; 

11. fordert die Regierung der Mitgliedstaaten des 
Europarates und der Europäischen Gemein- 
schaft auf, ihren Verpflichtungen im Rahmen 
der Finanzierung von Hauptverkehrsinfrastruk- 
turen nachzukommen, beispielsweise durch die 
Bereitstellung von Haushaltsmitteln für diesen 
Zweck, durch die Sicherung von Anleihen oder 
durch die Schaffung eines neuen Finanzie- 
rungsinstruments auf europäischer Ebene; 

12. fordert die privaten und öffentlichen industriel- 
len und universitären Forschungszentren auf, 
ihre Forschungsanstrengungen und -Vorhaben 
im Bereich der Verkehrstechnologien besser zu 
koordinieren und sie in den Rahmen des EURE- 
KA-Projekts zu integrieren; 

13. beauftragt ihre zuständigen Ausschüsse, in Zu- 
sammenarbeit mit der CEMT, der Europäischen 
Gemeinschaft und der Ständigen Konferenz der 
Europäischen Gemeinden und Regionen eine 
Anhörung über das europäische Netz von Hoch- 
geschwindigkeitszügen zu veranstalten, wobei 
das Schwergewicht auf Fragen der Streckenfüh- 
rung, der Technologien, der Finanzierung und 
der wirtschaftlichen Auswirkungen liegen soll- 
te; 

14. empfiehlt den Mitgliedstaaten des Europarats 
und der CEMT folgende Maßnahmen zu ergrei- 
fen: 

A Stadtverkehr 

a) Verbesserung der Lebensqualität in den 
Städten durch die Einführung der erforderli- 
chen Verkehrsbeschränkungen; 

b) Verbesserung der Infrastrukturen, um die 
Beeinträchtigung der Lebensqualität durch 
den Verkehr möglichst gering zu halten; 

c) Verkehrsberuhigung in Wohngebieten durch 
Umleitung des Durchgangsverkehrs; 

d) Einrichtung von besonderen Fahrspuren für 
öffentliche Verkehrsmittel und Radfahrer; 


B. Verkehr und Umwelt 

e) Mitwirkung von Vertretern der Umweltmini- 
sterien in dem für den Bereich Verkehr und 
Umwelt zuständigen Ausschuß der CEMT; 

f) Fortführung der laufenden Arbeiten zur Er- 
mittlung der sozialen Kosten in den verschie- 
denen Verkehrssektoren unter Berücksichti- 
gung des Verursacherprinzips; 

g) Förderung der Verlegung des Güterfernver- 
kehrs von der Straße auf die Schiene, u. a. 
durch die Verbesserung der Leistungsfähig- 
keit des Eisenbahnverkehrs und eine inter- 
nationale Koordination des Huckepackver- 
kehrs; 

h) volle Anerkennung der wirtschaftlichen und 
sozialen Funktionen des Eisenbahnwesens 
und Förderung des Bahnverkehrs; darüber 
hinaus sollten die Grenzkontrollen von Zü- 
gen erheblich beschleunigt werden; 

i) Aufforderung an die Eisenbahnverwaltun- 
gen, ihren vorhandenen Waggonbestand bes- 
ser und rascher zu nutzen; 

j) engere Zusammenarbeit zwischen den euro- 
päischen Eisenbahngesellschaften; 

k) verbindliche Einführung von Abgasnormen 
für alle Kraftfahrzeuge entsprechend den in 
den Vereinigten Staaten geltenden Bestim- 
mungen; 

l) Einführung von wesentlich strengeren Kon- 
trollen, um das ernste Problem der übermä- 
ßig oder mit gefährlichen Gütern beladenen 
Fahrzeuge im Güterverkehr zu bewältigen; 

m) Sicherstellung des Angebots an bleifreiem 
Benzin in allen europäischen Ländern als 
Beitrag zur Verminderung der Umweltver- 
schmutzung; 

15. fordert die CEMT auf, anläßlich ihrer nächsten 
Tagung ein Kolloquium mit Vertretern der Par- 
lamentarischen Versammlung zu veranstalten, 
das dem Meinungsaustausch über Probleme 
von gemeinsamem Interesse dienen soll. 


Freitag, 31. Januar 1986 

Tagesordnungspunkt: 

Der Austausch von Wissenschaft 
und Technologie zwischen Europa und Japan 

(Drucksache 5510) 

Berichterstatter: Abg. Blenk (Österreich) 

(Themen: Die Sechste Konferenz Parlament und 
Wissenschaft in Tokio, Juni 1985 — Schlußfolgerun- 
gen und Empfehlungen) 
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Tagesordnungspunkt: 

Wissenschaftliche und technologische 
Zusammenarbeit in Europa 

(Drucksache 5506) 

Berichterstatter: Abg. Bassinet (Frankreich) 

(Themen: Trends der ivissenschaftlichen und tech- 
nologischen Entwicklung und Politiken — Stimu- 
lierung der europäischen Potentiale — jüngste Ent- 
wicklung in der europäischen technologischen Zu- 
sammenarbeit) 


Tagesordnungspunkt: 

Die Zusammenarbeit der europäischen 
und der lateinamerikanischen Universitäten 

(Drucksache 5499) 

Berichterstatter: Abg. Nunez (Portugal) 

(Themen: Das Universitätswesen in Lateinamerika 
— europäisch-lateinamerikanische universitäre 
Zusammenarbeit in Europa — die Rolle des Euro- 
parates — multilaterale Zusammenarbeit außer- 
halb des Europarates) 

Dr. Müller (CDU/CSU): Herr Präsident! Liebe Kolle- 
gen! Wenn wir die Debatte über den Bericht des 
Kollegen Nunez, dem ich auch als Vorsitzender der 
Kommission sehr herzlich für die Arbeit danken 
möchte, betrachten, muß uns eines klar sein — das 
hat die Diskussion auch gezeigt — , daß wir einen 
ganz bestimmten Aspekt der Zusammenarbeit zwi- 
schen Lateinamerika und Europa heraussteilen, 
nämlich den universitären. Das heißt nicht, daß die 
anderen Bereiche in den Hintergrund treten sollen. 
Dazu haben wir bereits im Jahre 1984 mit der Reso- 
lution 814 entsprechende Beschlüsse gefaßt. Der 
Bericht heute, sieht man den großen Bericht in Ver- 
bindung mit der Resolution 814 als im Brennpunkt 
stehend an, ist sozusagen nur eine Facette all der 
Fragen der Zusammenarbeit zwischen Lateiname- 
rika und Europa. 

Man muß natürlich eines sehen, was bei den Latein- 
amerikanern eine größere Rolle spielt als bei uns in 
Europa, daß nämlich gerade auf dem kulturellen 
Feld die Universitäten wichtige Zentren sind. Sie 
spielen in einem Entwicklungsland oder einem sich 
entwickelnden Land eine viel größere Rolle als in 
den bereits entwickelten und industrialisierten 
Ländern, wo es eine Fülle von privaten Einrichtun- 
gen gibt, die auf dem kulturellen Sektor tätig sind 
und wo es auch die entsprechenden finanziellen 
Mittel der privaten Seite gibt, um entsprechend tä- 
tig zu sein. Gerade deswegen ist die Frage der Zu- 
sammenarbeit der Universitäten Europas und La- 
teinamerikas von einer so großen Bedeutung. 

Man muß hier zwei Aspekte sehen. Auf der einen 
Seite haben die europäischen Universitäten die 
Chance, den Universitäten Lateinamerikas Hilfe- 


stellung zu gewähren. Die zweite Seite ist, daß wir 
in Europa mehr über Lateinamerika erfahren, mehr 
über die Geschichte dieses Kontinents. Es soll also 
nicht ein einseitiger Brain-drain sein, wenn ich das 
einmal so formulieren darf, er soll vielmehr nach 
beiden Seiten fließen. 

Von großer Bedeutung scheint mir auch zu sein, daß 
der Studentenaustausch, aber auch der Austausch 
von Dozenten in beiden Richtungen aktiviert wird. 
Ich möchte ausdrücklich davor warnen, liebe Kolle- 
gen, das als ein Vorrecht oder eine besondere Auf- 
gabe nur jener Mitgliedsländer zu sehen, die aus 
dem iberischen Bereich kommen, also unserer Mit- 
gliedsländer Portugal und Spanien. Wenn sich der 
Austausch zwischen Europa und Latein amerika 
nur auf einen Teil der Mitgliedsländer des Europa- 
rats beschränkte, wäre das sicher falsch, obwohl 
dort natürlich ganz besondere historisch gewach- 
sene Beziehungen bestehen. 

Ich möchte mit einer Nebenbemerkung darauf hin- 
weisen, daß in der Vergangenheit solche Beziehun- 
gen auch mit anderen europäischen Ländern be- 
standen haben. Ich erinnere nur an den Namen 
Alexander von Humboldt. Es ist vielleicht typisch, 
daß die Einrichtung in der Bundesrepublik, die sich 
ganz besonders der Betreuung von Studenten nach 
ihrem Studium zuwendet, also der Postgraduierten- 
förderung, wie man sagt, den Namen dieses bedeu- 
tenden Erforschers von Lateinamerika, nämlich 
den Namen Alexander von Humboldts, trägt. 

Ich könnte an Martins erinnen, ebenfalls einen be- 
deutenden Lateinamerikaforscher, der aus dem 
deutschen Raum kam. Ich könnte sogar erwähnen, 
daß aus meinem Landkreis ein Landsknecht na- 
mens Ulrich Schmiedel kam, der das La-Plata-Bek- 
ken als erster erforscht hat. 

Sie sehen: Die Welt ist sehr klein. Die Welt wird 
immer kleiner. Gerade deswegen, weil sie immer 
kleiner wird, ist die Zusammenarbeit von so unge- 
heurer Bedeutung. 

Ich möchte das unterstreichen, was der Kollege An- 
dreas Müller vorhin gesagt hat, der sich, wie er 
meinte, vom Saulus zum Paulus gewandelt hat an- 
läßlich des Seminars in Salamanca. Es ist tatsäch- 
lich so: Europa muß offen sein für die Welt, Europa 
darf sich nicht abkapseln, Europa darf sich nicht 
auf Lorbeeren ausruhen oder nur ein Museum in 
einer Welt sein, die sich weiterentwickelt. Europa 
muß vielmehr eine aktive Rolle spielen. 

Deswegen hoffe ich, daß aus diesem Bericht eine 
intensive Zusammenarbeit hervorgeht, daß es re- 
gelmäßig Seminare und Tagungen gibt, die sozusa- 
gen das Follow-up verfolgen, nämlich wie es weiter- 
geht, ob es nicht nur bei einer Resolution geblieben 
ist, sondern ob der Resolution auch Taten folgen. 

Ich hoffe, Herr Präsident, daß es kein schlechtes 
Omen war, daß während dieser Debatte die Kabel 
für das Fernsehen und die Rundfunkanstalten ab- 
gebaut wurden, daß man sich sozusagen ausgeblen- 
det hat. Ich hoffe, das hängt nur damit zusammen, 
daß diejenigen, die für die Arbeitszeitbestimmun- 
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gen verantwortlich sind, eher fertig werden wollen 
als diejenigen, die hier im Parlament an einer De- 
batte teilnehmen müssen. 

Empfehlung 1030 (1986) 

betr. die Zusammenarbeit zwischen Europa und 
Lateinamerika im Universitätsbereich 

Die Versammlung 

1. nimmt den Bericht des Ausschusses für Kultur 
und Erziehung über die Zusammenarbeit zwi- 
schen Europa und Lateinamerika im Universi- 
tätsbereich (Dok. 5499) zur Kenntnis; 

2. weist auf ihre Entschließung 814 (1984) über 
kulturelle Beziehungen zwischen Europa und 
Lateinamerika und ihre Empfehlung 976 (1984) 
über den Beitrag des Europarats zur kulturellen 
Zusammenarbeit mit Lateinamerika hin; 

3. ist sich bewußt, daß jegliche Zusammenarbeit 
zwischen Europa und Lateinamerika im Univer- 
sitätsbereich auf der Autonomie der Universitä- 
ten basieren muß, die sich zur Förderung koope- 
rativer Aktivitäten an Programmen und Projek- 
ten multilateraler Zusammenarbeit beteiligen 
können; 

4. nimmt Kenntnis von der Heterogenität der 
lateinamerikanischen Universitätsausbildung; 
neben angesehenen Universitäten existieren 
Regionen, in denen es keine Universitätszen- 
tren oder angemessene Strukturen und Res- 
sourcen gibt; 

5. ist der Auffassung, daß diese Unzulänglichkei- 
ten aufgrund der in den meisten lateinamerika- 
nischen Ländern herrschenden ungünstigen 
Wirtschaftslage in naher Zukunft durch die ste- 
tige Zunahme der Studentenzahl und den Man- 
gel an wirtschaftlichen Ressourcen noch ver- 
schlimmert werden können; 

6. ist der Auffassung, daß die Zusammenarbeit 
zwischen den Universitäten Lateinamerikas da- 
bei helfen könnte, eigene Mechanismen zur 
Ausschöpfung seines vollen Potentials im kul- 
turellen, wirtschaftlichen und wissenschaftli- 
chen Bereich zu entwickeln; 

7. ist der Auffassung, daß der Europarat durch die 
Aufrechterhaltung demokratischer Werte sehr 
gut in der Lage ist, eine Form der Zusammenar- 
beit einzuleiten, die den spezifischen Charakter 
der lateinamerikanischen Länder bewahren 
würde; 

8. ist sich bewußt, daß die gemeinsamen kulturel- 
len Wurzeln und der europäische — insbeson- 
dere der spanische und der portugiesische — 
Einfluß bei der Errichtung bedeutender latein- 
amerikanischer Universitäten für die Zusam- 
menarbeit mit Lateinamerika im Universitäts- 
bereich günstig sind; 

9. begrüßt die bilateralen Initiativen für eine Zu- 
sammenarbeit im Universitätsbereich und die 


Existenz von Organisationen für eine allge- 
meine Zusammenarbeit im Universitätsbereich 
in Lateinamerika und in Europa und ist sich 
bewußt, daß die weiteren vorhandenen Institu- 
tionen für eine Zusammenarbeit außerhalb des 
Universitätssektors genutzt werden müssen; 

10. nimmt Kenntnis von den Initiativen der 
UNESCO für eine Universitätsplanung in La- 
teinamerika und bewertet die möglichen künfti- 
gen Entwicklungen des EG-Instituts für die Be- 
ziehungen zwischen Europa und Lateinamerika 
(IRELA); 

11. ist von der Bedeutung des Piloteprojekts der 
Ständigen Konferenz für Universitätsprobleme 
(CC-PU) sowie der Ergebnisse des ersten im 
Rahmen dieses Projekts veranstalteten Kollo- 
quiums in Salamanca im April 1985 für die Zu- 
sammenarbeit im Universitätsbereich zwischen 
Europa und Lateinamerika überzeugt; 

12. ist der Auffassung, daß die Zusammenarbeit im 
Universitätsbereich ausgewogener sein wird, 
wenn sie das Ergebnis globaler Maßnahmen 
zwischen Europa und Lateinamerika darstellt, 
und ist ferner der Ansicht, daß die Stärkung der 
Beziehungen zwischen der Versammlung des 
Europarates und den interparlamentarischen 
Institutionen Lateinamerikas dieser Zusam- 
menarbeit förderlich sein könnte; 

13. ist der Auffassung, daß der Europarat ein gün- 
stiges Umfeld für eine Zusammenarbeit mit La- 
teinamerika im Universitätsbereich bietet und 
gleichzeitig ein Zentrum für Maßnahmen dar- 
stellt, die auf eine Stimulierung der freien 
Zusammenarbeit zwischen den Universitäten 
Europas und Lateinamerikas abzielen; 

14. hofft, daß der Europarat diese Zusammenarbeit 
auf andere im weitesten Sinne zu Europa gehö- 
rende Länder ausdehnen wird, wie es auch im 
Europäischen Jahr der Musik geschehen ist; 

15. ist überzeugt von der Notwendigkeit einer 
ausgewogeneren Zusammenarbeit zwischen 
Europa und Lateinamerika im Rahmen der tri- 
lateralen Zusammenarbeit zwischen Latein- 
amerika, Nordamerika und Europa; 

16. empfiehlt dem Ministerkomitee: 

i. die globale Zusammenarbeit zwischen 
Europa und Lateinamerika im Universitäts- 
bereich zu koordinieren und zu fördern, 
wenn möglich durch internationale Universi- 
tätsvereinigungen sowohl in Europa als auch 
in Lateinamerika; 

ii. die Aufstellung eines Verzeichnisses der zwi- 
schen allen europäischen und lateinamerika- 
nischen Staaten geschlossenen bilateralen 
Abkommen im Universitätsbereich oder, 
konkreter, der von den Universitäten durch- 
geführten Abkommen zu unterstützen oder 
dieses nötigenfalls zu vervollständigen, mit 
dem Ziel, eine Übersicht über die bestehende 
Zusammenarbeit zu erhalten; 
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iii. sicherzustellen, daß sich an das Kolloquium 
von Salamanca über die Zusammenarbeit im 
Universitätsbereich weitere Maßnahmen an- 
schließen, indem 

a) die CC-PU aufgefordert wird, die Ergeb- 
nisse der Pilotprojekte auszuwerten; 

b) künftige, abwechselnd in Europa und 
Lateinamerika stattfindende Tagungen 
unterstützt werden; 

iv. der CC-PU die Durchführung von Maßnah- 
men vorzuschlagen, die dem Austausch von 
Lehrern und Studenten mit Lateinamerika 
unter Berücksichtigung der rechtlichen, 
administrativen und finanziellen Aspekte 
förderlich sind, beispielsweise durch Förde- 
rung gemeinsamer wissenschaftlicher Arbei- 
ten; 

V. fordert die Regierungen der Mitgliedstaaten 
auf: 

a) zwischen Europa und Lateinamerika 
Ausbildungs- und Forschungsprogramme 
zwischen Universitäten, Forschungsein- 
richtungen und Lehrerausbildungsstätten 
zu entwickeln; 


b) durch die Einrichtung spezieller Lehr- 
stühle das Studium in den Fächern Ge- 
schichte und Geographie Lateinamerikas 
zu fördern; 

c) in Europa die Mobilität von Lehrern, For- 
schern und Studenten aus Lateinamerika 
zu erleichtern; 

d) bestehende finanzielle Ressourcen zu ko- 
ordinieren und aufzustocken, um Mittel 
für die Förderung des Universitätsaustau- 
sches zwischen Europa und Lateiname- 
rika bereitzustellen; 

e) den in Europa lebenden Lateinamerika- 
nern oder Flüchtlingen aus Lateiname- 
rika den Zugang zu einer Universitäts- 
ausbildung zu erleichtern; 

vi. die nationalen und internationalen staatli- 
chen Organisationen aufzufordern, die Uni- 
versitätsvereinigungen Europas und Latein- 
amerikas über alle Programme der Zusam- 
menarbeit mit Lateinamerika zu unterrich- 
ten, um den Universitäten eine Beteiligung 
zu ermöglichen. 
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